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Erſcheint jeden Dienstag und Freitag abends. 


Nr. 17. 


Dienstag, den 28. Februar 1893. 


Jahrgang II. 


Pränumerationspreiſe:“ 


: Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl. 
„ mit Zuſtellung ganzjährig 7 fl., halbjährig 3 fl. 50 kr. 


e die Provinz: ganzjährig 8 fl., halbjährig 4 fl. 


Einzeluexemplare a 10 kr. im Redactionslocale im Rathhauſe. 


Gemeinderath. 


Slenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 21. Februar 
1893 unter dem Vorſitze des Vice-Bürgermeiſters Dr. 
Raimund Grübl. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Aus Anlass der Entbindung Ihrer k. u. k. Hoheit der 
durchlauchtigſten Frau Erzherzogin Marie Valerie (die Ver— 
ſammlung erhebt ſich) wurde ein Schreiben an den Cabinets- 
director Staatsrath Baron Braun mit dem Erſuchen gerichtet, 
die Glückwünſche der Stadt Wien zu dieſem freudigen Familien- 
Ereigniſſe Sr. Majeſtät dem Kaiſer zu unterbreiten. 

Sr. k. u. k. Hoheit dem durchlauchtigſten Herrn Erzherzog 
Franz Salvator wurden die Glückwünſche der Stadt Wien 
telegraphiſch übermittelt. In Erwiderung derſelben hat der Herr 
Cabinetsdirector ein Schreiben an den Herrn Bürgermeiſter ge— 
richtet, welches lautet (liest): 

„Mit Beziehung auf die geſchätzte Zuſchrift vom 18. d. M. 
beehre ich mich, Euer Hochwohlgeboren im allerhöchſten Auftrage 
ergebenſt mitzutheilen, dafs Se. k. u. k. Apoſtoliſche Majeſtät von 
den Glückwünſchen der Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien aus 
Anlass der glücklichen Entbindung Ihrer k. u. k. Hoheit der durch— 
lauchtigſten Frau Erzherzogin Marie Valerie mit dem Aus— 
drucke des allerhöchſten Dankes huldvollſt Kenntnis zu nehmen 
geruhten. 

Wien, 20. Februar 1893. 
(Beifall.) 

Der Herr Kammervorſteher Sr. kaiſerl. Hoheit des Herrn 
Erzherzog Franz Salvator hat telegraphiſch erwidert: 


Braun m. p.“ 


„Ihre k. u. k. Hoheiten haben die Glückwünſche der Haupt— 
und Reſidenzſtadt Wien mit Freude entgegengenommen und danken 
für dieſelben wärmſtens.“ (Beifall.) 

2. Herr Gem.⸗Rath Saſſe entſchuldigt ſein Ausbleiben von 
der heutigen Sitzung damit, dass er durch die Erfüllung feiner 
Geſchwornenpflicht am Erſcheiuen verhindert iſt. 


3. Die Familie Reiſinger hat aus Anlass des Ablebens 
des Herrn Reiſinger sen. den Armen des X. Bezirkes 500 fl. 
und der I. Kinderbewahranſtalt des X. Bezirkes gleichfalls 500 fl. 
geſpendet. (Beifall.) 

Der Familie Reiſinger wird der Dank aus— 
geſprochen. 


4. Baron Bourgoing hat dem ſtädtiſchen Muſeum zwei 
Büſten geſchenkt. 

Dem Spender wird der Dank ausgeſprochen. 

5. In Erwiderung der Interpellation des Herrn Gem.-Rathes 
Karl Wimberger, betreffend Maßnahmen gegen die Überfütterung 
der Rinder am Viehmarkte, beehre ich mich, Folgendes mitzutheilen: 
Über die vom Herrn Gem.-Rath Wimberger gemachten Angaben 
iſt Folgendes zu bemerken: Auf Grund des eingeholten Gutachtens 
der Genoſſenſchaftsvorſtehungen der Fleiſchhauer, Fleiſchſelcher und 
Gaſtwirte über die geeigneten Maßnahmen gegen Überfütterungen, 
reſpective Übertränkungen der Rinder am Viehmarkte hat der 
Magiſtrat in ſeinem Berichte vom 10. Jänner d. J. an den 
Stadtrath beautragt, die Ausläufe der Waſſerleitung in den 
Stallungen mit Abſperrvorrichtungen zu verſehen und das Auf— 
ſichtsperſonale zu vermehren, beziehungsweiſe die in den Schlacht— 
häuſern beſindlichen Schlachtbrücken-Aufſeher auf den Viehmarkt zu 
verſetzen. Die Angelegenheit wurde im Stadtrathe bereits referiert. 
Es wurde der Beſchluſs gefasst auf proviſoriſche Aufnahme von 
fünf Hausdienern zu Approviſionierungszwecken bis zur definitiven 
Regelung des Dienſtes in den Schlachthäuſern. Was den Fall der 
Überfütterung mehrerer dem Fleiſchhauer Edleditſch gehörigen 


Ochſen anbelangt, ſo iſt hierüber die Unterſuchung beim Magiſtrate 
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anhängig und wird das Reſultat dem Gemeinderathe vorgelegt 
werden. 

Ich bitte um Mittheilung des Ein laufes. 

Schriftführer Gem.-Aath Schreuckh (liest): 

6. Antrag der Gem.-Näthe Schmidt, Siegert und 
Genoſſen: 

Die Commiſſion der Bezirks⸗Lehrerbibliothek des ehemaligen Schulbezirkes 
Sechshaus trat ſchon mehrmals bittlich an den löblichen Bezirksſchulrath der 
Stadt Wien um Gewährung einer Subvention und um Flüſſigmachung der 
ihr vom ehemaligen Bezirksſchulrathe Sechshaus im Jahre 1890 bewilligten 
Subvention heran, welchem Anſuchen jedoch bis heute keine Folge gegeben 
wurde. 


Nachdem aber die Juſtandhaltung der Bezirks⸗Lehrerbibliotheken, die doch 


dem Lehrer die Mittel zu ſeiner Fortbildung bieten ſollen, von großer Wichtig— 
keit iſt, und nachdem die Gemeinde Wien, reſpective der Bezirksſchulrath nach 
8 38 des n.⸗ö. Landesgeſetzes zur Erhaltung dieſer Bibliotheken verpflichtet iſt, 
ſo ſtellen die Unterzeichneten den Antrag: 


Der löbliche Gemeinderath wolle jeder Bezirks-Lehrerbibliotheks— 
Commiſſion bis zur Schaffung einer Central-Bibliothek eine jähr— 
liche Subvention im Betrage von 300 fl. bewilligen. 

An den Stadtrath. 

7. Bice-Bürgermeifter Dr. Grübl: Wir kommen zur 
Tagesordnung, Fortſetzung der Budgetberathung. Ich bitte die 
Herren Referenten, die Plätze am Referententiſch einzunehmen. 

Erledigt find die Gruppen I, III, VI. Von der Gruppe Lift 
nur Rubrik IV 18 „Diäten, Commiſſionsgebüren“ u. ſ. w. zu 
verhandeln. 

Zum Worte ſind gemeldet die Herren Gem.-Räthe Dr. v. 
Billing, Tagleicht und die Herren Referenten. 

Gem.-Nath Dr. v. Willing: Ich habe mir das Wort 
erbeten, weil von zweien der Herren Vorredner bemerkt worden 
iſt, daS die Vorlage des Stadtrathes bezüglich der Regulierung 
der Diäten und Wagengebüren von mir im Gemeinderathe zum 
Vortrage gebracht worden ſei, dass aber das Referat abgeſetzt 
wurde und ſeitdem nicht mehr zum Vorſchein gekommen iſt. Ich 
glaube, das es nothwendig iſt, in dieſer Beziehung hier einige 
Worte zu ſprechen, damit nicht etwa der Glaube wachgerufen 
werde, daſs der Referent des Stadtrathes an der Verzögerung 
dieſer Sache irgend welche Schuld trägt. 

Die Herren wiſſen, daſs ich damals die Ehre hatte, Ihnen ein 
ganz neues Syſtem vorzuſchlagen, welches der Stadtrath einſtim— 
mig acceptiert hatte, ein Syſtem, welches insbeſondere darin ſeinen 
Kernpunkt hatte, daſs bei Amtshandlungen, welche in dem Bezirke 
ſelbſt ftattfinden, in welchem der betreffende Beamte feinen Amtsſitz 
hatte, irgendwelche Gebüren- oder Diätenaufrechnungen nicht ſtatt⸗ 
haben dürfen, und dafs ſonſt die Gebüren, wenn ich ſo ſagen 
darf, nach einem Zonentarif abgeſtuft wurden. Wie Sie ſich wei- 
ters erinnern werden, hat dieſe Vorlage ſchon hier im Gemeinde— 
rathe ſelbſt einen Widerſpruch erfahren, und zwar von einer Per— 
ſönlichkeit, welche ich gewiss hochſchätze, die ſich aber in dieſer 
Frage die alten Reminiſcenzen an ihre ehemalige Thätigkeit als 
Stadtbauamts⸗Beamter bewahrt zu haben ſcheint, und an die 
paradieſiſchen Tage, wo er vielleicht auch von jenem Diäten- 
Dattelbaum gepflückt hat. (Heiterkeit.) Er hat es ja ſelbſt zugeſtanden, 
dafs er damals Diäten bezogen hat — das iſt ja auch ganz 
natürlich, weil er eben Beamter war. Der Antrag hat alſo hier 
ſchon, wie geſagt, eine Bekämpfung erlitten und es war ja eine 
längere Debatte vorausſichtlich. 

Der Umſtand aber, dass ſchon hier im Gemeinderathe in 
dieſer Beziehung eine Oppoſition gemacht wurde, hat auf die 
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der Beamten, wie es ſcheint, eine Oppoſition in Scene geſetzt wurde, 
welche den Herrn Bürgermeiſter veranlasst hat, in der Stadtraths— 
Sitzung zu erklären, dass er vermeine, dieſe ganze Gebürenordnung 
ſolle bis zu dem Momente vertagt werden, wo die Rangclaſſen— 
eintheilung der Beamten ſtattgefunden haben wird. Er hat ſohin 
den diesbezüglichen Act an ſich gezogen und für ſich reſerviert. Es 
iſt alſo der gegenwärtige Stand der Sache der, dafs dieſe Vor— 
lage erſt von Seite des Herrn Bürgermeiſters wahrſcheinlich noch— 
mals an den Stadtrath geleitet werden wird. 

Es ſcheint übrigens, dafs auch dem Herrn Bürgermeiſter die 
bisherigen Verhältniſſe nicht haltbar erſchienen, denn es liegt 
mir hier eine Normativbeſtimmung des Herrn Bürgermeiſters vom 
November v. J. vor, in welcher er von ſeinem Standpunkte als 
Bürgermeiſter proviſoriſch bis zur definitiven Erlaſſung der neuen 
Gebürenordnung beſtimmt hat, dass bei Amtshandlungen, welche 
von ſolchen Beamten, die in der Centrale ſind, in ehemaligen 
Vororten vorgenommen werden, welche nicht unmittelbar an der 
alten Gemeindegrenze liegen, wo alſo früher Diäten aufgeſchrieben 
worden ſind, nunmehr Diäten nicht mehr zu verrechnen ſeien, und 
dafs die Wagengebüren bei Amtshandlungen in jenen ehemaligen 
Vororten, welche unmittelbar an die alte Gemeindegrenze anſtoßen, 
mit 3 fl., in weiter gelegenen Bezirken mit 4 fl. zu verrechnen 
eien. 
| Ich habe hiemit nur den Verlauf der ganzen Sache klar— 
ſtellen wollen, damit man weiß, wo eigentlich die Sache gegen— 
wärtig ruht, und ich darf wohl die Erwartung ausſprechen, dass 
wir eheſtens in die Lage kommen werden, auch in den bisher noch 
nicht durchgenommenen Amtern die Einreihung der Beamten zu 
finaliſieren, ſo daß daun gar kein Grund vorliegen wird, dieſe ab— 
geſetzte und gegenwärtig ruhende Frage wieder in Berathung zu 
nehmen und durchzuführen, da es thatſächlich, ich conſtatiere es, 
eine abſolute Nothwendigkeit iſt, in dieſer Beziehung einſchränkende 
Beſtimmungen zu treffen. Es iſt daher der Antrag des Herrn 
Collegen Kaſpar vollſtändig berechtigt, und ich würde bitten, 
demſelben zuzuſtimmen. 

Gem.⸗Nath Tagleicht: Als ich mich zu dieſem Gegenſtande 
zum Worte gemeldet habe, wuſste ich nicht, dafs ſich Herr College 
Billing zum Worte gemeldet habe. Es iſt im weſentlichen der— 
ſelbe Gedankengang, den ich zur Geltung bringen wollte. Es iſt 
alſo bezüglich des Antrages Kaſpar meinerſeits jetzt nichts mehr 
vorzubringen. Hingegen hätte ich einiges in Betreff der Rede des 
Herrn Collegen Herrdegen zu erwähnen. Wir erinnern uns, 
dals der Herr Gem.-Rath Herrdegen der Meinung Ausdruck 
gegeben hat, daſs zu viele Commiſſionen abgehalten werden, und 
er tadelte insbeſondere die Commiſſionen in einigen taxativ ange— 
führten Fällen. Ich bin der entgegengeſetzten Meinung und halte 
mich für verpflichtet, dieſer Anſicht Ausdruck zu geben. Ich betone, 
dafs in einer Großſtadt wie Wien eine große Anzahl von Ge— 
ſuchswerbern für die verſchiedenſten Amtsthätigkeiten vorhanden iſt. 
Es iſt nun bekannt, daßs für alle dieſe ungezählten Thätigkeiten 
verſchiedene Geſetze, Verordnungen oder Gemeinderaths⸗Beſchlüſſe 
maßgebend find, und dafs dieſe eingehalten werden müſſen. Nun 
it es natürlich, daßs ſowohl die richtige Anwendung der einſchlä— 
gigen Stellen als auch die Evidenzhaltung der Veränderungen, 
welche an unbeweglichem Gute oder ſelbſt an mobilen Fahrniſſen 
ſtattfinden, eine Nothwendigkeit iſt, die man bei einer großen Ver: 
waltung wohl kaum vermiſſen kann. Dieſe ſogenannten kleinen 


Beamten die wohl natürliche Wirkung geübt, dafs auch von Seite | Commiſſionen find ſoweit in vielen Fällen ſehr wichtig. Ich möchte 
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daher den Uſus der Commiſſionierungen in allen denjenigen Fällen 
vertheidigen, in denen er bisher beſtand. Es iſt das eine Auslage, 
die allerdings — da ſtimme ich bei — dem Geſuchswerber mit⸗ 
unter läſtig ſein kann, allein der Vortheil, welcher angeſtrebt wird, 
iſt jedenfalls der Sache wert. Es handelt ſich nicht allein um das 
Intereſſe des Geſuchswerbers, jondern in den meiſten Fällen um 
das Intereſſe der Anrainer und der Offentlichkeit. Von dieſem 
Standpunkte ausgehend, kann ich nur die bisher abgehaltenen 
Commiſſionen für begründet halten und für die Aufrechthaltung 
derſelben einſtehen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Wünſcht einer der Herren 
Referenten das Wort? (Dieſelben verzichten.) 

Wir ſchreiten zur Abſtimmun g. Herr Gem.-Rath Kaſpar 
hat den Antrag geftellt: „Der Stadtrath werde erſucht, dem Ge— 
meinderathe eheſtens eine Vorlage wegen Regulierung der Diäten, 
Koſtgelder, Wagengebüren ꝛc. vorzulegen.“ 

Die Herren, welche mit dieſem Antrage einverſtanden ſind, 
wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt ange: 
nommen. Damit iſt Gruppe I erledigt. | 

Stadtraths-Referent Gem.-Nath Voſchan: Gruppe II. 
„Steuerweſen.“ Die Einnahmen aus dieſem Titel der Beſteuerung 
werden, wie den Herren bekannt iſt, bei der Bedeckung budgetiert. 
Hier werden nur veranſchlagt Poſt 6, Verzugszinſen von den 
Zinskreuzern und den Zuſchlägen zu den directen Steuern 26.870 fl. 
Poſt 7, Gemeindegaben⸗Pauſchalien 1.290 fl. 
Die Einnahmen aus der Verzehrungsſteuer werden ebenfalls bei 
der Bedeckung budgetiert. Zuſchlag zu den Staatsgebüren anläſs— 
lich von Beſitzveränderungen in Realitäten: Poſt 1 „Zuſchlag zu 
den von Fall zu Fall bemeſſenen Staatsgebüren“ 212.780 fl. 
Poſt 2, Zuſchlag zum Gebüren-Aquivalente vom unbeweglichen 


Vermögen „ 8 27.310 fl. 
Rubrik X. Geweinde⸗ Auflage uf den Beſ ſitz von Hunden 126.640 fl. 
Muſikimpoſt . 8 15.000 fl. 
Rubrik XI. Stenerexerution, Poſt 1 Stenerexerutiond - Ge⸗ 
büren . 5. 8 79.520 fl. 
Poſt 2, Sequeſtrationsgebüren f 3.570 fl. 


Das ſind die Einnahmen. 

Gem.-Nath Dr. Stern: Wie wir wiſſen, iſt gegenwärtig 
im Abgeordnetenhauſe eine Vorlage, welche die Perſonal-Ein— 
kommenſteuer betrifft, in Berathung, und dieſe Vorlage hat einen 
weſentlichen Einfluss nicht allein auf die Beſteuerung unſerer Ber 
völkerung, ſondern auch einen unmittelbaren Einfluſs auf das 
Steuerweſen der Commune. Es iſt beiſpielsweiſe, wie wir ja 
wiſſen, in dieſer Vorlage davon die Rede, daſss auf die neue 
Perſonal⸗Einkommenſteuer, die geplant wird, unter gewiſſen Vor⸗ 
ausſetzungen, die ja zweifellos gegeben werden müſſen, die Commune 
nicht mehr das Recht hat, einen Zuſchlag einzuheben. Es joll 
ferner die Erwerbſteuer und die derzeitige Einkommenſteuer contin— 
gentiert werden, und da wir nun einen beſtimmten percentualen 
Zuſchlag zu dieſer Erwerb- und derzeitigen Einkommenſteuer ein- 
heben, fo ergibt ſich daraus, dass auch jene Ziffern, welche wir 
einheben, dadurch nicht nur in ihrem Beſtande ſondern auch in 
ihrer Progreſſion fixiert werden ſollen, nachdem eine beſtimmte 
Progreſſion in dieſem Geſetze gegeben wurde. Nun wurde uns vor 
einiger Zeit ein Bericht über ein Gutachten der Commune in 
Betreff der Vorlage der Erwerbſteuer erſtattet. Es wurde ſchon 
damals von verſchiedenen Seiten hingewieſen und auch vom Herrn 
Referenten anerkannt, das, indem fi) eine ſolche Vorlage nur 
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mit einem Theile, nämlich nur mit der Erwerbſteuer beſchäftigte, 
ſie nicht allein auf Vollſtändigkeit keinen Anſpruch macht, ſondern 
daſs auch die Schlüſſe, welche daraus gezogen werden, doch nicht 
ſo ganz richtig oder nicht ſo vollſtändig concludent ſind. 

Es iſt ſchon damals darauf hingewieſen worden, dass es von 
ſehr großem Werte wäre, wenn ein Bericht, beziehungsweiſe ein 
Gutachten von der Commune über die Geſammtheit dieſer Steuer: 
vorlagen erſtattet und namentlich in dieſes Gutachten die Berichte 
über die neue Perſonal⸗Einkommenſteuer einbezogen worden wären. 
Damals iſt nun einerſeits die große Dringlichkeit der Sache betont 
worden, andererſeits iſt uns in Ausſicht geſtellt worden, daßs uns 
der Bericht über die geſammten Steuervorlagen demnächſt werde 
erſtattet werden. Es iſt bisher nicht geſchehen. Ich würde daher 
den Wunſch ausſprechen, daſs uns dieſe Vorlage möglichſt bald 
von Seite des Stadtrathes erſtattet, dafs uns möglichſt bald das 
Gutachten vorgelegt werde, welches die Gemeinde Wien betreffs 
der Geſammtheit der Perſonal ſteuervorlagen, die derzeit das Ab- 
geordnetenhaus beſchäftigen, erſtatten wird. Ich weiſe darauf hin, 
daßs ſchon die bisherige Nichterſtattung dieſes Gutachtens vielleicht 
wenigſtens einen Nachtheil nach ſich gezogen hat. 

Wie Sie wiſſen, werden ja ſolche große Steuergeſetze vorzugs⸗ 


weiſe in den Commiſſionen bearbeitet und was in den Commiſſionen 


nicht zuſtande kommt, die Begünſtigungen, die dort nicht durch⸗ 
zuſetzen find, werden auch vor dem Plenum des Hauſes nicht 
erlangt. 

Nun habe ich vor kurzer Zeit geleſen, daſs gerade in den 
betreffenden Commiſſionen, in welchen die Perſonal⸗Einkommen⸗ 
ſteuer berathen wurde, das Exiſtenzminimum verhandelt wurde und 
daſs damals von Wiener Abgeordneten, ich glaube von den Ab⸗ 
geordneten Exner oder Wrabetz, der nach meiner Überzeugung 
ſehr begründete Antrag geſtellt wurde, das das Exiſtenzminimum 
für Wien von 600 fl. auf 700 fl. zu erhöhen ſei. Mir ſcheint, 
wenn ein derartiges Gutachten damals ſeitens des Gemeinderathes 
vorgelegen wäre, wenn es unterſtützend für jene Anträge gewirkt 
hätte, dann möglicherweiſe der Erfolg ein anderer hätte ſein können. 
Ich ſage nur möglicherweiſe, denn eine Gewiſsheit läſst ſich darüber 
nicht ausſprechen, aber gewiss ergibt ſich daraus, wie dringend 
nothwendig es iſt, daſs wir in die Berathung der Steuervorlagen 
möglichſt bald gehen, daſs wir möglichſt bald dieſes Gutachten 
erſtatten. Dies iſt auch deshalb nothwendig, damit wir nicht immer 
bei ſo wichtigen Angelegenheiten in eine Zwangslage verſetzt werden, 
raſch zuzuſtimmen, ohne uns in große Debatten einzulaſſen, die 
vielleicht ſehr nothwendig ſind, nur weil die Sache raſch erledigt 
werden mufs, weil Gefahr im Verzuge iſt. Aus dieſen Gründen 
möchte ich den Wunſch ausſprechen, dafs dieſe Vorlage des Stadt— 
rathes in Betreff der den Reichsrath gegenwärtig beſchäftigenden 
Perſonalſteuervorlage möglichſt bald erſtattet werde. Ich hätte ſehr 
gerne einen Antrag darüber geſtellt, thue dies aber nicht, weil ich 
befürchten müste, daſs mir wieder, wie es letzthin geſchehen iſt, 
von Seite des Referenten des Stadtrathes, des verehrten Collegen 
Boſchan, ſofort entgegengetreten werde, und zwar ohne daj ich, 
nachdem er das Schlusswort hat, darauf wieder eine Entgegnung 
vorbringen könnte. Der Referent würde vielleicht wieder, wie er 
es das letztemal gethan hat, ſogar im Widerſpruche mit ſeinen 
eigenen Anträgen, die er uns vor einem Jahre geſtellt und deren 
Erledigung ſowie die Bekanntmachung der Erledigung er uns in 
Ausſicht geſtellt hat, im Widerſpruche ſogar mit Vorlagen des 
Stadtrathes, die auf der Tagesordnung ſtehen, meine Anträge ber. 
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kämpfen. Aus dieſem Grunde, und um nicht die koſtbare Zeit in 
Anſpruch zu nehmen, ſtelle ich keinen Antrag, ſondern bitte, meine 
Anregung nur als einen Wunſch anzuſehen, den der Stadtrath 
beherzigen möge. (Bravo!) 

Dire-Bürgermeifter Dr. Grübl: Da keine Einwendung 
erhoben wurde, erkläre ich die in Verhandlung ſtehenden Poſitionen 
für angenommen. 

Stadtraths-Referent: Seite 45. Ausgaben: Zinskreuzer 
und Zuſchläge zu den directen Steuern. Bezüge der Beamten des 


ene feee e wee 143.500 fl. 
Anſchaffung von Hundemarkern⸗ 900 fl. 
Steuerexecution. Bezüge des Perſonales des Steuer— 

ereeufions amtes 109.900 fl. 


Auslagen für die Durchführung der Steuerſequeſtration 2.040 fl. 

Vice Vürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Stadtraths-Neferent: Damit iſt Gruppe II erledigt. Wir 
gelangen zu Gruppe IV „Gemeindeſchuld“. 

In der Einnahme erſcheint der Antheil an den Einnahmen 
des Donauregulierungsfondes mit 100.000 fl. Dieſe Poſt iſt 
bekanntlich eine durchlaufende und erſcheint in der Ausgabe wieder 
als Beitrag zu den weiteren Arbeiten. In den Ausgaben ſind die 
communalen Anleihen, die Tilgungs- und Verzinſungsquote des 
25⸗Millionen-, 10⸗Millionen- und 30⸗Millionen-Aulehens ange: 
führt; die Kapitalsrückzahluug und Verzinſung zuſammen macht 
1,247.000 fl. 

Gem.⸗Nath Dr. Stern: Meine ſehr geehrten Herren! Ich 
erlaube mir bei dieſer Poſt, wahrſcheinlich zum letztenmale in der 
Debatte über die Budgetvorlage, Ihre Geduld in Anſpruch zu 
nehmen. Wie Sie wiſſen, fungieren unter den kommunalen An— 
lehen ein 25-Millionen und ein 10⸗Millionen⸗Anlehen, welche noch 
eine relativ kurze Tilgungszeit haben. Wenn ich nicht irre, ſo 
dürfte fie 14 bis 18 Jahre betragen. Ich glaube kaum, dass fie 
eine längere ſein wird. Die Tilgung dieſer Anlehen nimmt eine 
bedeutende Quote in Anſpruch. Heute iſt aber nunmehr die Zeit 
der Convertierung, und zwar der freiwilligen Convertierung ge— 
kommen. Dass wir dieſe communalen Anlehen nicht zwangsweiſe 
convertieren können und wollen, können wir heute ganz ruhig in 
öffentlicher Sitzung ausſprechen, namentlich in einem Moment, wo 
wir darangehen, wieder den Credit für unſere Gemeinde in An— 
ſpruch zu nehmen. Es kann unſeren Credit nur erhöhen, wenn 
wir conſtatieren, dals wir ebenſo wie auch der alte Gemeinderath 
trotz der verſchiedenen Anfechtungen, die deshalb gegen uns erhoben 
werden, uns entſchieden dafür ausgeſprochen haben, die dem Geſetze 
und dem Vertrage vollkommen entſprechenden Verpflichtungen auch 
vollkommen entſprechend einhalten zu wollen. 

Aber für eine freiwillige Convertierung iſt jetzt ein Moment 
gegeben, der meines Erachtens nicht unbenützt vorübergehen ſollte; 
heute iſt es ein ſehr großes Beneficium für den Gläubiger, wenn 
er nicht in die traurige Lage verſetzt wird, ſein Capital zurückzu⸗ 
bekommen, weil er unter den gegenwärtigen Verhältniſſen kaum 
weiß, wie er es wieder nutzbringend zu verwerten in der Lage iſt. 
Ein ganz beſonderes Beneficium für den Gläubiger iſt es alſo, 
wenn die Tilgungsfriſt verlängert wird, und ich möchte da nur 
auf einen Vorfall in der letzten Zeit hinweiſen; als nämlich die 
Karl Ludwig⸗Bahn vom Staate übernommen wurde, wurde den 
Gläubigern als beſonderes Beneficium ſeitens der Staatsver— 
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waltung gewährt, dass durch eine beſtimmte Reihe von Jahren, 
ich glaube durch zehn Jahre, die Tilgung des Capitals gar nicht, 
oder nur unter ſehr erſchwerenden Bedingungen, nämlich mit einer 
bedeutenden Aufzahlung, vorgenommen werden könnte. 

Wenn wir nun einerſeits in der Lage ſind, unſeren Gläubigern 
ein ſolches Beneficium zu gewähren, indem wir die Tilgungsfriſt 
verlängern, ſo können wir andererſeits auch für uns ein Bene— 
ficium rückſichtlich der Verzinſung erlangen. Aus dieſen Gründen 
erſcheint es mir für angemeſſen, daſs der Stadtrath und das 
Präſidium ſich mit der Frage der — ich betone es — freiwilligen 
Convertierung dieſer beiden Anlehen beſchäftige. Ich bin der vollen 
Überzeugung, dafs wir durch die Convertierung dieſer Anlehen eine 
Jahresſumme erſparen werden, welche zum mindeſten die volle Ver— 
ziuſung und Tilgung eines Anfehens, wie es jetzt in Ausſicht ſteht, 
nämlich von 17½ Millionen, vollkommen deckt, ohne dass ein ſolches 
Anlehen unſer Budget mit einem Kreuzer belaſtet. Ich kann mich 
natürlich in öffentlicher Sitzung nicht weiter über die Bedingungen 
ausſprechen, wie ich fie mir vorſtelle. Ich möchte aber dem Stadt. 
rathe dringendſt empfehlen, den günſtigen Augenblick nicht zu ver— 
ſäumen. Es iſt ja möglich, dafs in Zukunft der Zinsfuß noch 
billiger ſein wird, aber das können wir nicht voraussehen, und für 
dieſen Mangel an Vorausſicht können wir auch nicht haftbar ge— 
macht werden. Haftbar aber im moraliſchen Sinne und verant— 
wortlich können wir allerdings gemacht werden, wenn wir einen 
günſtigen Augenblick, um die Finanzen der Commune zu erleichtern, 
verabſäumen. Aus dieſem Grunde möchte ich es wünſchen, daſs 
der gegenwärtige, ſo außerordentlich günſtige Moment nicht ver— 
abſäumt werde und ſich der Stadtrath mit der Frage der frei— 
willigen Convertierung des 25- und 10⸗Millionen-Anlehens ein⸗ 


gehend beſchäftige. (Beifall). 


Stadtraths- Referent: Der geehrte Herr Vorredner hat die 
Frage der Convertierung unſerer Anlehen aufgerollt. Ich erlaube 
mir darauf nur einiges zu erwidern. Dass die Convertierung nur 
eine freiwillige ſein kann, wurde von dem Herrn Vorredner zuge— 
ſtanden, und ich glaube, daſs im ganzen Gemeinderath ſich keine 
Stimme erheben wird, zu verſuchen, ob die Convertierung zwangs— 
weiſe vorgenommen werden könnte, weil dies dem Credite der 
Commune außerordentlich nachtheilig wäre. Die Frage der Con— 
vertierung des öpercentigen Anlehens hängt aber lediglich und ganz 
genau zuſammen mit der Frage unſeres neuen Anlehens überhaupt. 
Die Verhandlungen, beziehungsweiſe Fühlungen, welche ſeitens der 
Gemeinde mit Finanzinſtituten überhaupt, mit Organen, welche ſich 
auf ſolche Geſchäfte verſtehen, gemacht worden ſind, gehen dahin, 
es ſoll zuerſt ein Titre, ein 4percentiges Papier der Gemeinde 
creiert werden, und wenn dasſelbe einen anſtändigen, dem Pari— 
curſe nahekommenden Curs im Publicum behauptet, dann wird 
der Moment gekommen ſein, wo man den Beſitzern der Hpercen— 
tigen Obligationen einen Vorſchlag machen kann, der beiläufig 
dahin gienge, daſs man ihnen für etwa 100 fl. öpercentiges Papier 
— ſagen wir beiſpielsweiſe 110 fl. 4percentiges Papier anbieten 
wird; dadurch würde die Gemeinde Wien einerſeits etwas erſparen; 
fie würde ſtatt 5 fl. Zinſen nur 4 fl. 40 kr. zu zahlen haben. 
Dagegen hätte der Beſitzer dieſer Obligation nicht die Unaunehm— 
lichkeiten, alle Jahr, wenn die Ziehungsliſten veröffentlicht werden, 
mit einer gewiſſen Beſorgnis nachzuſchauen, weil er bei jeder Obli— 
gation nach dem heutigen Cursverhältnis 70 bis 80 fl. verliert. 
Solche Verſuche können nur gemacht werden, wenn das 4percentige 
Communalanlehen einen Curs von beiläufig 100 errungen hat 
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und behauptet. Auch war der Übergang in die Kronenwährung 
abzuwarten geweſen und bisher gar nichts zu machen. 

Nun ſtehen wir vor der Aufnahme eines neuen Anlehens und 
wird es ſich dabei um folgende Frage handeln, welche für das 
Gelingen der Sache entſcheidend iſt, was der Herr Vorredner 
auch wiſſen wird, oder wiſſen ſollte. Es iſt die Frage, ob für den 
Fall, als wir unſere Öpercentigen Obligationen convertieren, die 
Befreiung von den Steuern und Gebüren, welche für die alten 
Obligationen gegeben iſt, auch auf die neuen Obligationen in dem 
Falle übertragen wird, wenn dieſelben eine viel längere Umlaufs— 
dauer haben. Bei der bekannten Zähigkeit und Schwierigkeit der 
ſtaatlichen Finanzorgane, ſolche Erleichterungen zu gewähren, kann 
die Frage nicht unbedingt mit Ja beantwortet werden. Sie iſt 
aber wichtig; denn wenn die neuen Obligationen Einkommenſteuer 
zu entrichten haben, fällt die Geſchichte auseinander und läſst ſich 
nichts machen. 

Auch will ich aufmerkſam machen, dass ein Nutzen für die 
Gemeinde aus einer ſolchen Converſion nicht zu erzielen iſt. Unſer 
Budget wird erleichtert werden dadurch, dals die Rückzahlungsquote 
vielleicht eine halbe Million jährlich weniger betragen wird; dafür 
wird aber die Rückzahlung, welche jetzt 15 bis 20 Jahre dauert, 
auf 40 bis 50 Jahre hinausgeſchoben werden; ein wirklicher Gewinn 
iſt vorläufig nicht zu erzielen. Auch möchte ich den Herren ver— 
rathen, was ja kein Geheimnis iſt, dafs die Stärke unſerer Finanzen, 
die Kraft unſeres Budgets darin liegt, daſs wir alle Jahre be— 
dentende Beträge, anderthalb bis zwei Millionen zurückzahlen, welche 
Beträge im currenten Budget enthalten find, und dass dies auch 
der Aulaſs iſt, welcher geftattet, alle Auslagen, welche nicht currenter 
Natur ſind, entweder aus unſeren Vermögensbeſtandtheilen zu 


beſtreiten, oder wenn wir nicht ausreichen ſollten, auch ein Anlehen 


aufzunehmen. 

Dieſe Angelegenheit iſt alſo gar nicht ſo eminent dringend, 
daſs man etwas dabei verſäumt. Im Gegentheil. Laſſen wir das 
Zeitalter des vierpercentigen Zinsfußes heranreifen und wenn der 
in Fleiſch und Blut des Publicums eingedrungen iſt, dann werden 
wir vielleicht mit größerem Erfolge die Convertierung machen 
können. Der Herr Vorredner kann aber verſichert fein, daſs dieſe 
Angelegenheit nicht nur meine Wenigkeit, ſondern die Buchhaltung 
und den Herrn Bürgermeiſter lebhaft beſchäftigt und daſss nichts 
verſäumt wird, im richtigen Zeitpunkte mit Anträgen an den Ge— 
meinderath hervorzutreten. 

Gem. Nath Geitler: Ich bedauere ſehr, daßs ich mich 
im Widerſpruche mit dem Herrn Vorredner befinde. Ich habe 
bereits auläſslich der General⸗Debatte über das Budget meinen 
Standpunkt in dieſer Frage gekennzeichnet. Was wir im Augen— 
blicke nicht erreichen, bringt uns keine Ewigkeit wieder. Wenn wir 
nicht jetzt an die ganze Sache gehen, werden wir einen ſo günſtigen 
Moment wahrſcheinlich nicht wieder erreichen. Ich weiß nicht, 
warum der Herr Budget-Referent ſo außerordentlich feindlich der 
ſofortigen Inangriffnahme der Convertierung, u. zw. der Cumu— 
lierung der Convertierung mit der Aufnahme eines Anlehens gegen— 
überſteht. Das iſt eben der Augenblick, den wir benützen müſſen, 
und wir dürfen nicht darauf warten, bis jener 4percentige Titre, 
den wir ausgeben ſollen, dieſen oder jenen Cours erreicht haben 
wird. Es iſt ſchwer, ſich hierüber hier öffentlich auszuſprechen. 
Aber mir macht die Außerung des Herrn Vorredners, er verzeihe 
es mir, den Eindruck, welchen jenes wunderbare Circulare der 
Verkehrsanlagen-Commiſſion hinſichtlich der Placierung ihres An— 
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lehens gemacht hat. Auch dieſes Circulare hat in den finanziellen 
Kreiſen jene Würdigung gefunden, die ihm gebürt hat, und ich 
mus jagen, wenn das, was hier gejagt iſt, in jene Kreiſe dringen 
wird, die ſich mit ernſten Finanzfragen befaſſen, wird es — der 
Herr Referent möge verzeihen — ein Lächeln hervorrufen. 

Gem.-Nath Dr. Stern: Meine Herren! Ich möchte einiges 
auf dasjenige entgegen, was von Seite des Herrn Finanz-Reſerenten 
vorgebracht wurde. Der Herr Finanz-Referent hat zunächſt geſagt, 
wir mögen erſt dieſe neue 4percentige Communalanleihe emittieren, 
und dann möge man ſehen, welchen Cours dieſe Anleihe hat, um 
auf Grund dieſes Courſes und auf Grund der Ermittlungen, die 
wir ſehen, wenn die Anleihe Pari-Cours hat, zur Couvertierung 
zu ſchreiten. 

Ich mußs aufrichtig jagen, das begreife ich nicht. Erſtens iſt 
der Cours jeden Tag erſichtlich, und wenn wir den Courszettel 
hernehmen, ſo werden wir finden: Anlehen der Stadt Trieſt, 
Graz u. ſ. w., und wir können uns denken, welchen Cours dann 
die 4percentige Anleihe der Stadt Wien haben wird, da doch der 
Credit der Stadt Wien, und das mit Recht, höher zu ſchätzen iſt, 
als der Credit einer anderen Provinzſtadt. Das zweite ift, dafs 
ſich der Cours nach den Zeitverhältniſſen richtet, und daſs, wenn 
heute ein beſtimmter Cours gegeben iſt, wenn heute zum Beiſpiel 
die Apercentige Anleihe emittiert wäre, und wenn dieſes 4percentige 
Communalanlehen den Cours von 100 bereits erreicht hätte, wir 
doch nicht wiſſen können, ob, wenn wir die Convertierung erſt 
machen, bis ſich der Cours gefeſtigt hat, nicht neue Ereigniſſe ein— 
treten, die den Cours, abgeſehen von dem finanziellen Standpunkte 
der Commune, erſchüttern. Da entſcheiden die Verhältniſſe der 
Gegenwart, die Verhältniſſe des Moments; der Courszettel gibt 
uns ſpaltenlang den Cours, welche alle glichen Städte⸗ und 
Länderanlehen haben. 

Es iſt damit der Cours gegeben, auf Grund deſſen wir den 
Cours des neuen 4percentigen Wiener Communalanlehens berechnen 
können. Der Referent ſagt, dass ich es wiſſen könne und wiffe, 
daſs ja die Steuerfrage erſt geregelt werden müsste. (Richtig!) 
Sie müfste geregelt werden rückſichtlich neuer Obligationen, be— 
ziehungsweiſe rückſichtlich der Convertierung der bisherigen Obli— 
gationen. Das iſt aber eben die Inangriffnahme der Convertierung. 
Dieſelbe liegt ja darin, daſs gleichzeitig auch die Steuerfrage 
geregelt wird. Man mufs ja wiſſen, wie groß der Betrag der neu 
zu emittierenden Papiere ſein wird, und für welche Summe man 
dann dieſe Stempel⸗, Steuer- und Gebürenbegünſtigung wird an: 
zuſprechen haben müſſen. Das iſt das weitere. 

Der Herr Referent ſagt weiter, die Commune würde da irgend 
einen Vortheil nicht ziehen, und zwar deshalb, weil vielleicht ein 
viel höherer Capitalsbetrag wird emittiert werden müſſen. Ich 
bitte den Herrn Referenten um Entſchuldigung, das iſt aber ganz 
unrichtig; ich bitte ihn, nur die bekannten Spitzer'ſchen Tabellen 
zur Hand zu nehmen, und er wird auf Grund dieſer Spitze r'ſchen 
Tabellen ſelbſt ausrechnen können, geradeſo wie ich es auszurechnen 
in der Lage bin, wie groß der Nutzen der Commune iſt unter der 
Vorausſetzung der Reducierung des Zinsfußes und einer irgendwie 
angemeſſenen kleinen Erhöhung des Capitals. Wie groß der Nutzen 
für die Commune iſt, lässt ſich auf Grund dieſer Tabellen ganz 
genau ausrechnen, und ich muſßs daher entſchieden der Anſicht des 
Herrn Referenten entgegentreten, daſs mit einer Konvertierung ein 
Nutzen für die Commune nicht verbunden wäre. Ich kann daher 
dem Herrn Finanz⸗Referenten und dem Stadtrathe nur empfehlen, 
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daſs er meine Anregung, den jetzigen, ſo günſtigen Moment zu 
benützen, nicht unbenützt vorübergehen laſſen möge. | 

Bice-Bürgermeifter Dr. Grüßl: Wünſcht jemand das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Die Debatte iſt 
geſchloſſen. 

Stadtraths-Neferent: Geradezu unbegreiflich iſt es, wie der 
Herr Collega aus dem II. Bezirke, Herr Gem. Rath Geitler, 
mir imputieren kann, ich ſei der Convertierung feindlich geſinnt, 
nachdem ich in den Anträgen des Stadtrathes ausdrücklich von 
dieſer Convertierung geſprochen und gewünſcht habe, dajs bei den 
Anlehen, welches wir für unſere Waſſerzwecke aufnehmen, auch 
gleichzeitig die Frage der Convertierung mit in Angriff genommen 
werde. Es kann niemanden im Gemeinderathe geben, der mehr 
für die Convertierung eingenommen iſt als meine Wenigkeit. 
(Beifall.) Ich begreife das nicht. Aber die Frage iſt nicht beant— 
wortet, ob, im Falle wir ſtatt Obligationen, welche mit 5 Percent 
verzinslich ſind und in beiläufig 20 Jahren amortiſiert werden, 
ſolche hinausgeben, welche auf 4 Percent lauten und vielleicht auf 
50 Jahre gehen, wir die Steuerfreiheit bekommen können oder 
nicht. (So iſt es!) 

Dieſe Frage muss erſt entſchieden werden und wenn wir dieſe 
Steuerfreiheit nicht bekommen, ſo iſt an eine Convertierung über⸗ 
haupt nicht zu denken. Man kann aber an das Finanzminiſterium 
nicht mit der Frage herantreten: „Würdeſt du uns in dem Falle 
die Steuerfreiheit geben?“, wenn man nicht gleichzeitig auch die 
Frage erwägt, ob man nicht für andere, ebenfalls zu ſehr nützlichen 


Zwecken aufzunehmende Anlehen, alſo für unſer Waſſeranlehen, 


auch die Steuerfreiheit bekommt und ich meine, dass es leichter 
gienge, wenn man dieſe Fragen vereinigt. 

Der frühere Bürgermeiſter Uhl hat ſeinerzeit mit dem früheren 
Finanzminiſter Dunajewski verhandelt, er hat mir von dieſen 
Verhandlungen Mittheilung gemacht und mir geſagt, es ſei Aus: 
ſicht vorhanden, auch für die Convertierungen die Steuerfreiheit zu 
bekommen; was dagegen das Anlehen für das Waſſer betrifft, ſo 
ſeien da Schwierigkeiten. Beide Fragen müſſen aber unter allen 
Umſtänden zuſammen behandelt werden. Die Herren wiſſen, daſs 
wir im gegenwärtigen Augenblicke über ein Anlehen nicht ver- 
handeln können, ſondern erſt ein Landesgeſetz abwarten müſſen. 
Was ſoll es alſo nützen, wenn wir vielleicht jetzt Beſchlüſſe faſſen? 
Ich urgiere den Herrn Bürgermeiſter sehr häufig, in der Anlehens⸗ 
frage etwas zu thun, und er hat mir die Antwort gegeben, es 
werde gewiss gar nichts verſäumt; in dem Augenblicke, wo wir 
bereit ſein werden, das Anlehen zu machen, werden die Unter⸗ 
handlungen mit dem Finanzminiſterium beginnen. 

Der Herr College ſagt, auf Grund der Spitzer'ſchen Tabellen 
laſſe ſich ausrechnen, dafs wir Nutzen haben werden. Meine Herren, 
dieſe Tabellen habe ich 20mal durchgerechnet, auch unſere Buch⸗ 
haltung hat fie durchgerechnet. Einen anderen Cours als 110 oder 
vielleicht 112, den wir bieten müſſen, können wir nicht geben und 
im Laufe von ungefähr 20 Jahren macht die Differenz beiläufig 
ſo viel aus, als wir wirklich ausgeben müſſen. Ein Nutzen iſt 
dabei nicht zu erzielen. Der College verwechſelt das meiner Anſicht 
nach mit den Obligationen, welche ſeinerzeit die Kaiſer Ferdinands⸗ 
Nordbahn ausgegeben hat, überhaupt mit den Obligationen, welche 
Eiſenbahnen ausgeben. Das find Fpercentige Obligationen, die 
auf 50, 60, ja 90 Jahre lauten. Da genügt ein ganz kleiner 
Bruchtheil der Verminderung der Verzinſung, um einen Gewinn 
zu erreichen. Bei unſeren Obligationen, die in einer kurzen Reihe 
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von Jahren fällig werden, brauchen wir, um die 10 fl., die wir 
an Capital werden mehr verſchreiben müſſen, als bisher, hereinzu— 
bringen — das kann ſich jeder Laie ſofort ausrechnen, wie lange 
man braucht, wenn man jährlich 60 kr. erſpart — mindeſtens 
15 Jahre, und wir können nur einen kleinen, höchſt unbedeutenden 
Gewinn erzielen, welcher durch die Emiſſionskoſten aufgezehrt wird. 
Auf Gewinn iſt ja die Sache nicht berechnet — das ſoll ſie auch 
nicht ſein — ſondern auf die Erleichterung des Budgets, das 
heißt auf die Hinausſchiebung der Arbeit. Es iſt das, wie ich ſchon 
die Ehre gehabt habe zu erklären, gewiſſermaßen der letzte Rettungs— 
anker, unſer letzter Reſervefond, den die Gemeinde hat, dals fie 
mit der Rückzahlung der Schulden ein langſameres Tempo ein— 
schlägt und dabei eine halbe Million oder einen noch größeren 
Betrag in Erſparung bringt, den wir aber allerdings dann werden 
hinauszahlen müſſen. Es iſt das ſozuſagen eine Anleihe bei uns 
ſelbſt. Ich glaube, die geehrten Herren können beruhigt ſein: was 
in dieſer Angelegenheit zu Gunſten und zum Frommen der Ge— 
meinde geſchehen kann, wird gewißs geſchehen. (Beifall.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Gegen Poſt 1 iſt eine 
Einwendung nicht erhoben worden, ich erkläre dieſelbe für ange- 
nommen. 

Stadtraths Referent: 
2,409.730 fl. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? An⸗ 
genommen. 

Stadtraths-Referent: Poſt 3, „Sonſtige Auslagen anlässlich 
der Verzinſung und Tilgung“ — das iſt das Goldagio, welches 
wir für die eingelösten Obligationen, ſowie für die Coupons unſeres 
Zehn-Millionenanlehens zu bezahlen haben — 121.530 fl. 

Vice Vürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? 
Angenommen. 

Skadtraths-Neferent: Dann kommt eine Poſt, welche vom 
Stadtrathe einzustellen beantragt wurde, welchem Antrage ſich auch 
der Herr Referent der Budget-Commiſſion angeſchloſſen hat, das 
iſt die Einſtellung der Verſicherungsquote — für ein zur Ergänzung 
der Hochquellenleitung aufzunehmendes beſonderes Aulehen — im 
Betrage von 125.000 fl. Es iſt nämlich das Anlehen von 
6¼ Millionen mit 4 Percent verzinslich gedacht und find dabei 
die halbjährigen Zinſen eingeſtellt, weil wir annehmen können, dafs 
wir beiläufig in der Mitte des Jahres zu dieſem Anlehen kommen. 
Ich bitte, auch dieſe Poſt zu genehmigen. 

Vice Nürgermeiſter Dr. Grühl: Keine Einwendung? 
Angenommen. 

Stadtraths-Neferent: Rubrik XVI, „Antheil der Commune 
(ein Drittel) an den Donauregulierungs-Anlehen aus den Jahren 
1870 und 1878“, Poſt 1, „Tilgung und Verzinſung“ 599.510 fl. 
Dann kommt eine neue Poſt XVI /, „Antheil der Gemeinde Wien 
an den gemeinſamen Anlehen für die öffentlichen Verkehrsanlagen 
in Wien“ r 40.000 fl. 
Ich bin nämlich der Meinung, dafs, wenn auch dieſer Betrag 
vielleicht nicht im laufenden Jahre zur wirklichen Barauszahlung 
kommt und die Commiſſion für Verkehrsanlagen dieſen Betrag 
einſtweilen aus ihrem Capital bezahlt und mit der Abrechnung 
wartet, doch die Gemeinde dieſen Betrag in den Ausgaben ein— 
ſtellen muss, weil, wenn wir ſelbſt den Betrag nicht brauchen, ihn 
ſeparat als Rückzahlungsfond verwalten, wir das, was an Zinſen 
für dieſe Anleihe in Betracht kommt, mindeſtens in unſer currentes 
Budget einſtellen müſſen. Das macht 40.000 fl. für das heurige Jahr. 
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Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? An⸗ 
genommen. 

Stadtraths-Neferent: Rubrik XVII, „Autheil der Commune 
(ein halb) an dem ſogenannten Angle s'ſchen Anlehen aus dem 
Jahre 1809“, Ausgaben für die Verzinſung 5440 fl. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? Ans 
genommen. 

Stadtraths-Neferent: Rubrik N „Privat⸗Paſſiv⸗Capi⸗ 
talien“, Poſt 1, Tilgung 233.250 fl. 
Die Herren finden im Buche hier einen höheren Betrag, es iſt 
aber inzwiſchen in den letzten Tagen des abgelaufenen Jahres eine 
große Poſt abgeſtoßen worden. 

Verzinſung der Privat-Paſſiv-Capitalien, d. h. die Schulden 
von Seite der ehemaligen Vororte 612.800 fl. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? An— 
genommen. 

Stadtraths-Neferent: Sonſtige Auslagen anläßsslich der 
Verzinſung und Tilgung 5200 fl., womit auch dieſe Gruppe er— 
ledigt wäre. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grühl: Keine Einwendung? An— 
genommen. 


Rubrik XIX, „Sicherheitspolizei“. Einnahmen find da keine. Poſt J. 
In den Ausgaben: „Leiſtungen an den vom Staate verwalteten 
Localpolizeifond“ 500.000 fl. rund, ein infolge des Geſetzes über 
die Vereinigung der Vororte pauſchalierter Betrag. 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Ich fühle mich veranlafst, bei 
dieſer Poſt das Wort zu ergreifen, weil ich keinen anderen Moment 
kenne, um über dieſe Angelegenheiten, welche mich bewegen, zu 
ſprechen, das Wort zu ergreifen. Meine Herren! Ich will nicht 
über die Unſicherheit ſprechen, welche in letzter Zeit in Wien ge— 
herrſcht hat, ich will nicht darüber ſprechen, das die Polizei die 
Mörder immer nur als Selbſtmörder in die Hände bekommen hat. 
Das mag nun eine neue Specialität von Mördern ſein, und jede 
Zeit hat auch ihre beſtimmten Mörder. Ich will vielmehr über 
etwas ſprechen, was für uns, die Bewohner von Wien, von 
höchſtem Intereſſe iſt und überhaupt die Intereſſen der Menſchheit 
berührt. 

§ 4 lit. a des Reichs⸗Sanitäts⸗Geſetzes vom 30. April 1870 
legt den Gemeinden die Durchführung der örtlichen Vorkehrungen 
zur Verhütung auſteckender Krankheiten und ihrer weiteren Ver— 
breitung auf. Was für Vorkehrungen bezüglich der Blattern ge— 
ſchehen, iſt Ihnen allen bekannt. Sie werden auch wiſſen, wenn 
Sie auch nicht der großen Sanitäts-Commiſſion im vergangenen 


gefahr die Statthalterei uns zukommen ließ. Wenn die Cholera 
durch Herausgabe von Erläſſen hätte überhaupt von den Grenzen 
Wiens ferngehalten werden können, dann wäre ſie wirklich dadurch 
allein ferngehalten worden, denn wir ſind durch eine Flut von 
Erläſſen förmlich überſchwemmt worden. Ja, es mufs geradezu, wie 
ein hervorragendes Mitglied der Sanitäts-Commiſſion ſich aus— 
gedrückt hat, ein eigenes Bureau dort beſtanden haben, welches 


auf nichts anderes geſonnen hat, als darauf, neue Erläſſe wieder 


zum Vorſchein zu bringen. Aber ein weit größerer Feind herrſcht 
innerhalb der Mauern Wiens und dem gegenüber gibt es keine 
Erläſſe. Aber hier ſpielt die Regierung den Vogel Strauß. Es iſt 
das die Syphilis. Sie werden doch zugeben, daſs das auch eine 
verderbenbringende Krankheit iſt. (Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl 
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ſchüttelt bedenklich das Haupt.) Der Herr Bürgermeiſter kaun die 
volle Überzeugung haben, dafs ich in einer ſolch discreten Weiſe 
ſprechen werde, dass durchaus kein Grund vorhanden iſt, die öffent— 
liche Sitzung in eine vertrauliche umzuwandeln. 

Ein hervorragender Akademiker, Prof. Fournier, welcher in 
Paris an die Spitze einer Commiſſion geſtellt worden iſt, hat ſich 
über dieſe Krankheit folgendermaßen geäußert: „Sie iſt in der That 
eine unheilvolle und verderbenbringende Krankheit infolge der viel— 
fachen Gefahren, welche ſie mit ſich bringt, Gefahren, welche das 
Individuum, welche die Nachkommenſchaft, welche die ganze Geſell— 
ſchaft zugrunde richten können.“ (Hört!) 

„Dieſe Krankheit“, ſagt weiter Fournier, „richtet nicht nur 
ganze Generationen, ſondern ſogar ganze Völker zugrunde.“ 
Und dieſer Krankheit gegenüber verhält ſich unſere Regierung, 
verhält ſich unſere Polizei ganz unthätig. (Sehr richtig!) 

Meine Herren! Was iſt früher geſchehen? Ich will Ihnen 
nicht alles erzählen, was von den älteſten Zeiten bis 10 den 
heutigen Tag geſchehen iſt, aber es iſt von Intereſſe zu hören, 
daſs die Gemeinde Wien und der Wiener Gemeinderath wiederholt 
Veranlaſſung genommen haben, in dieſer Richtung etwas zu thun. 


Am 10. März 1871 hat der Wiener Gemeinderath eine Eingabe 
Stadtraths-Referent: Gruppe V, „Sicherheitsweſen“ — 


an den damaligen Miniſterpräſidenten Grafen Hohenwart 
gerichtet; am 3. Juli 1872 hat der damalige Bürgermeiſter 
Dr. Felder an den Miniſter des Innern, Baron Laſſer, ein 
Schreiben dahin gerichtet, die Proſtitution in Wien einer Regelung 
aus dem Grunde zu unterziehen, weil die Weltausſtellung vor der 


Thüre ſtand. Am 19. October des Jahres 1872 hat eine Sitzung im 


Miniſterium des Innern ſtattgefunden, aber die Gemeinde Wien 
wurde zu dieſer Sitzung nicht eingeladen. Weder Vertreter des 
Gemeinderathes noch des Magiſtrates haben derſelben beigewohnt. 


(Hört!) Der damalige Polizeidirector hat erklärt, die Proſtitution 


wird in Wien geduldet, und man kann ſie nicht unterdrücken, um 
nicht größere Übel dadurch hervorzurufen, und er hat weiters 
erklärt, daſs er bereits Maßnahmen getroffen habe, nämlich die 
Einführung der ſogenannten „Geſundheitsbücher“. Nun ſind aber 
alle Beſitzerinnen derſelben mit $ 512 St.⸗G.⸗B. in Conflict ge⸗ 
kommen, bis dann eine principielle Entſcheidung des Oberſten 
Gerichtshofes auch dieſen Streit beigelegt hat. Am 10. Jänner 1876 
hat dann Dr. Beruh. Kraus in der Geſellſchaft der Arzte einen 
intereſſanten Vortrag über die Regelung der Proſtitution gehalten 
und hat conſtatiert, dafs trotz Einführung dieſer Maßregeln der 
Polizei die Proſtitution nicht ab-, ſondern zugenommen hat. Infolge— 
deſſen hat der Gemeinderath der Stadt Wien am 7. October 


1879 neuerdings eine Eingabe an die Regierung gerichtet und am 
Jahre angehört haben, welche Erläſſe zur Verhütung der Cholera 


6. December 1879 hat die Statthalterei dem Wiener Gemeinde— 
daſs ſich die Verhältniſſe weſentlich gebeſſert 
hätten. In einer Eingabe des Magiſtrats an den Gemeinderath 


hat jedoch der Magiſtrat dargelegt, dafs die Ausweiſe des allge— 


meinen Krankenhauſes, des Wiedener Spitals und der Rudolf— 
Stiftung — gerade das Gegentheil von dem ergeben, was 
die Statthalterei dem Gemeinderathe berichtet habe, und auch 
Dr. Schraukh führte das in ſeinem Werke „Die Geſchichte der 
Proſtitution in Wien“ an und weist ſtatiſtiſch nach, dajs dieſes 
Übel mehr zu- als abgenommen habe. 

Nun hat, meine Herren der Wiener Magiſtrat in ſeiner 
Eigenſchaft als Sanitätsbehörde am 27. November 1882 an die 
Regierung eine Eingabe gerichtet und hat gebeten, man möge ihm 
bekanntgeben die Reſultate der mit den Amtsärzten gepflogenen 
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Berathungen, vornehmlich in Hinblick auf die ärztliche Unter— 
ſuchung und Überwachung der Proſtitution. 

Nun, meine Herren, etwas Harmloſeres als dieſe Eingabe 
kann man ſich gar nicht mehr denken (Sehr richtig!), und dieſe 
Eingabe, welche der Wiener Magiſtrat an die Regierung gerichtet 
hat, iſt bis heute noch unbeantwortet geblieben. (Heiterkeit. — 
Unerhört!) 

Wie ganz anders iſt das Verhältnis in unſerer Schweſterſtadt 
Budapeſt! Dort iſt das Verhältnis ganz ein anderes, dort wird die 
Gemeinde reſpectiert, dort hat der Miniſter den Chef-Polizeiarzt 
beauftragt, allmonatlich dem Stadtphyſikat einen Bericht zu erſtatten 
über die Anzahl der Erkrankten, Unterfuchten, an der Syphilis in den 
Spitälern Verpflegten ꝛe. Nun, meine Herren, ſteht denn der Ma— 
giſtrat der Hauptſtadt Budapeſt vielleicht auf einer höheren Stufe 
als der Wiener Magiſtrat? Wenn der Wiener Magiſtrat den Peſter 
Magiſtrat nicht überragt, ſo ſteht er doch mit ihm auf gleicher 
Höhe (Bravo!), aber das Verhältnis der Regierung zur Haupt⸗ 
ſtadt iſt dort ein anderes als hier in Wien. (Richtig!) Nun werden 
Sie doch zugeben, daßs hier etwas geſchehen, und dafs der Ge— 
meinderath ſich endlich aufraffen muſs, um in dieſer Frage etwas 
zu thun und bei der Regierung Anträge hierüber zu ſtellen, wenn 
auch die Proſtitution faſt ebenſo alt iſt als die Welt ſelbſt. Denn 
ſchon im erſten Buche Moſes, 38. Capitel, 15. Vers, erwähnt Moſes 
ſelbſt der Proſtitution; dasſelbe thut er auch in ſeinem erſten Buche 
34. Capitel, 31. Vers. (Heiterkeit. — Sehr gut!) 

Sie wiſſen auch, meine Herren, welche wichtige Rolle im 
Mittelalter alle dieſe Damen geſpielt haben; ſie haben damals die 
Stelle der heutigen weißen Mädchen, ich möchte ſagen, der Ehren— 
jungfrauen vertreten (Heiterkeit), und wenn irgend ein Fürſt an— 
gekommen war, jo muſsten fie ihm vortanzen, ihn beluſtigen. 

tun glaube ich aber, dass die jetzige Zeit für dieſe Regelung 
eine ſehr günſtige iſt, aus dem einfachen Grunde, weil der derzeitige 
Polizeipräſident durch viele Jahre Polizeipräſident in Prag war 
und dort dieſe Verhältniſſe ſich in etwas geregelterem Zuſtande 
befinden. Ja, es geht auch das Gerücht, dass man hier ſchon 
nahe daran war, eine Regelung vorzunehmen, nur ſcheiterte dies 
an irgend etwas, d. h. der Tod machte in dieſem Falle dem 
Übereinkommen mit der Polizei den Garaus. 

Ich würde alſo aus dieſem Grunde, meine Herren, den Autrag 
ſtellen, um eben die Regelung der Proſtitution anzuregen und 
andererſeits den Verheerungen der Syphilis entgegenzuarbeiten, 
dajs der Gemeinderath beſchließe, an die Regierung eine Bitte zu 
richten, die Regierung möge eine Commiſſion einſetzen, der auch 
Vertreter des Magiſtrates und Gemeinderathes beigezogen werden. 
Der Herr College Silberer hat im Monat December einen 
diesbezüglichen Antrag geſtellt. Aber, meine Herren, die Gemeinde 
Wien kann allein gar nichts richten, ſie kann nur dann etwas 
richten, wenn ſie Hand in Hand mit der Regierung geht, und in 
dieſe Commiſſion können dann alle jene Herren gewählt werden, 
welche diesbezüglich Erfahrungen haben. (Heiterkeit. — Sehr gut!) 

Ich ſtelle darum folgenden Antrag: 

„Der Gemeinderath, welcher zur Überzeugung gelangt iſt, es 
könne gegenüber den Verheerungen, welche die Syphilis im Volke 
anrichtet, bei den bisher üblichen, offenkundig wirkungsloſen Vor— 
kehrungen gegen die Verbreitung derſelben nicht ſein Bewenden 
haben und es müſſen zur Erreichung des geſetzten Zieles energiſche 
Maßregeln ergriffen werden, beſchließe, eine Eingabe an die Re— 
gierung zu richten, in welcher dieſelbe erſucht werde, zur Regelung 
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der Proſtitution in Wien eine Commiſſion mit Beiziehung von 
Vertretern des Gemeinderathes und des Magiſtrates einzuberufen.“ 

Meine Herren! Ich empfehle Ihnen im Intereſſe der 
Menſchheit, im Intereſſe unſerer Nachkommenſchaft dieſen Antrag. 
(Bravo! — Lebhafter Beifall.) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: Dieſe Angelegenheit gehört 
eigentlich zum Sanitätsweſen. Aber nachdem ſie einmal angeregt 
worden iſt, werde ich die Debatte über dieſen Gegenſtand hier 
zulaſſen. 

Gem.-Aath Herold: Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit auf 
die Hausmeiſterwohnungen in Wien lenken. Die Hausnmeiſter— 
wohnungen ſind ſo unpraktiſch angelegt als nur möglich, und nur 
mit Mühe und Noth kann man beim Eintritte in das Haus die 
Hausbeſorgerwohnung finden. Entweder iſt dieſelbe im Hintertracte 
oder im Mezzanin, aber gewiss nicht an dem Orte, wo man ſie 
zu finden wünſcht. In Paris ſind die Portierlogen ſo praktiſch 
eingerichtet, daſs der Concierge jeden Eintretenden ſieht. 

Ju Anbetracht des Gefühles der Sicherheit für die Bewohner 
des Hauſes und des Eigenthums ſollte die Wohnung des Haus— 
beſorgers, der ja über das Haus zu wachen hat, ſo angebracht 
ſein, daſs er alles überblicken kann. 

Ich erlaube mir deshalb, den Antrag zu ſtellen: „Das 
Stadtbauamt ſei anzuweiſen, bei allen Neu- und Umbauten ſtricte 
darauf zu ſehen, das die Hausmeiſterwohnung im Hausflur, wo— 
möglich beim Hauseingange angebracht werde im Jutereſſe der 
Hausbewohner und deren Eigenthums.“ 

Gem.-Nath Seiler: Als Mitglied der Sanitäts-Commiſſion 
habe ich in einer Sitzung darauf hingewieſen, dass die Gebäude, 
in welchen die Polizeicommiſſariate in den einzelnen Bezirken 
untergebracht ſind, die ſanitätswidrigſten Häuſer des Bezirkes ſind, 
und habe auch gefragt, wer eigentlich dazu berufen iſt, dieſe Polizei— 
commiſſariats-Gebände zu überwachen. Eines dieſer Gebäude, be— 
züglich deſſen ſchon ſeit 20 Jahren Verhandlungen gepflogen 
werden, damit es wegkomme, iſt das Polizeicommiſſariat im 
UI. Bezirke. 

Wer das nicht kennt, kann ſich von einem wirklich polizei— 
widrigen Gebäude gar keine Vorſtellung machen. In erſter Linie iſt 
das Wartezimmer für die Parteien in einer Küche, die jo klein iſt, dass 
kaum zehn Perſonen darin Platz finden, und müſſen auf dem Gange 
auſtändige Damen, oft 30 bis 40, ſtehen, oder in einer Kammer, 


wo die in der Nacht aufgefangenen Vagabunden von den Arzten 


viſitiert werden. Auch die Kammern, in welchen die Polizeibeamten 
amtieren müſſen, ſind geſundheitswidrig und ſo klein, au man 
ſich in denſelben nicht umkehren kann. 

Ich glaube daher, es wäre Pflicht des Gemeinderathes, au 
die Regierung heranzutreten, damit ſie der Bevölkerung und auch 
ihren eigenen Beamten menſchenwürdige Amtslocalitäten ſchaffe 
und auch der Bevölkerung der Hauptſtadt würdige Empfangs- und 
Amtslocalitäten zuweiſe, und erlaube mir daher folgenden Antrag 
zu ſtellen: 

„Der Gemeinderath ſtellt an die k. k. hohe Regierung das 
Erſuchen, das Polizeiamtsgebäude im II. Bezirke in einem der 
k. k. Polizeibeamten, ſowie auch der Bevölkerung würdigen Ge— 
bäude unterzubringen.“ 

Ich empfehle die Annahme dieſes Antrages. 

Gem.-Nath Tagleicht: Der Autrag, der hier verleſen wurde, 
iſt von weittragender Natur. Die Leopoldſtadt hat eine Bevölkerungs— 
zahl von 160.000 Seelen und dieſelbe hat häufig Anlass, im 
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Polizeigebäude zu verkehren. Und wenn eine Expoſitur in der 
Brigittenau beſtellt iſt, ſo bleibt noch eine überaus große Zahl 
von Parteien für das vom Gem.-Rath Seiler geſchilderte 
Polizeigebäude. Dieſes Gebäude iſt nicht ein der Polizei würdiges, 
ſondern ein polizeiwidriges. Es ift baufällig und für amtliche Zwecke 
total unbrauchbar. Der Antrag Seiler ſoll daher von uns wegen 
ſeiner Dringlichkeit unterſtützt werden. 

Bei dieſem Anlaſſe erlaube ich mir, an den Herrn Vorſitzenden 
die Anfrage zu ſtellen, wie es ſich mit dem Antrage, welchen ich 
vor einem Jahre zu ſtellen die Ehre hatte, und welcher unſere 
Sicherheitswache betrifft, verhält. 

Bekanntlich dienen in den Reihen der Sicherheitswache eine 
große Anzahl Männer, welche militärpflichtig find, die zur Ubungs— 
zeit ihren Dienſtpoſten bei der Sicherheitswache verlaſſen und in 
die Provinzen abgehen müſſen, wo ihr Regiment dislociert iſt, oder 
wenn ſie in Wien bleiben, doch dem Sicherheitswachdienſte ent— 
zogen werden. Die Zahl dieſer Männer iſt eine ſehr große, ſie 
beträgt zwiſchen 300 bis 500 Mann. Das dieſe Zahl Wachleute 
abgeht, ijt natürlich und dafs der Sicherheitsdienſt darunter leidet, 
iſt auch begreiflich. 

Ich möchte daher an den geehrten Herren Vorſitzenden die 
Bitte ſtellen, mitzutheilen, wie es mit dem von mir ſeinerzeit 
diesbezüglich geſtellten Antrag ſteht, welcher dahin gieng, es ſei die 
hohe Regierung zu erſuchen, die in den Reihen der Sicherheits— 
wache dienenden Männer von den Waffenübungen zu entheben, 
damit ſie während der ganzen Zeit bei der Wache verbleiben können. 

Es würde mich freuen, wenn dieſer Antrag recht bald einer 
günftigen Erledigung zugeführt werden könnte, weil thatſächlich die 
Sicherheitsverhältniſſe in Wien ſich in dem Maße beſſern werden, 
als eine ſo große Zahl von Sicherheitswachmännern in die ver— 
ſchiedenen Bezirke aufgetheilt würde. 

Gem.-Nath Silberer: Ich möchte mich vor allem dem 
anſchließen, was der Herr Gem. Rath Herold bezüglich der Haus— 
meiſterwohnungen geſagt hat. Es ſcheint entweder, meine Herren, 
dafs eine bezügliche Vorſchrift, ich weiß es nicht, nicht exiſtiert 


oder dafs fie nicht genügend ift, oder dass die Befolgung derſelben 


nicht genügend überwacht wird. Sei das eine odere andere der 
Fall, unſer Zuſtand erheiſcht dringende Abhilfe. 

Ich habe vor zwei Jahren ein großes, vierſtöckiges Haus 
gekauft und da war der Hausmeiſter — ich habe es erſt nach dem 
Kaufe entdeckt — in einem elenden, kleinen Cabinet, einer Kammer, 
untergebracht, deſſen einziges Fenſter im Parterre in einen ganz 
kleinen, röhrenförmigen, ſchmalen Lichthof hineingegangen iſt, 
wo kein Licht und keine Luft hin kam. In einem Raume alſo, 
der nur ein paar Quadratmeter hat, in dem keine Luft und kein 
Licht iſt, da ſoll eine ganze Hausmeiſterfamilie, womöglich noch 
mit einem Dienſtboten, hauſen! Als ich eines ſolchen Zuſtandes an— 
ſichtig wurde, konnte ich nichts anderes thun, als eine kleine Wohnung 
für dieſen Mann adaptieren. Eine ſchlechte Bequartierung oll aber 
überhaupt nicht erlaubt ſein. Nicht jeder nimmt dann eine Adaptierung 
vor und verändert das; viele laſſen es beſtehen. Das hat eine wichtige 
Seite in Bezug auf die Sicherheit. Erſtens ſetzen ſich beſſere, ver— 
trauenswürdige Leute nicht in ein ſolches Loch hinein, und die— 
jenigen, die ſich hineinſetzen, ſind oft nicht vertrauenswürdig. Die 
Sache hat aber auch eine ſanitäre Seite. Jedes ſolche Loch iſt ein 
wahrer Seuchenherd, namentlich zu Epidemiezeiten, in jedem Hauſe. 
Dort ſammeln ſich Dünſte an, die Wohnungen werden das ganze 
Jahr nicht gelüftet, es iſt keine Reinlichkeit vorhanden. Ich möchte 
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daher auf das wärmſte das unterſtützen, was der Herr College 
Herold in dieſer Richtung angeregt hat. 

Auch in einer anderen Richtung möchte ich einem Herrn 
Vorredner beiſtinmmen und ich habe mir das Wort zu nehmen 
erlaubt, um es zu thun, nämlich, um dem beizuſtimmen, was 
Herr College Dr. Klotzberg geſagt hat. Wir wurden belehrt, 
dass die Sache eigentlich nicht hieher gehöre, da aber das Capitel 
der Regelung der Proſtitution berührt wurde, ſo bin ich auch ſo 
frei, davon zu ſprechen. Dieſe Frage wird zum größten Theil mit 
Heiterkeit aufgenonnnen und nicht mit Ernſt. Ich bedaure, dais 
dem ſo iſt; es iſt dies eine Verkennung der Wichtigkeit der ganzen 
Frage für die Stadt, und deshalb geſtatten fie mir, einige Worte 
dem anzureihen, was Herr College Klotzberg geſagt hat. Vor 
allem iſt es nothwendig, das man ſich in dieſer Frage feiner 
Pflicht als Vertreter der Gemeinde bewufst iſt und daßs man ſich 
nicht auf jenen unſchuldigen Standpunkt ſtellt, den ein Mann an⸗ 
genommen hat, der einmal in einer Wählerverſammlung als 
Candidat interpelliert worden iſt. 

Es war nämlich ein Mann einmal in einem Bezirke als 
Candidat aufgeſtellt worden — ich will weder den Bezirk noch den 
Mann nennen, das thut nichts zur Sache, ich habe nichts mit der 
Perſon, ſondern ich habe es mit dem Bonmot zu thun, um das 
es ſich handelt — und man hat gewuſst, der Mann iſt alles, nur 
nicht ſchlagfertig. Es ſoll in früherer Zeit vorgekommen ſein, daßs 
Herren in den Gemeinderath entſendet wurden, die alles mögliche 
konnten, nur nicht ſchnell ſich in einer Sache zurechtzufinden. 
Dieſe ſchwache Seite hat ein Interpellant, der kein Freund von 
ihm war, ausfindig gemacht, und der hat ſeinen Freunden geſagt: 
Wartet, ich werde den Mann in große Verlegenheit in der Wähler: 
verſammlung bringen, und richtig, die Wählerverſammlung kam, 
eine Menge Leute waren da, Kopf an Kopf gedrängt, jemand ſprach 
ein paar empfehlende Worte, der Candidat trat hinauf, verneigte 
ſich, ſprach ein paar Worte, ſprach von beſten Kräften u. ſ. w. 
Es wäre ganz gut gegangen; da erhob ſich eine Hand zur Stellung 
einer Interpellation. Der Interpellant fragt: Ich erlaube mir die 
Frage, wie ſich der Herr Candidat die Regelung der Proſtitution 
denkt. Dieſer ſchnappt etwas ein, wird verlegen, ſtottert ſodann: 
„Meine Herren, ich mus Ihnen aufrichtig jagen, ich bin jetzt 
62 Jahre alt, bin ſeit 30 Jahren verheiratet, ich war in meinem 
ganzen Leben bei keiner ſolchenen. (Heiterkeit.) Ich weiß nicht, ich 
kann da . ..., darauf iſt er in der größten Verlegenheit abgetreten. 

Das, meine Herren, iſt nicht der Standpunkt, den wir ein— 
nehmen können einer ſolchen Frage gegenüber, wir können weder 
den Standpunkt der Unkenntnis, noch den des bloßen Lächelns 
einnehmen. Die Frage iſt ſehr ernſt. 

Ich möchte mir nur erlauben, Ihnen zu betonen, dafs die 
Sache drei ſehr wichtige Seiten hat; die ſanitäre, welche der 
Herr Vorredner betont hat und auf die ich nicht weiter eingehen 
will, ferner die moralische, welche ich bei Motivierung meines 
Antrages mir zu betonen erlaubt habe — es iſt für die Stadt 
nicht gleichgiltig, wie es im Straßenleben zugeht — und die dritte 
Seite iſt die finanzielle, an die Sie nicht denken, die ich 
Ihnen aber vor Augen führen werde und Sie werden mir bei— 
ſtimmen. 

Sie wiſſen, dafs es Stadttheile, Häuſer und Gaſſen gibt, 
die vollſtändig entwertet ſind infolge des Treibens der Proſtitution, 
was nicht nothwendig wäre. Schauen Sie ſich die Annagaſſe an, 
wo ich Grundſtücke gekauſt habe, oder die Krugerſtraße. Kann 
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dahin eine anſtändige Partei ziehen? Nein! Alle dieſe Häuſer ſind 
entwertet. (Vereinzelter Widerſpruch.) 

Ich bitte, widerlegen Sie mir das! Schaffen Sie das ab, ſo 
ſind die Häuſer das Doppelte wert. 

Ich bin alſo auf demſelben Standpunkt wie Herr Dr. Klotz— 
berg. Den Moſes habe ich allerdings nicht ſtudiert, ich habe die 
Proſtitution nicht bis Moſes hinauf verfolgt, ich weiß vielleicht 
etwas von dem modernen Theile derſelben, aber eines ſteht feſt, man 
mag von welchem Standpunkte immer ausgehen, abzuſchaffen iſt, 


fie nicht; aber fie muſs in einem modernen Staate in eine andere | 
Form gebracht werden, als fie heute iſt. Wir ſehen, dafs die Pro- 
ſtitution auf der Gaſſe ſich in Formen ergeht, die für manchen 
Fremden oder Nichtkenner es ſchwer machen, zwiſchen anſtändigen | 


Perſonen und jo einer Perſon zu unterscheiden ; da die Proſtitution 
ſich einer Maske bedient, der Maske von Dienſtmädchen, von 
Muſikmädchen, von anſtändigen Frauen mit dem Einkaufskorbe. 
Das führt zu den Beläſtigungen auch der anſtändigen Frauen. 
Man ſagt, die Männer ſind zu keck, weil ſie ſich an ganz junge 
Mädchen und an die Dienſtboten heranmachen; das iſt aber der 
Fall, weil Männer einige Tage vorher eine ſolche Perſon in dieſer 
Maske begegnet haben, die gern mit ihnen gieng. 

Das ſind Dinge, die eigentlich in einer öffentlichen Sitzung 
nicht zu beſprechen ſind (Zuſtimmung) und ich will im allgemeinen 
nur ſagen, daſs die öffentliche Moral bei uns eine bedeutende 
Verbeſſerung finden könnte. Es gibt ganze Straßen, in deren 
Häuſer man mit Kindern nicht hinziehen kann, weil die Mädchen 
von den Fenſtern herunter das ſehen und dann vielleicht die Eltern 
fragen: „Was iſt das? Die geht jetzt ſchon wieder mit einem 
anderen Herrn in das Hausthor hinein.“ Macht Ihnen das ein 
Vergnügen, wenn Ihre Kinder ſo etwas vorzeitig bemerken? Das 
wirkt ſehr ſchlecht auf die Moralität der Jugend. 

Die finanzielle Seite der Frage habe ich auch ſchon betont 
und bin ſomit zu Ende. Ich habe keinen poſitiven Antrag geſtellt, 
wie die Sache zu machen wäre. Ich ſtelle nur die Bitte, der Ge— 
meinderath möge eine Commiſſion einſetzen, welche das alles weiter 
beräth innerhalb der vier Wände. Das könnte denn doch geſchehen. 
Das wäre eine Frage, die bedeutend genug iſt, um ſie einer Com⸗ 
miſſion zuzuweiſen. Der Stadtrath hat bei Gott nicht die Zeit, 
ſich mit den Vorfragen in dieſer Angelegenheit zu beſchäftigen. Es 


werden einzelne Stadträthe ſpeziell für dieſe Frage ſich intereſſieren, | 


und die können in der Commiſſion auch Platz finden. Schließlich 
wird die Sache doch durch den Stadtrath gehen. 

Ich richte an das verehrte Präfidium direct die Bitte, — es freut mich, 
dass ich rechtzeitig zurückgekommen bin, um zu dieſer Frage ſprechen zu 
können — die Vorkehrungen wegen der Wahl dieſer Commiſſion zu treffen. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl: Wünſcht noch jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Da dies nicht der Fall iſt, erkläre 
ich die Debatte für geſchloſſen. 

Gegen Poſt 1 der Gruppe W iſt eine Einwendung nicht er⸗ 
hoben worden. Ich erkläre dieſe Poſt für angenommen. 

Herr Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg ſtellt den Antrag, „es ſei 
eine Eingabe an die Regierung zu richten, in welcher dieſelbe erſucht 
werde, zur Regelung der Proſtitution in Wien eine Commiſſion 
mit Beiziehung von Vertretern des Gemeinderates und Magiſtrates 
einzuberufen“. Sind die Herren mit der geſchäftsordnungsmäßigen 
Behandlung dieſes Antrages einverſtanden? 

Herr Gem.⸗Rath Herold beantragt, „es ſei der Stadtrath 
anzuweiſen, bei allen Nen- und Umbanten ſtricte darauf zu ſehen, 
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dafs die Hausmeiſterwohnung im Hausflur womöglich beim Haus— 
eingange angebracht werde“. Der Antrag geht ebenfalls zur geſchäfts— 
ordnungsmäßigen Behandlung an den Stadtrath. 

Herr Gem.⸗Rath Seiler ſtellt den Antrag, „die hohe k. k. 
Regierung werde erſucht, das Polizeiamtsgebäude im II. Bezirke 
in einem der Polizeibeamten ſowie der Bevölkerung würdigen 
Gebäude unterzubringen“. Der Antrag geht gleichfalls zur geſchäfts— 
ordnungsmäßigen Behandlung an den Stadtrath. (Zuſtimmung.) 

Stadtraths-Neferent (liest): 


Poſt 3. Bezüge des Gefangen-Oberaufſehers 860 fl. 
Poſt 4. Zinſe für die Amts- und Arreſtlocalitäten 5.500 fl. 
Poſt 5. Auslagen für Verpflegung der Arreſtanten, 
Beaufſichtigung der Arreſte eU ²ꝛ uU P: ... 3.830 fl. 
Poſt 6. Vergütung des Fünftels der Auslagen für 
nach Wien zuſtändige Schüblinge . . . . . . .. 1.590 fl. 
Rubrik XX. „Feuerlöſchweſen.“ 
Einnahmen. 
Poſt 1. Beiträge zur Erhaltung des Feuerlöſch— 
Welegraphenssn a nen 3.130 fl. 
Poſt 2. Beitrag des Kirchenmeiſteramtes zu Sanct 
Stephan zu den Koſten des Feuerwachdienſtes am 
Stephansthum . ·ũm::TDN 410 fl 
Poſt 3. Geſetzliche Beiträge der Feuerverſicherungs— 
Geſellſchaften zu den Koſten der Wiener ſtädtiſchen 
eehte ae . . . 27.970 fl. 
Poſt 4. Erlös für Pferdedünge e 750 fl. 
Poſt 5. Sonſtige Beiträge zu den Auslagen für 
das Feller löſchiveſer wre ans. nu ve & 6.060 fl. 
Poſt 6. Verſchiedene Einnahmen und Rückvergütungen 570 fl. 


Commiſſions-Referent Gem.-Nath K. M. Meyer: Zu Poſt 
5 habe ich im Namen der Budget-Commiſſion einen Antrag zu ſtellen. 
Dieſe Einnahmen, die ſich mit 6060 fl. beziffern, ſchließen auch jenen 
Betrag in ſich, welchen die Theater-Directoren an die Gemeinde für 
die abends in ihre Theater delegierten Feuerlöſchmannſchaften zu ent: 
richten haben, und zwar 50 kr. per Mann. Nachdem der Dienſt dort 
höchſt verantwortungsvoll iſt, hat die Budget⸗Commiſſion gemeint, 
es würde ſich empfehlen, einen Theil dieſer Einnahme, die ja die 
Gemeinde in keiner Weiſe für ſich als eine große Einnahme be— 
trachten kann, jenen Löſchmännern zuzuweiſen, die dort einen 
gefahrvollen, und höchſt verantwortungsvollen Dienſt verſehen. Die 
Beiſpiele von Theaterbränden haben ja in lebhafter Weiſe gezeigt, 
in welcher aufopferungsvollen Weiſe die Leute, wenn ein Unglück 
geſchieht, dort arbeiten müſſen. Mein Antrag gipfelt daher in dem 
Satze, den Feuerwehrleuten ſei für den Theaterdienſt eine Zulage 
von je 25 kr. zuzuwenden. Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Der Antrag geht an den 
Stadtrath. (Zuſtimmung.) 

Stadtraths⸗Neferent (liest): 

„Feuerlöſchweſen.“ 
A. Ordentliche Ausgaben. 


Bezüge des Löſchperſonales: 
Effective Auslagen > n.. 163.120 fl. 
Durchgeführte Zinswertee 3.240 fl. 


Zuſammen .. 166.360 fl. 
Zulagen an die Druckmannſchaft bei ihrer Verwendung bei 
Bonden . 1.600 fl. 
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Unterkunfts⸗Nebenerforderniſſe für das Löſchperſonale . 9.750 fl. „3. Doppelte Anrechnung ſämmtlicher bei der Feuerwehr 
Beheizung, Beleuchtung und Reinigung der Localitäten . 26.930 fl. | ununterbrochen zugebrachten Jahre. Bei der ſeinerzeitigen Be⸗ 
Gem.⸗Nath Dr. Klotzberg: Die Herren werden entſchuldigen, ſtimmung der für die Penſionierung anrechenbaren Dienstzeit.“ 
wenn ich in dieſem Momente das Wort ergreife für eine Mann⸗ Das iſt dasſelbe Verhältnis wie bei den Kriegsjahren der 
schaft, welche jederzeit beſtrebt iſt, mit ihrer Gefundheit, mit ihrem | Soldaten, und der Feuerwehrmann macht ja alle Tage einen Feld⸗ 

Leben für unſer Hab und Gut einzustehen. Es iſt das Feuerwehr- zug mit. 

corps. „4. Definitive Anſtellung der Löſchmeiſter und Löſchmeiſter— 
gehilfen.“ Selbſtverſtändlich bitte ich nicht, daßs Sie dieſe Anträge 
hier unbedingt annehmen, ſondern nur, daßs Sie fie im Intereſſe 
unſeres ausgezeichneten Feuerlöſchcorps, welches jederzeit bereit iſt, 
für unſer Hab und Gut mit Geſundheit und Leben einzuſtehen, 
an den Stadtrath weiſen. (Bravo!) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Die 
Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſchen die Herren Referenten das Wort? (Diejelben 
verzichten.) 

Die Verſammlung iſt mit der Zuweiſung der Anträge des 
Herrn Gem.⸗Rathes Dr. Klotzberg an den Stadtrath einver⸗ 
ſtanden? (Zuſtimmung.) Angenommen. 

Stadtraths-Neferent (liest): 

5. Beſpaunungsauslagen und Fuhrkoſten . . . 82.570 fl. 

6. Erhaltung und Erneuerung der Löſchrequiſiten 85.000 fl. 

Dieſe Poſt ift bedeutend mit Rückſicht auf die vielen Erneue— 
run gen anläſslich der Vereinigung der Vororte (liest): 

7. Herſtellung und Erhaltung der Feuerlöſchtelegraphen und der 


Wenn ein Feuerwehrmann aufgenommen wird, wird ihm 
unter einem die Zuſicherung gemacht, daſs er ungefähr nach fünf 
bis ſechs Jahren ununterbrochener Dienſtzeit als Amtsdiener an⸗ 
geſtellt wird. Das ſteht auf dem Papiere, in der Praxis ſchaut 
das ganz anders aus, denn heute haben wir Feuerwehrleute, 
welche ununterbrochen durch 13 Jahre in anerkennenswerter Weiſe 
für die Commune Wien gedient haben und deſſenungeachtet es 
noch nicht dahin gebracht haben, eine definitive Anſtellung als 
Amtsdiener zu erlangen. Wenn wir eine Parallele zwiſchen den 
gewöhnlichen Hausdienern, den Waiſenhausdienern u. dgl. und den 
Feuerwehrmännern ziehen, jo finden wir, dass jene in den meiſten 
Fällen ſchon nach ſieben bis acht Jahren eine Anſtellung finden, 
und doch iſt ihr Dienſt nicht ſo gefahrvoll und aufreibend. Das 
iſt ein Unterſchied wie zwiſchen dem Soldaten, der ſich im Felde 
befindet, und demjenigen, welcher den Dienſt einfach in der Kanzlei 
verſieht; jener opfert ſeine Geſundheit, ſein Leben. Auch verliert 
derjenige, der durch ſieben bis acht Jahre den Feuerwehrdienſt 
verſieht, jene Agilität, welche für den Feuerwehrmann unbedingt 
nothwendig iſt. 

Aus dieſem Grunde erlaubte ich mir zu Gunſten dieſer Leute 


vor vier Jahren einen Antrag zu ſtellen, dajs alle jene Feuer— ä ö 32.000 fl. 
wehrmänner, welche bei Ausübung ihres Dienſtes verunglückten, 5 Zinſe für Depots, und zwar; j 
Zeit ihres Lebens jene Bezüge genießen, welche fie in dem Moment 0 ee 9 u a 150 fl. 
bezogen haben, wo ſie verunglückt ſind. (Bravo!) b) Durchgeführte Zinswerte 441.670 fl 
Ich weiß nicht, was mit dieſem Antrag geſchehen iſt; es | | Zuſammen . 41.820 fl. 
ſchlummern ja ſo viele Anträge in der Zeiten- und in anderer 9. Verſchiedene Erforderniſſe ...... 8.650 fl. 


B. Außerordentliche Ausgaben. 

10. Subvention an freiwillige Feuerwehren in den einbezogenen 
Vororten. . a =: 8.000 fl. 
als Pauſchale. 

Rubrik XXI. Vorkehrungen gegen Überſchwemmungen. 

Hier ſind verſchiedene kleine Poſten, welche nothwendig ſind, 
ſelbſt wenn eine Überſchwemmungsgefahr nicht droht, wie Inſtand⸗ 
haltung der Schiffe ꝛc. mit zuſammen 4.100 fl. 

Gem.-Rath Dr. Klotzberg: Meine Herren, ich bitte Sie, 
nicht ungehalten zu ſein, wenn ich bei dieſer Poſt neuerdings das 
Wort ergreife. Wir haben in den letzten Tagen eine große Gefahr 
überſtanden, und dass wir dieſe Gefahr jo gut und ohne Nach— 
theil für unſere Stadt überſtanden haben, verdanken wir in erſter 

„1. Berückſichtigung der Mitglieder des ſtädtiſchen Feuerwehr- Linie dem Sperrſchiff, welches ſich in dieſen Tagen der Noth neuer- 
corps bei Beſetzung von freiwerdenden Amtsdienerſtellen, jo daſs dings beſtens bewährt hat. Ich möchte den Mannen des Erbauers 
eine längere als zehnjährige Dienſtzeit bei der Feuerwehr aus- dieſes Sperrſchiffes mit größter Begeiſterung aus vollſtem Herzen 
geſchloſſen erſcheint.“ einen Nachruf widmen; er iſt zwar geſtorben, aber ſein Wert bleibt 

„2. Einbeziehung einer bei der ſtädtiſchen Feuerwehr zuge- unſterblich zum großen Nutzen und Frommen Wiens und ſeiner 
brachten, Sechs Jahre überſchreitenden, ununterbrochenen Dienſtzeit Bewohner. Auf dieſem Sperrſchiffe befinden ſich jedoch zwei 
für die Zuerkennung des erſten Quinquenniums bei erfolgter | Männer, welche zehn Tage ununterbrochen Dienſt gemacht haben. 
Anſtellung als Amtsdiener,“ das heißt, die ſechs Jahre werden Ich ſtelle hier keinen Antrag, aber ich empfehle dieſe beiden 
nicht gerechnet, aber die Jahre, welche das ſechste überjehreiten, | Männer dem löblichen Präſidium zur Berückſichtigung, damit ſie 
werden dann bei der eventuellen Anſtellung in das Quinquennium in Form einer Remuneration irgend etwas bekommen. Das Prä⸗ 
einbezogen. ſidium wird in dieſem Falle wiſſen, was es zu thun hat. 

2 * 


Schoße (Heiterkeit), und ich habe keine Idee, wo ſich dieſer Antrag 
trotz wiederholter Urgierung befindet. Aber ich glaube, daſs jetzt 
der richtige Moment gekommen iſt, um über dieſe Angelegenheit 
zu ſprechen, die ich ſchon vor Jahren angeregt habe. Ein Theil 
der Feuerlöſchmänner, die wirklich ausgezeichnete Dienſte leiſten 
und eigentlich Chargen ſind, befinden ſich in dem Verhältnis von 
Taglöhnern, das heißt, ſie ſind gegen einfache Kündigung angeſtellt; 
das ſind die Löſchmeiſter und Löſchmeiſtergehilfen, für die ich in 
dieſem Falle eintreten würde, das fie auch definitiv angeſtellt 
werden. (Bravo!) 

Ich werde mir demnach, um ganz kurz zu ſein, nachfolgende 
Anträge zu ſtellen erlauben, ich bitte, dieſelben zu berückſichtigen 
und anzunehmen. 
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Gem.-Nath Tagleicht: Ich habe ſoeben vom Herrn Collegen 
Dr. Klotzberg gehört, daſs zwei Männer zehn Tage continuierlich 
im Dienſte waren. Ich halte dieſe Leiſtung für eine ſolche, welche 
volle Anerkennung verdient, aber ich halte auch dieſe Inanſpruch— 
nahme für einen Fehler und würde daher bitten, ähnliche Dienſt— 
leiſtungen nicht mehr in Anſpruch zu nehmen. Wie kann denn ein 
Menſch zehn Tage und zehn Nächte continuierlich im Dienſte ſein? 
Dies wollte ich nur erwähnen. — 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: Das iſt ja nur ſinngemäß 
zu verſtehen. (Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg: Natürlich!) Wünſcht 
der Herr Referent das Wort? 

Stadtraths-Neferent: Nein! Ich habe nichts zu bemerken. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Grübl: Gegen die Poſitionen der 
Gruppe V iſt eine Einwendung nicht erhoben worden; ich erkläre 
dieſelbe für angen om men. 

Stadtraths-Referent: Gruppe V iſt ſomit erledigt. — 
Nachdem wir die Verwaltungsgruppe VI in einer früheren Sitzung 
erledigt haben, gelangen wir zur Gruppe VII: „Markt⸗ und 
Approviſionierungsweſen.“ 

Kommiffions-Referent: Meine Herren! Schon in der 
General-Debatte hat Herr College Seiler hingewieſen auf den 
Antrag, den er in der Budget-Commiſſion geſtellt hat und deſſen 
Vertreter ich jetzt zu ſein die Ehre habe. 

Die Gründe, meine Herren, warum ſich die Budget-Com— 
miſſion heuer ganz eingehend und ſpeciell mit der Gruppe VII 
beſchäftigt hat, glaube ich nicht lange erörtern zu müſſen. Es iſt 
ja ſeit vielen Jahren — ich möchte ſagen, das Schmerzenskind 


der Gemeindeverwaltung — das Markt- und Approviſionierungs⸗ 


weſen, und die Klagen waren ſo vielfacher Natur, ſie waren ange— 
regt von außen, angeregt in Form von Anträgen und Interpellationen 
von Seite der Herren Gemeinderäthe ſelbſt, ſie haben aber leider 
nicht jene Abhilfe gebracht, welche im allgemeinen Intereſſe ge— 
wünſcht und auch gefordert werden könnte. Schon vor drei Jahren 
hat der Herr Ackerbauminiſter ſich mit der Sache beſchäftigt und 
hat Wünſche ausgeſprochen, die heute in dieſen Anträgen Ihnen 
1 werden. Es hat ferner die Handels- und Gewerbekammer 
für Niederöſterreich im vergangenen Jahre eine Enquste abgehalten 
und ſich dabei eingehend beſchäftigt mit den Übelſtänden auf dem 
Wiener Schlachtviehmarkte. Es iſt nicht in der Macht der Gemeinde 
allein gelegen dieſe Übelſtände, die hier gerügt werden, zu beſeitigen. 
Es iſt einerſeits die Marktordnung die Urſache, andererſeits auch 
die Verhältniſſe, die heute ganz andere geworden ſind, als ſie 
ſeinerzeit waren. 

In dieſer Enquete, die ganz beſonders aufmerkſam ſtudiert 
zu werden verdient, wird vor allem anderen hingewieſen auf die 
Art der Bedeckung des Fleiſchbedarfes für Wien, ſowohl in der 
Form von Zufuhren von lebendem Vieh, als auch von geſchlachteten 
Thieren, von friſchem Fleiſch. Es wird hingewieſen auf die Urſache 
der immer ſteigenden Fleiſchpreiſe — es war ja damals die 
Tendenz noch immer nach aufwärts. Es werden die Gründe unter- 
ſucht und eingetheilt nach vorübergehenden und bleibenden. Es 
werden aber auch ſehr eingehend die Mittel erörtert und angegeben, 
die dieſen Übelftänden abhelfen ſollen. Es wird weiters angegeben, 
daſs zur Schlichtung der Streitigkeiten, die bei dem großen 
Geſchäfte und bei der raſchen, oft ſich ſehr drängenden Abwicklung 
kaum zu vermeiden ſind, es nicht möglich iſt, den langen 
Proceſsweg erſt zu betreten, weil die Leute zu einem ſo 
langwierigen und in der Regel ausſichtsloſen Weg nicht immer 
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die Mittel haben, und das führe dahin, dafs einzelne dieſer Leute 
Schaden leiden und eigentlich ihr Recht nicht finden, weil ſie den 
Weg nicht betreten können, der zu dieſem Rechte führen ſoll. Alle 
dieſe Punkte abwägend, hat die Commiſſſon ſich erlaubt, folgenden 
Antrag zu ſtellen (liest): 

„Die Budget⸗Commiſſion iſt während der Verhandlung über 
Gruppe VII „Markt- und Approviſionierungsweſen“ zu der An⸗ 
ſchauung gelangt, daſs die Verwaltung dieſer Gruppe von Ge— 


meindeangelegenheiten den gegenwärtigen Zeitverhältniſſen nicht 


entſpricht und einer einſchneidenden Reform bedürftig iſt, um 
hiedurch den gerechten Wünſchen der Bevölkerung Rechnung zu 
tragen. 

Die Budget⸗Commiſſion beantragt daher, der Gemeinderath 
wolle beſchließen: 

1. Es werde ein Markt⸗Curatorium eingeſetzt, in welchem den 
Marktparteien bei der Marktverwaltung eine einheitliche Vertretung 
eingeräumt werde. | 

Das Curatorium hätte zu beftehen aus Vertretern des Ge— 
meinderathes, des Magiſtrates, des Bauamtes und der verſchiedenen 
Marktparteien. Dieſem Curatorium ſoll das Beſchwerderecht und 
das Recht der Begutachtung über alle auf die Organiſation des 
Marktweſens bezughabenden Maßregeln eingeräumt werden. Dem— 
ſelben fiele deshalb naturgemäß eine Reihe von Agenden zu, ſo 
unter anderem die Feſtſetzung der Notierungen und die Heraus— 
gabe der Marktberichte, wodurch das Marktamt weſentlich entlaſtet 
werden würde; ſchließlich ſollte dem Curatorium auch die Ver— 
tretung des Marktes nach außen obliegen. 

2. Es möge zur Entſcheidung von Streitigkeiten aus den auf 
dem Markte abgeſchloſſenen Geſchäften ein obligatoriſches Schieds— 
gericht beſtellt werden.“ 

Meine Herren, dieſe Anregungen, welche gegeben werden, ſind 
conform den Erfahrungen, welche die Expertiſe gemacht hat, und 
die von Seite der n.⸗ö. Handelskammer dem Miniſterium zur 
Annahme und beſonderer Wertſchätzung empfohlen worden. Ich 
glaube, es liegt im Intereſſe der Gemeinde ſelbſt, die Initiative 
zu ergreifen und darum empfehle ich Ihnen dieſe Anträge auf das 
wärmſte. 

Gem.-Nath Herold: Meine Herren, ich begrüße aus vollem 
Herzen die Auträge der Commiſſion und des Herrn Collegen 
Seiler, welcher ſehr ſachgemäß und gründlich das Marktweſen 
ſtudiert und den diesbezüglichen Antrag eingebracht hat. Jedoch 
geſtatten Sie mir einige kleine Bemerkungen. 

Ich von meinem Standpunkte ſage, man mußs ſtreng unter: 
ſcheiden zwiſchen dem, was in die Competenz der Gemeinde und 
dem, was in die Competenz der Regierung fällt. Der Antrag des 
Herrn Collegen Seiler betrifft Sachen, welche unbedingt in die 
Competenz der Gemeinde fallen und wodurch wir Ordnung im 
eigenen Hauſe ſchaffen wollen. Durch das Schiedsgericht wird 
vielleicht der Zwiſchenhandel, wird der ſogenaunte Schmattes, wird 
die laue Einhaltung der Marktordnung, die Überfütterung, und 
werden all die vielen, vielen Übelſtände beſeitigt werden. 

Jedoch, meine Herren, einen Einfluſs auf den Fleiſchpreis 
wird das nie haben; das Fleiſch wird theuer bleiben, und wir 
müſſen froh ſein, wenn es nicht noch theuerer wird, und dies zu 
verhindern, liegt nur in der Competenz der Regierung. 

Solange die Regierung die Grenzen nicht öffnet, ſolange die 
Fleiſchcaſſa exiſtiert und die Verzehrungsſteuer, werden wir Wiener 


nie ein billiges Fleiſch haben; zeitweiſe vielleicht wird es fallen 
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und wieder ſteigen, aber der Zuſtand wird im allgemeinen | das Wort, das ich gejagt habe, zu weit hinausgreift, dass nämlich 
bleiben, und ſolange dieſe Rückſichtnahme auf die Agrarier ftatt- unſere Marktverhältniſſe ſchlechte find. Er hat auch gejagt, dass die 
findet, ſolange der Fleiſchexport nach Deutſchland und die Schweiz Verhandlungen betreffs der Durchführung des Schiedsgerichtes 
bleibt und die Einfuhr des Fleiſches zu gering iſt, werden wir ſchon im Zuge find. Bei uns dauert die Geſchichte immer eine 
ſtets ein theueres Fleiſch haben. Ewigkeit, und meine Behauptung, dass unſere Marktverhältniſſe 
Mit der Fleiſchcaſſa läuft, wie ich glaube, der Contract im ſchlechte find, kann mir der Herr Bürgermeiſter nicht widerlegen. 
Jahre 1899 ab, daran iſt nicht zu rütteln, aber es mußs 15 Durch den Antrag, der von der Budget-Commiſſion geſtellt worden 
ausgeſprochen werden, wie ungemein hindernd dieſe Fleiſchcaſſa ift, I ift, bekommen wir wenigſtens eine Art Baſis dafür, dafs die Ver— 
und dass gerade der Fleiſchhauer, der zahlungsfähig iſt, dieſen 1 hältniſſe beſſer werden. Ich fürchte aber, meine Herren, dafs dieſer 
Tribut immer leiſten muss. Die Verzehrungsſteuer iſt mir unver- Antrag wie alle anderen in den Papierkorb wandert; ich fürchte 
ſtändlich, bei der Wien immer behandelt wird als außer dem es aus dem Grunde, weil es zufälligerweiſe ein Antrag von großer 
Rayon liegend. Das iſt auch ein Motiv dafür, dafs die neu ein- | Tragweite und ein Autrag iſt, der nur von einem Gemeinderathe, 
bezogenen Vororte ſehr unzufrieden ſind und fie haben ein voll- nicht von Seite des Herrn Bürgermeiſters gekommen ift, und ich 
ſtändiges Recht dazu. Ich kenne den Herrn Bürgermeiſter im fürchte, dajs er aus dieſem Grunde unterdrückt wird. Ich glaube 
Privaten ſehr wenig, perſönlich habe ich noch nicht die Ehre gehabt, aber, der Gemeinderath wird ſich ſelbſt Mannes genug ſein, um 
mit ihm zu verkehren, ich kenne ihn nur aus der zweijährigen [dem Antrage zuzuſtimmen, das dieſer Antrag von dem Stadtrathe 
Erfahrung meiner Thätigkeit hier; aber ich kann ihm den Vor- behandelt, eventuell daſs eine Commiſſion aus dem Schoße des 
wurf nicht erſparen: So hoch ich ihn ſchätze und verehre — ich | Gemeinderathes gewählt werde, welche über die unangenehme 
kann ſagen, er iſt ein Mann der Situation, und Wien ſoll fi | Situation, die unſere Marktverhältniſſe mit ſich bringen, endlich 
beglückwünſchen, einen ſolchen Bürgermeiſter zu haben, — in der klar werde. Es iſt nicht möglich, in öffentlicher Sitzung die Ver— 
Frage des Marktweſens iſt mir der Mann unverſtändlich. Er geht hältniſſe unſeres Marktweſens zu beſprechen, und das Präſidium 
mit einer Lauheit vor, die ich unbegreiflich finde. (Sehr richtig!) | weiß ganz gut, daſs das nicht möglich iſt. Aus dieſem Grunde 
Wo iſt die Schneidigkeit des Bürgermeiſters, warum greift er nicht | bietet es nicht die Hand dazu, daſs endlich eine Regelung erfolge 
mit ſchneidiger Hand in dieſes Weſpenneſt? Entweder iſt es Un— | und dafs endlich einmal offen und frei geſprochen werde. Ich 
kenntnis oder Überbürdung mit Geſchäften. Wir bringen Anträge | weiß ganz gut, dass der Herr Vorſitzende, der jetzt oben ſitzt, alles 
und Petitionen ein, aber es bleibt immer beim alten, wir haben | fo gut oder vielleicht beſſer weiß wie ich, aber leider will er nicht 
immer theures Fleiſch. Und wenn der Herr St.-R. Witzels⸗ dazu greifen und er hat auch recht, ich werde es auch nicht thun, 
berger neulich bei einem kleinen Referate geſagt hat, „Sie müſſen weil ich mich nicht verbrennen will. 
noch jahrelang warten, bis eine Beſſerung eintritt“, — ſo iſt das Wenn die Idee zuſtande kommt, dals die Frage beſprochen 
ein ſchlechter Troſt und mit dieſem Troſt gebe ich mich nicht zu- | wird, ob ein Curatorium eingeführt werden ſoll oder nicht, ſo wird 
frieden. (Bravo!) Ich erlaube mir den Antrag zu ſtellen: „Der die Sache aus Tageslicht kommen, und der Gemeinderath und der 
Gemeinderath wünſcht eine Petition an die Regierung, dafs die Magiſtrat werden ſehen, wo man angreifen muss, um helfen zu 
rumäniſche Grenze wenigſtens zeitweiſe geöffnet werde.“ können. Mit dieſen kleinen Referaten, Ausbeſſerungen, die man 
Ich bedauere unendlich, dafs der Herr Bürgermeiſter nicht uns immer bringt, iſt nicht geholfen, es wird dadurch nur ein 
gegenwärtig iſt. Er ſoll energiſch dieſen Antrag vertreten, er foll | Loch zugeſtopft und fünf andere Löcher werden aufgemacht. 
ſich energiſch einmal des Marktweſens annehmen, damit die Be— Es mujs mit Energie daran gegangen werden, endlich einmal 
wohner der Reſidenz ein billiges Fleiſch bekommen; gerade wie in dieſer Angelegenheit eine Regelung zu treffen. Wir ſind das 
wir im Sanitätsweſen darauf zu ſehen haben, dass der Steuer- nicht allein der Bevölkerung, ſondern auch uns ſelbſt ſchuldig, wenn 
träger geſund bleibt, fo wünſchen wir auch, dajs er ſich ſatt effen | wir bedenken, daj8 Wien nicht einmal die Hälfte von dem Ein⸗ 
kann, und das haben wir das Recht zu verlangen bei dem großen kommen hat, das alle anderen Hauptſtädte von der Approviſionierung 
Fleiſchconſum in unſerem Vaterlande. Ich erinnere den Herrn beziehen. Wir haben ein jo geringes Einkommen, dajs ſelbſt 
Bürgermeiſter zum Schluſſe an die kleine Epiſode aus der kleinere Städte und auch Peſt ein höheres Einkommen aus dem 
thüringiſchen Geſchichte von dem Schmied, zu dem ſich der Land- Marktgefälle haben als wir. Und die Schuld daran liegt in dem 
graf verirrt hat, der ſeine Agrarier im Lande ſchalten und walten | Umftande, dafs wir kein geregeltes Marktweſen haben. Ich bitte 
ließ, und wo der Schmied feinen Geſellen erzählt, wie die Be- Sie daher, dieſem von mir geſtellten Antrage Ihre Zuſtimmung 
völkerung ſchmachtet unter dem Drucke der Agrarier und bei jedem | zu geben. Es wird ohnedies ſonſt nichts geſchehen; im Stadtrathe 
Schlage auf das Eiſen, den er führt, rief er: „Landgraf werde wird darüber berathen und dann wird die Sache ad acta gelegt 
hart!“ Ich rufe das dem Herrn Bürgermeiſter von Wien zu: werden. 
„Werde hart, werde hart in der Regelung des Markt- und Appro- Gem.-Nath Herrdegen: Es beſchäftigt uns hier eine Frage, 
viſtonierungsweſens, damit wir Wiener endlich billiges Fleiſch | zu deren Erörterung zweifellos einiger Muth gehört. Es wurde 
bekommen.“ (Beifall.) gerade zuvor gejagt, dass es ſich hier um ein Weſpenneſt handelt, 
Gem.-Nath Seiler: Meine Herren! Ich habe in der | und dafs die Frage eigentlich in öffentlicher Sitzung nicht gut 
General⸗Debatte ausführlich über den Gegenſtand geſprochen, und discutiert werden kann. Es iſt das jedenfalls ein ganz bezeichnender 
diejenigen, welche meinen Ausführungen gefolgt find, werden gewiſs [Ausſpruch. Es wurden nun in der Budget⸗Commiſſion Anträge 
überzeugt fein, daſs ich im großen und ganzen recht habe. (Rufe: geſtellt, welche ich ja für ſehr gut finde, welche jedoch nach meiner 
Jawohl!) Meinung noch viel zu wenig radical ſind. 
Der Herr Bürgermeiſter, der damals die Vertheidigung des Ich glaube, daſs auch bei Annahme und Durchführung dieſer 
Präſidiums gegen alle Anwürfe übernommen hat, hat gejagt, dajs ! Anträge den thatſächlichen Übelſtänden vollſtändig abgeholfen 
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werden wird. Wenn wir aber auf die Frage eingehen, ſo ſcheint wie ich glaube, in recht zutreffender Weiſe hervorgehoben, und es 
mir, muſs ſie vor allem anderen ganz vorurtheilsfrei beſprochen wurde darin auch ein Moment, das mir ſehr richtig erſcheint, 
werden. Man darf ſich nicht ſcheuen, gewiſſe Bevölkerungskreiſe, betont. Der Verfaſſer der Broſchüre ſagt nämlich, es gebe in 
gewiſſe Cliquen und gewiſſe Erwerbszweige damit zu treffen. | Marktſachen nur zwei Wege, die in correcter Weiſe eingeſchlagen 
Heute, meine Herren, trägt das Odium der hohen Fleiſchpreiſe werden können; entweder man laſſe die Marktverhältniſſe ſich voll— 
dem Publicum gegenüber ausſchließlich der Fleiſchhauer. ſtändig frei und unbeeinflusst entwickeln, und das ſei der Stand⸗ 

Nun, ich glaube, daſs zum großen Theile die Vorwürfe, punkt, welchen auch der Verfaſſer der Broſchüre für wünſchenswert 
welche gegen die Fleiſchhauerei erhoben werden, nicht begründet erachte, oder aber man müſſe hier einen ſolchen Einfluſs nehmen, 
find, daßs die Fleiſchhauer unter ſehr unangenehmen Verhältniſſen daßs Ungehörigkeiten ganz entſchieden hintangehalten werden können. 
ihrem Gewerbe obliegen, dass fie vor allem anderen mit einer Was hier in Wien geſchehen iſt, ſeien aber durchwegs nur Halb— 
ſehr theueren, und wie man vielleicht ſagen darf, mit einer un- | heiten und der Fluch der Halbheiten hafte unſerem ganzen Approvifio- 
wirtſchaftlichen Betriebsweiſe zu rechnen haben. (Sehr richtig!) nierungsweſen an. Sie werden vielleicht vor der Kühnheit der Idee 
Sehen wir uns denn doch einmal an, wie der Fleiſchhauer heute erſchrecken, aber ich glaube, dafs man ernſtlicherweiſe an eine 
ſein Gewerbe ausübt. Er kauft das Fleiſch oder das Vieh nad) Beſſerung der Verhältniſſe nur dann ſchreiten könnte, wenn man 
dem Lebendgewichte. Dieſe Käufe an und für ſich haben in gewiſſer die Schlachtung in die Hände der Gemeinde legt, wenn die Fleiſch— 
Beziehung den Charakter eines Speculationskaufes. Jedenfalls hauer nicht mehr ihr Vieh ſelbſt draußen ſchlachten, ſondern wenn 
liegt eine klare Rechnung ſelbſt für den kundigſten Fleiſchhauer die Commune Wien das Vieh ſchlachten läſst und die Fleiſchhauer 
nicht vor; denn er hat mit variablen Factoren zu rechnen: einmal nicht mehr nach dem Lebendgewicht, ſondern das eigentliche Fleiſch 
mit dem Fleiſchpreiſe an und für ſich, der ja, wie wir wiſſen, kaufen und dasſelbe dann auch nach ihrem Bedürfnis und ihrer 
künſtlich gemacht oder wenigſtens künſtlich reguliert wird, anderſeits [Verwendung an ſich bringen. (Rufe: Theorie!) Es wird mir zu— 
iſt auch das Gutgewicht immer ein ſchwankendes. Meine Herren! gerufen: Theorie. Ich kann Ihnen nur ſagen, dass eine Anzahl 
Dass die Fleiſch⸗ oder die Viehpreiſe ſich hier nicht nach dem | von Fleiſchhauern, mit denen ich zwar nicht direct verkehrt habe, 
natürlichen Angebote und der Nachfrage regeln, ſondern dass hier denen ich aber dieſen Gedanken durch jemand anderen mittheilen ließ, 
gewiſſe Kunſtmitteln angewendet werden, um die Fleiſchpreiſe ſich mit dieſer Anſicht vollſtändig einverſtanden erklärt haben. Aller- 
einmal in die Höhe zu ſchrauben und fie dann bei dieſen höheren dings bemerke ich, daßs das kleinere Fleiſchhauer, nicht große 
Sätzen ſtehen zu laſſen, iſt eine bekannte Sache. Wir müſſen ung waren. Sie würden allerdings dann mehr oder weniger aufhören, 
ſagen, wenn wir gründlich abhelfen wollen oder wenn die Gemeinde- Fleiſchhauer in dem heutigen Sinne zu fein; fie würden Fleiſch— 
vertretung zu dieſer gründlichen Abhilfe Stellung nehmen und die händler werden. Ob das aber bei dem Umſtande, dajs heute das 
Initiative ergreifen will, darf man ſich auch nicht ſcheuen, gegen Fleiſchhauergewerbe in Wien zu einer ganz beſonders unwirt- 
die Art des Zwiſchenhandels, wie er auf dem Central-Viehmarkte ſchaftlichen Betriebsweiſe gezwungen iſt, für die Mehrzahl der 
beſteht, entſchieden Stellung zu nehmen. Fleiſchhauer ein Nachtheil fein ſollte, ſteht in Frage. Mir ſcheint 

Dieſes Commiſſionsweſen iſt ja allzu bekannt und wir wiffen, wenigſtens, es ſei jedenfalls eine discutable Frage. 
das es jedenfalls eine fruchtbare Thätigkeit nicht iſt, und dass ein 
großer Theil des Einfluſſes, der ſich auf die Fleiſchpreiſe geltend 
macht, aus dieſer Quelle ſtammt. Ich muſs da noch bemerken, wie 
ſich der Betrieb des Fleiſchhauers darſtellt. Der Fleiſchhauer kauft 
draußen das Vieh, er hat mit variablen Factoren zu rechnen, iſt 
alſo den Preisconjuncturen, die mehr oder weniger künſtlich erzeugt 
werden, unterworfen, er hat — in der Regel wenigſtens — bar 
zu bezahlen, und nun hat er die außerordentlich theure Regie be— 
züglich der Schlachtung ſelbſt; er muss ſeine eigenen Leute hinaus— 
beſtellen, um die Schlachtung vornehmen zu laſſen, mußs das Fleiſch 
wieder abführen und feine Leute mitgehen laſſen. Andererſeits ſtellt 
ſich auch der eine Umſtand heraus, dafs bekannterweiſe nicht jeder 
Fleiſchhauer gleiche Fleiſchſorten verwenden kann. Der Fleiſchhauer 
in den inneren Bezirken wird in der Regel die beſſeren Fleiſch— 
ſorten, alſo hinteres Fleiſch brauchen, während der Fleiſchhauer in 
den äußeren Bezirken oder an der Peripherie mehr Vorderes braucht. 
(Rufe: Nicht richtig!) Das dürfte doch richtig ſein, ich habe es 
mir ſelbſt von Fleiſchhauern beſtätigen laſſen, und werde gleich zur 
Beſtätigung deſſen ein Beiſpiel anführen. Ein großer Fleiſchhauer 
auf der Mariahilferſtraße, Herr Sachs, hat ſich extra zu dem 
Zwecke, um ſeine minderwertigen Fleiſchſorten an den Mann zu 
bringen, in der Brigittenau eine Filiale errichtet, und in ähnlicher 
Weiſe gehen auch andere große Fleiſchhauer vor. Dann iſt das 
auch in der Broſchüre, welche von dem Commerzienrathe Weiſſen— 
berger herausgegeben worden iſt, ausdrücklich hervorgehoben 
worden. Überdies ſind in dieſer Broſchüre die wirklichen Mängel, 


— . — 


Wenn es nun aber geſchehen würde, ſo werden Sie zugeben, 
daſs dann mit viel größerer Beſtimmtheit die Marktverhältniſſe 
beeinfluſst werden können, daſs der Zwiſchenhandel, ſoweit er un— 
wirtſchaftlich iſt, ſoweit er allgemeinen Intereſſen zuwiderläuft, 
eingeſchränkt werden kann. Sie werden auch zugeben, dals dann 
das Schwanken der Preiſe, das künſtliche Regulieren der Preiſe 
jedenfalls aufhören würde. Dann würde man auch dem Fleiſch— 
hauer gewiſſermaßen auf die Finger ſchauen können, man würde 
wiſſen, was er verdient. Heute weiß man es nicht, ſondern er 
wird gerade als der Schuldige hingeſtellt, obwohl es in vielen 
Fällen und in ſehr weitgehendem Maße oft nicht der Fall iſt, 
Sondern er ſelbſt durch die Verhältniſſe leidet. Ich möchte nun 
wünſchen, dals nicht nur für dieſe, ſondern für alle Fragen, welche 
die Approviſionierung betreffen und die zum Theile ſchon von der 
Budget⸗Commiſſion in gewiſſen Anträgen formuliert wurden, eine 
Commiſſion gewählt werde, welche ſich mit dieſen Angelegenheiten 
befaſſen kann. 


Ich glaube, dass es nützlich wäre, die Sache nicht allein dem 
Stadtrathe zu überlaſſen, der ja mit vielen Arbeiten überhäuft iſt, 
ſondern aus dem Schoße des Gemeinderathes und mit Zuziehung 
von Fachmännern und Unparteiiſchen eine Commiſſion zu ſchaffen, 
damit die Sache vollſtändig und eingehend ſtudiert werde. Es dürfte 
bezüglich des Marktweſens aber auch noch ein anderer Umſtand zu 
berückſichtigen ſein. Es kann kaum ein glücklicher Vorgang ſein, 
wenn man das Marktweſen, wozu entſchieden kaufmänniſche Kennt⸗ 
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niffe gehören, hinſichtlich aller Beſtimmungen fo in den Rahmen 
eines bureaukratiſchen Wirkungskreiſes einſchraubt. 

Wir alle wiſſen, dafs der Marktdirector außerordentlich wenig 
Pouvoir hat und in allen wichtigeren Fragen vom Markt-Referenten 
abhängig iſt, und wir haben es ja doch erlebt, dajs der Markt— 
Referent von ſich ſelbſt geſagt hat, er verſtehe von Marktfragen 
gar nichts. (Ruf: Kronawetter!) Ja, Dr. Kronawetter 
hat ſich gar nicht geniert, das zu ſagen; er iſt auch unſchuldig 
daran, daſs man ihm auf einmal das Markt-Referat gegeben hat. 
Ich glaube alſo, dass hier wirklich ein Vorwurf erhoben werden 
kann; es iſt nicht gleichgiltig, in weſſen Händen die wichtige 
Approviſionierungsfrage liegt. Wir haben es hier mit einer Frage 
zu thun, welche die geſammte Bevölkerung betrifft und deshalb 
glaube ich, muſs man auch von ganz anderen Geſichtspunkten aus— 
gehen, wenn man eine ernſtliche Reorganiſation wünſcht. Vor allem 
gehört hiezu die fachmänniſche Leitung; die Fachmänner müſſen 
herzugerufen werden. Hier kann der Juriſt nicht den Ausſchlag 
geben und wenn er noch fo viele juriſtiſche Kenntniſſe beſitzt. Hier 
muss er auch kaufmänniſche Kenntnis und Erfahrung beſitzen und 
von dieſen Geſichtspunkten aus, glaube ich, würde es anläſslich der 
in der Budget⸗Commiſſion geſtellten Frage am zweckmäßigſten ſein, 
wenn eine Commiſſion gewählt wird, welche ſich nicht allein mit 
dieſer Frage beſchäftigt, ſondern auch weitere Fragen, die ſich ja 
aus der Natur der Sache ergeben, in den Kreis ihrer Betrachtung 
ziehen kann. (Zuſtimmung.) 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Meine Herren! Wer im Stande 
wäre, den gordiſchen Knoten der Approviſionierungsfrage jo zu löſen, 
dafs er den Anfprüchen aller Intereſſenten gerecht wird, jo dass 
die Viehmäſter hohe Preiſe erzielen, die Fleiſchhauer billige Ochſen 
kaufen können und das Publicum billiges Fleiſch zu eſſen bekommt, 
wer im Stande wäre, dieſe Frage in einer ſolchen Weiſe zu löſen, 
dem würde man wahrlich ein Monument ſetzen, und er verdiente es 
auch, dafs man es ihm auf dem ſchönſten Platze von Wien ſetzte. 

Herr College Herold hat geſagt: „Landgraf, werde hart“ 
und er hat dies jo parodiert, dajs er ſagte: „Bürgermeiſter, werde 
hart.“ Nun, meine Herren, in dieſer Frage möge der Bürger⸗ 
meiſter noch ſo hart werden, in dieſer Frage iſt er ohnmächtig 
einem Stande gegenüber, dem vis-à-vis auch der Staat nichts zu 
thun im Stande und auch nicht beſtrebt iſt, etwas zu thun, nämlich 
dem Stande der Agrarier gegenüber, wie ſchon wiederholt hervor— 
gehoben wurde. Meine Herren! Die Agrarier ziehen doppelten 
Nutzen in der Sache; ſie haben es mit dem Thierſeuchengeſetze dahin 
gebracht, das erſtens das Rindvieh aus dem Auslande nicht ein⸗ 
geführt werden darf, und daſs fie weiters ſogar ihr Vieh nach 
Deutſchland ausführen dürfen. In Deutſchland war die Grenze 
auch geſperrt; auch dort waren die Agrarier übermächtig, aber das 
Volk hat nach billigem Fleiſch gerufen, und wie Bismarck gegangen 
iſt, war es die erſte That feines Nachfolgers, des Reichskanzlers 
Caprivi, die Grenzen für die Einfuhr zu öffnen. 

Nun, meine Herren, wenn es ſchon die Agrarier dahin gebracht 
haben, daßs wir kein Vieh einführen dürfen, jo ſoll es wenigſtens 
dahin kommen, dass es auch nicht ausgeführt wird. Ein Agricultur— 
ſtaat wie Russland hat es in den 1860er Jahren, wo fo eine große 
Fleiſchtheuerung eingetreten war, dahin gebracht, dafs ein Ausfuhr⸗ 
verbot erlaſſen wurde und auch unſere Bevölkerung, die ohnehin 
geringen Verdienſt hat, wo die Noth an die Thür ſo manchen 
pocht, hat ein Recht, ſich ſatt zu eſſen, und deshalb iſt es un⸗ 
bedingt nothwendig, dafs wir fo oft als möglich von dem Rechte 
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Gebrauch machen, welches dem Gemeinderathe zuſteht, von dem 
Petitionsrechte, daſs wir die Regierung erſuchen, die rumäniſche 
Grenze zu öffnen. (Beifall.) Es hat dies auch noch einen anderen 
Grund; wenn wir die Einfuhr von der rumäniſchen Grenze heben, 
ſo werden auch die ſogenannten Einſtellochſen vielleicht billiger 
werden; Einſtellochſen, die damals um 250 fl. das Paar zu haben 
waren, koſten heute 4⸗ bis 500 fl. (Hört!) und das iſt auch die 
Folge, dass das Fleiſch weſentlich vertheuert wird. Dazu kommt 
die hohe Spiritusſteuer, infolgedeſſen die Brennereien nicht das 
ganze Jahr hindurch brennen; auch das trägt zur Vertheuerung bei. 
(Richtig!) Wenn die Regierung im Intereſſe der Agrarier, die ſie 
vielleicht nicht beugen und brechen will, nicht geſtattet, dass 
das Vieh eingeführt wird, fo möge fie wenigſtens geſtatten, daſs 
das Vieh in plombierten Wagen direct in das Schlachthaus geführt 
werde. Man könnte an jedem Waggon mit Ochſen auf Dantes 
„Hölle“ verweiſen: Ihr, die Ihr Euch hier befindet, gebt jede 
Hoffnung auf das Leben auf! (Bravo! — Heiterkeit.) 

Wenn das Vieh ſo durchgeführt wird, iſt keine Gefahr vor— 
handen, dafs die Rindviehzucht im Inlande, für welche die Agrarier 
ſo beſorgt ſind, Schaden leiden könnte. Mit dem Gedanken, an der 
Grenze ein Schlachthaus zu errichten und das Fleiſch nach Wien 
zu importieren, können ſich unſere Wiener nie und nimmer be— 
freunden. 

Wir ſehen das auch am täglichen Fleiſchmarkte. Jene Qualitäten 
und Quantitäten Fleiſch, welche um billigere Preiſe zu haben ſind, 
repräſentieren in meinen Augen nicht den Wert, welcher dafür 
angeſchrieben wird; ſie ſind einfach minderwertig. Der Frauen— 
verein, der im vorigen Jahre gegründet wurde und welcher fo viel 
beitragen wollte zur Verbilligung der Lebensmittel, hat bis heute 
noch nichts dazu beigetragen, denn die hochweiſen Damen, die im 
Ausſchuſſe geſeſſen ſind, haben geſagt, wenn das Rindfleiſch theuer 
iſt, ſo müſſen wir Wild, Faſanen, Fiſche u. |. w. eſſen. 

Zwiſchen den Qualitäten des Fleiſches gibt es gewaltige 
Unterſchiede, und wenn von der einen Qualität ein Kilo nur 
40 kr. koſtet und eine andere Qualität 90 kr. per Kilo, ſo iſt das 
wahrſcheinlich gerechtfertigt, weil eben die Qualität im Unterſchiede 
des Preiſes ſich ausdrückt. 

Man bekommt ja Strohhüte auch um 50 kr. oder um 2 fl.; 
gewiss find aber dieſe Hüte dieſen Ausſchuſsdamen zu ſchlecht und 
fie tragen Hüte um 10 bis 15 fl. Das Fleiſch aber ſoll ſehr billig 
ſein; ja auch ich wünſche das, aber die Maßregeln, welche dieſe 
Damen vorgeschlagen haben, werden nie und nimmer zur Der 
billigerung des Fleiſches beitragen. Rufe: Sehr gut! — Gem. -Rath 
Seiler: Bravo!) 

Nun, meine Herren, ich ſchließe mich dem Antrage des Herrn 
Collegen Herold an, jenem Antrage, welcher vom Gemeinderathe 
wiederholt geſtellt worden iſt, nämlich dem Antrage auf Ein- 
bringung einer Petition an die Regierung wegen Eröffnung der 
rumäniſchen Grenze. 

Als jetzt in Deutſchland vor wenigen Tagen die Zollver⸗ 
handlungen mit Russland ſtattgefunden hatten, waren die Agrarier 
in Deutſchland diejenigen, welche aufs neue ihr Haupt erhoben 
aus purem Egoismus und der Reichskanzler Caprivi hat erklärt: 
„Wir werden jeden Beſitz ſchützen, — das iſt die Pflicht der Regie⸗ 
rung — den agrariſchen, den induſtriellen, den capitaliſtiſchen, 
jeden Beſitz. Wir haben auch die Pflicht der Fürſorge für die 
Beſitzloſen und ich wünſche, dafs das Schiff weiter geht, und um 
das Schiff handelt es ſich, auf dem die deutſche Flagge weht. Der 
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Staat mußs berückſichtigt werden und nicht einzelne Claſſen.“ 
(Bravo!) Auch wir ſollen der Regierung zurufen: „Wir kennen 
nur einen Staat, und die Regierung hat dafür zu ſorgen, daßs 
ſämmtliche Bewohner des Staates ſich eines guten Wohlergehens 
erfreuen mögen!“ (Bravo-Rufe.) 

Aus dem Grunde, weil wir andererſeits auch die Erfahrung 
gemacht haben, daſs auf anderen Gebieten, nämlich auf dem 
Gebiet der Frucht- und Mehlbörſe, das Schiedsgericht und das 
Curatorium zum Segen und zum Wohle der Bevölkerung beſtehen, 
werde ich mich dem Antrage des Herrn Collegen Seiler an— 
ſchließen und beantrage, daßs dieſer Antrag einer Special-Com— 
miſſion zugewieſen werde. (Rufe: Sehr richtig!) 

Es iſt dieſer Antrag hier im Hauſe wiederholt geſtellt worden; 
er wurde vor wenigen Jahren vom geehrten Herrn Vice-Bürger— 
meiſter Dr. Grübl geſtellt, er wurde nach einem Jahre neuer— 
dings von mir aufgenommen und in jüngſter Zeit vom Herrn 
Collegen Herold geſtellt. 

Ich habe geſagt, es iſt ſchwer, dieſe Frage in zufrieden— 
ſtellender Weiſe für alle Intereſſenten zu löſen. Wir werden dieſe 
Frage nicht auf einmal löſen, aber wir müſſen ſie ſchrittweiſe 
löſen und unverrückbar auf das Ziel losſteuern, welches wir an— 
ſtreben. 

Das kann nur geſchehen, dafs in erſter Linie die Regierung 
mit uns armen Würmern Erbarmung hat und die rumäniſche 
Grenze öffnet, und wenn ſie das nicht will, ſoll ſie ein Ausfuhr— 
verbot erlaſſen, um dadurch zu erzielen, dafs wir billigere Fleiſch— 
preiſe bekommen. (Bravo!) Es hat auch Herr College Herrdegen 
hervorgehoben, daſs fein Gedanke dahin gehe, dass die Stadt 
Wien dieſe Schlachtungen verſtaatlichen möge. (Gem.-Rath Herr: 
degen: Das iſt kühn, nicht wahr?) Das iſt kühn, ſehr kühn, und 
die Erfahrungen, welche wir diesbezüglich bei Verſtaatlichungen 
gemacht haben — es iſt zwar ſonderbar, wenn man das Fleiſch 
mit den Canälen in Verbindung bringt — dieſe Erfahrungen, 
welche wir bei den Canalräumungen gemacht haben, haben ergeben 
— man ſoll jo etwas zwar nicht jagen —, dafs dieſe Arbeiten 
nicht billiger geworden ſind; ſie ſind theuerer geworden. (Sehr 
richtig!) 

Meine Herren! Wir haben uns ſchon daran gewöhnt, aber 
es iſt nicht gut, wenn man uns neuerdings an andere Dinge ge— 
wöhnen will. Vor zwei Jahren find momentan in Peſt die Fleiſch⸗ 
preiſe in die Höhe gegangen, und es iſt ganz richtig, wenn jemand 
hervorgehoben hat, dass in Peſt die Fleiſchpreiſe eigentlich noch 
höher ſind, obwohl Peſt ſich mitten im Lande der Production be— 
findet, obwohl unmittelbar vor den Thoren von Peſt ſich die 
Pußten und die Brennereien befinden, wo die Ochſen gemäſtet 
werden, die dem Conſum zugeführt werden. Alles gravitiert aber 
nach Wien, die Tendenz geht nach Wien, weil in Wien überhaupt 
beſſere Preiſe erzielt werden, und in Peſt iſt der Auftrieb infolge 
deſſen ein geringer und daher auch die Theuerung. Dasſelbe 
können Sie auch in der nächſten Nähe von Wien ſehen; in Preſs— 
burg ſind die Preiſe um 4 bis 5 kr. per Kilo theuerer als in Wien. 

Nachdem alſo die Fleiſchpreiſe in Budapeſt in die Höhe ge— 
gangen waren, hat der Miniſter an die Budapeſter Repräſentanz 
ein geharniſchtes Schreiben gerichtet mit der Aufforderung, nach— 
zuforſchen, was die Urſache ift, eventuell die Fleiſchhauer zu Paaren 
zu treiben (Hört!), und das Peſter Municipium hat den Beſchluss 
gefasst, die Ochſen in eigener Regie zu ſchlachten, und hat dafür 
eine Summe von 60.000 fl. bewilligt. Das hat ſich auf dem 
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Papier ſehr gut ausgenommen, aber in der Praxis war es un⸗ 
durchführbar, und das Budapeſter Municipium hat fi veranlasst 
geſehen, dieſen Beſchluſs wieder zurückzuziehen. 

Alſo, ich bitte Sie, meine Herren, nehmen Sie den Antrag 
des Gem.⸗Rathes Herold an, wegen Eröffnung der rumäniſchen 
Grenze eine Petition an die Regierung zu richten, nehmen Sie 
den Antrag Herold an bezüglich Zuweiſung des Marktcuratoriums 
und Schiedsgerichts an eine Commiſſion, und wenn Sie eine Pe- 
tition wegen Eröffnung der rumäniſchen Grenze beſchließen, ſo 


ſtellen Sie die Alternative: Wenn die Regierung nicht weich wird, 


die rumäniſche Grenze zu eröffnen, ſo möge ſie wenigſtens ein 
Ausfuhrverbot erlaſſen. Ich empfehle Ihnen dieſen Antrag. (Zu— 
ſtimmung. — Lebhafter Beifall.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Es iſt niemand mehr 
zum Worte gemeldet, die Debatte iſt geſchloſſen. Wünſcht einer der 
Herren Referenten noch das Wort? 

Commiſſions-Neferent: Eine Oppoſition wurde nicht gemacht. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: Wir ſchreiten zur Ab⸗ 
ſtimmung. Die Budget-Commiſſion ſtellt der verehrten Verſamm— 
lung den vorliegenden Antrag. 

Der Antrag geht an den Stadtrath. 

Es iſt gegenwärtig nicht möglich, zur Berathung dieſes Gegen— 
ſtandes eine Commiſſion zu wählen, weil nach § 70 der Stadt— 
rath verpflichtet iſt, bei allen, der Entſcheidung des Gemeinderathes 
vorbehaltenen Gegenſtänden die Vorberathung zu pflegen. Erſt 
wenn die Vorlage der Stadtrath kennt, wird es Sache der Ver— 
ſammlung ſein, entweder ſofort ins Meritoriſche einzugehen oder 
vorerſt eine Commiſſion zu wählen. 

Gem.-Rath Herold (zur Geſchäftsordnung): Ich beantrage, 
dafs über meinen Antrag wegen Eröffnung der rumäniſchen Grenze 
im Plenum abgeftimm: werde. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Das wird geſchehen. Ich 
erſuche zunächſt jene Herren, welche damit einverſtanden find, dass 
der Antrag der Budget-Commiſſion dem Stadtrathe zugewieſen 
werde, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Die Herren, welche dem Antrage Herold: „Es ſei an die 
Regierung eine Petition zu richten wegen Eröffnung der rumäniſchen 
Grenze“ zuſtimmen ... 

Gem.⸗Nath Dr. Klotzberg (unterbrechend): „Eventuell Aus: 
fuhrverbot“. 

Vice-Vürgermeiſter Pr. Grübl: Das ſteht nicht da. 

Gem.⸗Nath Dr. Klotzberg: Ich habe den Antrag als 
Zuſatz geſtellt. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl: Ich muſßs bitten, die 
Anträge ſchriftlich zu überreichen, man weiß oft nicht, liegt bloß 
ein Wunſch oder ein formulierter Antrag vor. 

Ich erſuche die Herren, welche mit der Zuweiſung des An— 
trages Herold an den Stadtrath einverſtanden find, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg hat den Antrag geſtellt, es ſei 
in der Petition auch zu erſuchen, dass eventuell, wenn ſchon nicht 
die rumäniſche Grenze eröffnet werden könnte, die Grenze gegen 
Deutſchland geſchloſſen, alſo ein Ausfuhrverbot erlaſſen werde. 

Die Herren, welche einverſtanden find, dafs dieſer Antrag an 
den Stadtrath gewieſen werde, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Der Antrag Herrdegen kann nicht zur Abſtimmung gebracht 
werden mit Rückſicht auf § 70 des Statuts. | 
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Wir kommen zu Gruppe VII, Poſt 1. 
Stadtraths-Neferent (liest): Gruppe VII, Poſt 1 „Markt⸗ 


gebüren“: 
a) Von offenen Märktenn 150.000 fl. 
b) Schlachtviehmarktgebüren. 238.000 fl. 
c) Jung⸗ und Stechviehmarktgebüren .. 83.000 fl. 


d) Gebüren für Benützung der Stallungen am Central— 
Viehmarkte, Stallgebüren 56.200 fl. 
e) Gebüren für die Benützung der Nothſtechbrücke für Schweine 
am Central-Viehmarkte rt 5.600 fl. 
) Pferdemarktgebüree dns 7.820 fl. 
g) Gebüren vom Centralmarkte für Heu, Stroh ꝛc. 4.530 fl. 
2. Einnahmen aus der Beiſtellung und dem Verkaufe der auf 
dem Schlachtviehmarkte zu St. Marx und in den Nothſtallungen 
erforderlichen Fourageartikel und aus der Düngergewinnung: 
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a) aus der Fouragebeiſtellunn g. 441.590 fl. 
p) aus der Düngerge winnung. 4.220 fl. 
zuſammen . 445.810 fl. 

3. Mehlwag⸗Gefällsabfindungggggngnn .. 1.150 fl. 
4. Miet⸗, Pacht⸗ und Platzzinſe vom Central-Viehmarkte 
12.620 fl. 


5. Durchgeführter Zinswert für Naturalwohnungen 1.500 fl. 

6. Pachtzins für die Reſtauration am Pferdemarkte und Miet- 
zinſe für Stallungen daſelbſ li 6.560 fl. 

Es iſt das eine kleine Anderung gegenüber der urſprünglichen 
Vorlage. (Liest): 

7. Verſchiedene Einnahmen und Rückvergütungen . 320 fl. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Grübl: Gegen dieſe Poſitionen 
bei den Einnahmen wurde eine Einwendung nicht erhoben, ich 
eakläre dieſelben für angenommen. 

Stadtraths-Neferent (liest): Ausgaben. 

A. Ordentliche Ausgaben. 

Poſt 1. Auslagen für die Marktaufſicht: 

a) Bezüge der Beamten des Marktcommiſſariates 119.970 fl. 

p) Koſtgelder der Beamten des Marktcommiſſariates 12.570 fl. 

c) Bezüge des Marktperſonales der einbezogenen Vororte 

19.720 fl. 

d) Zinſe für Marktaufſichtslocalitäten 2.120 fl. 

Poſt 2. Auslagen für den Marktdienſt und die Erhaltung der 
Objecte am Central-Viehmarkte: 


a) Bezüge und Koſtgelder des Dienſtperſonales . 19.680 fl. 


p) Erhaltung der Baulichkeiten, Objecte u. Straßen 53.350 fl. 
c) Steuern ſammt Nebengebüren . 7.120 fl. 
d) Koſten der Beleuchtung. 9.200 fl. 
e) Koſten der Beheizung der Localitäten 750 fl. 


f) Reinigung des Marktes und der Straßenzüge l(einſchließlich 


der Beſpritzung der letzteren). 24.550 fl. 
g) Desinfection des Marktes. 20.840 fl. 
h) Aſſecuranzgebüren für das untergebrachte Vieh . 1.010 fl. 
j) Durchgeführte Waſſerbezugswerte. 3.950 fl. 
K) Sonſtige Markterforderniſſe 900 fl. 


Commiſſions-Neferent: Ich habe zwei kleine Abänderungs⸗ 
Anträge zu ſtellen, und zwar auf Seite 207, Poſt 2 b, „Erhaltung 
der Baulichkeiten“, iſt einzuſtellen der Betrag von 50.550 fl. 
Mittlerweile konnten die Koſtenvoranſchläge für die Umpflaſterung 
der Fahrbahn vorgelegt werden und haben um dieſen Betrag 
weniger ergeben. Ich bitte daher, dieſen geringeren Betrag ein— 
zuſtellen. 
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Weiters beantragt die Budget-Commiſſion, bei Poſt 2 h im 
Gegenſatze zu den Anträgen des Stadtrathes für Aſſecuranzgebüren 
einen Betrag von 2040 fl. einzuſtellen, weil auf eine längere Zeit 
hinaus die Aſſecuranz gezahlt werden mußs. 

Stadtraths-Neferent: Ich ſchließe mich den Anträgen der 
Budget⸗Commiſſion an. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Bei Bolt 2 b beantragt 
der Stadtrath die Einſtellung eines Betrages von 53.350 fl., die 
Budget⸗Commiſſion nur die Einſtellung eines Betrages von 50.550 fl. 

Ich bitte die Herren, welche mit der Einſtellung der höheren 
Ziffern einverſtanden find, ſich von den Sitzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Ich bitte, die Abſtimmung entfällt, da ſich der Herr Referent des 
Stadtrathes auch mit der geringeren Summe von 50.550 fl. ein— 
verſtanden erklärt. Die gleiche Erklärung hat auch der Herr Referent 
ſchon früher bezüglich der Poſt 2 h abgegeben. Eine Einwendung 
wurde nicht erhoben, die Poſten ſind ſomit angenommen. 

Commiſſions-Neferent: Zur Ausgabs⸗Rubrik XXVIII 2 g 
ſtellt die Budget-Commiſſion den Antrag, es ſei ein Gutachten der 
Sachverſtändigen über eine andere Art der Desinfection am Ceutral— 
Viehmarkte als der bisherigen einzuholen. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Grübl: Keine Einwendung? An⸗ 
genommen. 

Stadtraths-Neferent: Poſt 3. Auslagen für die Fourage⸗ 
beiſtellung am Central— 11 in eigener Regie . 376.040 fl. 

Poſt 4. Auslagen für den Pferdemarkt. . .. 5.000 fl. 

Poſt 5. Auslagen für den Centralmarkt für Heu, Stroh ꝛc. 

1.700 fl. 


Poſt 6. Auslagen für die übrigen Märkte .. . 21.230 fl. 


Poſt 7. Auslagen anlässlich der Herſtellung einer Zweigbahn 
zu den Szülaſen / N ee ie 5.500 fl. 
Poſt 8. Bau dreier neuer Rinderſtalltracte am Central-Vieh⸗ 
neee ea 17.600 fl. 
Poſt 9. Anlage eines Seuchenhofes ... 100.000 fl. 
Gem.⸗Nath Dr. Klotzberg: Ich möchte an das löbliche 


Präſidium die Bitte ſtellen, die Rückſtellung der Baupläne bezüglich 
Errichtung eines Seuchenhofes, welche ſich bei der Regierung zur 
Begutachtung ſeit April v. J. befinden (Hört!) zu urgieren, damit 
die Gemeinde endlich einmal in die Lage komme, mit dem Baue 
des Seuchenhofes beginnen zu können. Meine Herren! Das invol— 
viert eine große finanzielle Frage, und wir kommen dadurch, daßs 
dieſer Seuchenhof eben noch nicht errichtet iſt, um viele Gulden. 
(Rufe: Um tauſende!) Ich erlaube mir, Sie darauf aufmerksam 
zu machen, dass infolge des Umſtandes, dajs Wien keinen Seuchenhof 
beſitzt, die ſogenannten Contumazſchweine erſt in der Contumaz— 
anſtalt in Biala deteniert werden müſſen; ſie müſſen infolge deſſen 
auswaggoniert werden, müſſen dort neuerdings gefüttert werden, 


und die Folge davon iſt ein großes Manco, und eine andere Folge 


iſt, dafs für die Schweine weit höhere Preiſe bei ſchlechterer 
Qualität verlangt werden. Dieſer Zuſtand trägt zur Vertheuerung 
weſentlich bei. Aus dieſem Grunde bitte ich, das hohe Präſidium 
möge die Güte haben, die Rückſtellung dieſer Pläne endlich bei 
der hohen Regierung zu urgieren. (Bravo!) 
Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl: Wird geſchehen. 
Stadfraths-Referent: Poſt 10. Errichtung einer Nutz— 
waſſerleitung für den Central-Viehmarkt . 8.000 fl. 
Poſt 11. Erweiterung der Schweinehalle ze. 41.860 fl. 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Gegen die verleſenen Poſten 
wurde keine Einwendung erhoben; ſie find angenommen. 
3 
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Stadtraths-Referent: Rubrik XXIX „Markthallen“. Die 
einzelnen Poſten werde ich nicht verleſen, fie ſind in der Vorlage 
verzeichnet. 

Es wird im ganzen die Einſtellung von 90.860 fl. beantragt. 

Commiſſions-Neferent: Die Budget⸗Commiſſion ſtellt zu 
Ausgabs⸗Rubrik XXIX 1 den Antrag (liest): 

„Dem im Souterrain der Großmarkthalle eingemieteten öfter- 
reichiſchen Approviſionierungs-Vereine, ſowie den Mietern von 
Magazinen in der Großmarkthalle ſei rechtzeitig zu kündigen.“ 

Ferner: 

„Es ſeien die Hallendiener der Markthallen definitiv anzu— 
ſtellen und zu beeiden.“ 

Der Grund für den erſten Antrag liegt darin, dass große 
Fleiſchmengen, wie ſie jetzt auf den täglichen Fleiſchmarkt gebracht 
werden, in einem Kühlraum untergebracht werden ſollen, wo das 
Fleiſch für den nächſten Tag liegen bleiben kann, da es nicht in 
ſeiner Gänze verkauft wird. 

Solche Räume ſind zwar vorhanden, ſie ſind aber an dieſe 
Vereine vermietet, da Kühlapparate in moderner Einrichtung 
oder auch nur Eisgruben nicht exiſtieren. Um dies zu ſchaffen, 
was eine dringende Nothwendigkeit iſt, wird nun dieſer Antrag 
geſtellt und ich bitte, demſelben zuzuſtimmen. 

Gem.⸗Nath Heiler: Meine Herren! Ich habe in der Budget— 
Commiſſion ausführlich die Gründe, warum ich dieſen Antrag zu 
ſtellen mir erlaubte, auseinandergeſetzt. 

Wir müſſen endlich dahin trachten, wenigſtens bei einzelnen 
Victualien die Centraliſation vorzunehmen, und nachdem in der 
Markthalle ſelbſt der Raum viel zu klein iſt, weil die Localitäten 
an einzelne Private und Geſellſchaften vermietet worden ſind und 
nachdem dieſe Localitäten der Commune erſtens durch die Aus— 
breitung des Marktes ſelbſt und zweitens durch das Marktgefälle 
eine größere Einnahme bringen werden, ſoll die Kündigung bezüg— 
lich dieſer Pächter rechtzeitig, das iſt im Auguſt, vorgenommen 
werden. 

Ich erlaube mir hier zu bemerken, daßs die Approviſionierungs— 
Geſellſchaft die Hälfte der in der Markthalle befindlichen Eis⸗ 
gruben in Pacht hat und dagegen für die großen oberen Eisgruben, 
das heißt für vielleicht hunderte von Fleiſchverkäufern abſolut gar 
kein Raum iſt, wo ſie im Sommer ihr Fleiſch aufbewahren können. 
Daher habe ich den Antrag geſtellt, damit die Commune ſeinerzeit 
die nöthigen Kühlvorrichtungen in den Souterrainlocalitäten unter— 
bringen kann, wo die Fleiſchhauer und Fleiſchverſchleißer ihr Fleiſch 
während der heißen Jahreszeit unterbringen können. 

Ich empfehle Ihnen die Annahme dieſes Antrages. 

Weiters habe ich ſchon im Sommer einen Antrag betreffs 
endlicher definitiver Anſtellung der Markthallendiener geſtellt. Ob- 
wohl dieſelben das größte Vertrauen genießen ſollen, ſind ſie als 
Taglöhner in der Markthalle angeſtellt. Ein ſolcher Markthallen— 
diener iſt weder beeidet, noch hat er eine Ausſicht, ſagen zu können, 
dafs er definitiver Diener der Commune iſt. 

Wenn man bedenkt, dass dieſe Markthallendiener die Über— 
wachung der Markthalle und ſämmtlicher Verkaufsartikel in der 
Marthalle unter ſich haben, weiters die Abwägnug der zum Markte 
gebrachten Verkaufsartikel, die Einhebung der entfallenden Wag— 
gebüren und die Abfuhr derſelben, die Einhebung der Statio— 
nierungs⸗ und Platzzinsgebüren, die Verrichtung der Dienſtgänge, 
die Function als Wagmeiſter ꝛc., jo ſieht man, dafs das lauter 
Vertrauenspoſten find. Ich finde es alſo unbegreiflich, daßs man 
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ſolche Leute nicht beeidet und definitiv anſtellt. Trotzdem der Herr 
Bürgermeiſter ſchon ſeit zwei Jahren dem zugeſtimmt hat, will 
er auch das nicht regeln. 

Ich bitte Sie daher, den Antrag der Budget-Commiſſion 
anzunehmen. 

Gem.-Nath Herrdegen: Ich bin mit den Ausführungen 
des Herrn Vorredners vollkommen einverſtanden und halte es nicht 
nur für wichtig, ſondern auch geradezu für eine unbedingte Noth— 
wendigkeit, daſs die Markthallendiener endlich definitiv ernannt 
werden. 

Ich möchte aber bei dieſer Gelegenheit darauf aufmerkſam 
machen, daſs ich am 19. November vorigen Jahres einen Antrag 
eingebracht habe, überhaupt jene Bedienſteten, welche ſich auf 
ſyſtemiſierten Poſten befinden, in definitiver Eigenſchaft zu ernennen. 
Es iſt das eine Frage, welche gewiſs Beachtung verdient. Es wäre 
ganz unbegreiflich, wenn bei ſo weitgehenden Regulierungen, wie 
ſie in den Kreiſen der Beamtenſchaft mit Recht vorgekommen ſind 
— und denen ich ja vollkommen zugeſtimmt habe — man das 
untere Perſonale ganz und gar vergeſſen würde. Es iſt hervorzu— 
heben, dass verſchiedene Kategorien, denen ſehr wichtige Aufgaben 
zufallen, wie zum Beiſpiel die ſogenannten Bezirksaufſeher, wie 
Taglöhner behandelt werden, das heißt, ſich nur im Tagelohn 
befinden und nicht einmal einer Bezirkskrankencaſſa angehören, 
alſo für den Fall ihrer Erkrankung lediglich von der Gnade der 
Commune abhängig ſind, nicht aber irgend ein Recht geltend 
machen können. Bei einer geordneten Wirtſchaft ſoll auch in dieſer 
Beziehung, auf die Stellung des Perſonales, Bedacht genommen 
werden, und ich bitte daher, daſs der von mir am 9. November 
eingebrachte Antrag baldmöglichſt im Stadtrathe zur Berathung 
komme. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Wünſcht noch jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Ich bitte 
die Herren, welche mit der Zuweiſung der Anträge der Budget— 
Commiſſion und des Herrn Gem.-Rathes Seiler an den Stadt— 
rath einverſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) An ge— 
nommen. 

Stadtraths-Neferent: „Auslagen für die Markthallen“. Sie 
ſind hier ſpecificiert und betragen zuſammen 50.740 fl.; gegen die— 
ſelben wurden auch von der Budget-Commiſſion Einwendungen 
nicht erhoben. 

Wir kommen nun zur Gruppe „Schlachthäuſer“, Seite 232. 
(Liest:) „Einnahmen des Schlachthauſes zu St. Marz (einſchließlich 
der neuen Abtheilung V auf der Area des Central-Viehmarktes): 
Schlachtgebüren.“ Hier waren urſprünglich 94.960 fl. eingeſtellt; 
die Budget⸗Commiſſion beantragt jedoch, nur 90.000 fl. einzu⸗ 
ſtellen, welchem Antrage ich mich ebenfalls anſchließe. 

Commiſſions-Neferent: Dies iſt mit Rückſicht auf die Schaf- 
ſchlachtungen geſchehen. Die Schafe werden jetzt lebend und nicht 
mehr geſchlachtet nach Frankreich exportiert. Es iſt hier alſo ein 
Ausfall. Nachdem jedoch die Beobachtungen des vergangenen Jahres 
für die Rinderſchlachtungen einen Mehrbetrag ergeben haben, haben 
wir rund 90.000 fl. beantragt, welchem Antrage ſich auch der 
Referent des Stadtrathes angeſchloſſen hat. 

Stadtraths-Neferent (liest): 
Mietzinſe: 

a) Effective Zinſe 

6) Durchgeführte Zinswerte 


9.280 fl. 
200 f. 
Zuſammen . 11.890 fl. 
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Sonſtige Einnahmen . 350 fl. 
Einnahmen des Schlachthauſes in Gumpendorf: 
Schlachtgebüren „ 25.240 fl. 
Mietzinſe: 
a) Effective Zinſe . 5.200 fl. 
6) Durchgeführte Zinswerte . 2.040 fl. 
Zuſammen . 7.240 fl. 
Sonſtige Einnahmen 40 fl. 
Einnahmen des Pferdeſchlachthauſes (auf der Area des 
Central⸗Viehmarktes) 8 8 5.120 fl. 
Einnahmen vom Schlachthauſe in Unter: - Meidling, 
Breſtelgaſſe 21: 
Schlachtgebüren . . 83.080 fl. 
Mietzinſe 7.780 fl. 
Sonſtige 111 1 1.400 fl. 


Einnahmen vom an an der Als (in der ehemaligen 
Gemeinde Gerfthof) 2 49.850 fl. 
Einnahmen vom Schlachthaus i in Nussdorf 4.730 fl. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Gegen dieſe Poſten wurde 
eine Einwendung nicht erhoben, ich erkläre fie daher für ange- 
nommen. 

tadtraths⸗Neferent (liest): 

Ausgaben für das Schlachthaus zu St. Marx (einſchließlich 

der neuen Abtheilung V auf der Area des Central-Viehmarktes): 


Bezüge des Perſonales . . 18.070 fl. 

Erhaltung und Reparatur der Gebäude 2. 41.060 fl. 
Auslagen für das Schlachthaus in Gumpendorf: 

Bezüge des Perjonales . 13.520 fl. 

Erhaltung und Reparatur der Gebäude . 12.060 fl. 


(Hier iſt eine Erhöhung, weil dringende Reparaturen noth— 
wendig find.) 


Steuer ſammt Zuſchlägen . 3.400 fl. 
8 260 fl. 
Beleuchtung und Neheizung 1.630 fl. 
Erhaltung und Reparatur der inneren Einrichtung 500 fl. 
Durchgeführte Waſſerbezugswerte 1.700 fl. 
Reinigungskoſten und verſchiedene ſonſtige Auslagen . 1.950 fl. 


Ausgaben für das Pferdeſchlachthaus (auf der Area des Central— 
Viehmarktes): 


Effective Ausgaben . 590 fl. 
Durchgeführte Werte 690 fl. 
Zusammen . 1.280 fl. 
Ausgaben für das Schlachthaus in Unter-Meidling : 

Bezüge des Perſonales . 15.180 fl. 

Erhaltung und Reparatur der Gebäude und der 
inneren Einrichtung. 3 5.000 fl. 
Steuer ſammt Zuſchlägen 990 fl. 
Beltallungen . 1.490 fl. 
Beleuchtung und Beheizung 9 6.680 fl. 
Reinigungskoſten und verſchiedene ſonſtige Auslagen 6.000 fl. 


Zuſammen en. 35.340 fl. 


Auslagen für das Schlachthaus an der Als. 27.620 fl. 

Auslagen für das Schlachthaus in Nufsdorf 4.370 fl. 

Außerordentliche Ausgabe für den Bau eines neuen 
Pferdeſchlachthauſes . 10.000 fl. 


Commiſſions-Neferent: gu die ſen sifermößigen Anträgen, 
denen ſich die Budget⸗Commiſſion vollinhaltlich angeſchloſſen hat, 
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habe ich nichts zu bemerken. Es ſind jedoch wiederholt Klagen 
geäußert worden, dafs die Beleuchtung im St. Marxer Schlacht- 
hauſe ſehr ungenügend ſei, und die Unterſuchung hat ergeben, dass 
dies richtig iſt und namentlich in den Wintermonaten die Schlach— 
tung bei Kerzenlicht vorgenommen werden mußs. Dieſer Zuſtand 
iſt nicht haltbar und darum wird folgender Antrag geſtellt (liest): 

„Die Abtheilungen des St. Marxer Schlachthauſes ſind, wo 
ſich dies als nothwendig erweist, eheſtens mit Gasbeleuchtung zu 
verſehen; ferner iſt auf die Einleitung der Nutzwaſſerleitung in 
das St. Marxer Schlachthaus Bedacht zu nehmen, damit alle 
Abtheilungen des Schlachthauſes genügend mit Waſſer verſehen ſind.“ 

Auch dieſer Antrag iſt vom Herrn Gem.-Rath Seiler, der 
ſich um dieſe Sache große Verdienſte erworben hat. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Gegen die Zuweiſung 
dieſes Antrages an den Stadtrath iſt keine Einwendung; ſie iſt 
daher angenommen. 

Gegen die Ausgabspoſten bis Punkt 7 iſt auch keine Ein- 
wendung; ſie ſind daher angenommen. 

Stadtraths-Referent (liest): 

Lagerhaus. Einnahmen 339.840 fl., hier iſt gegen den 
urſprünglichen Antrag des Magiſtrates eine Erhöhung um 20.000 fl. 
beantragt, weil die Verhältniſſe es geſtatten. 

Die Ausgaben betragen 291.220 fl., dann ſind noch ſonſtige 
Approviſionierungszwecke, verſchiedene Einnahmen und Rückver⸗ 
gütungen 120 fl. 

Commiſſions-Neferent: Hiezu habe ich einen Antrag zu 
ſtellen. Es wurde ſeinerzeit vom Gem.-Rathe Seiler erklärt, dass 
es viele Lagerhäuſer in Oſterreich gibt, z. B. in Innsbruck, Mar- 
„welche eine Lagerordnung beſitzen, wie fie 
leider das Lagerhaus der Stadt Wien noch immer bisher entbehren 
mus, namentlich iſt bei uns die Reexpedition jo ſchwerfällig, dafs 
die Leute auf die Rückvergütung der Fracht und ſonſtigen Auslagen 
lange Zeit warten müſſen, während in den anderen Lagerhäuſern 
die Abrechnung eine coulante iſt. Es ſollte daher dieſe Anomalie 
abgeſtellt werden. Die Budget-Commiſſion ſtellt daher folgenden 
Antrag (liest): 

„Der Lagerhaus-Director iſt anzuweiſen, mit aller Energie 
bei den Bahnverwaltungen darauf zu dringen, das die Reexpedi⸗ 
tionen, reſpective die Abrechnung der hier in Wien reexpedierten 
Sendungen, zu denſelben coulanten Modalitäten erfolge, wie es 
dem Budapeſter, Marburger, Innsbrucker und anderen Lager— 
häuſern zugeſtanden worden iſt.“ 

Ich glaube, dieſer Antrag iſt jo ſelbſtverſtändlich, dafs die 
Herren gewißs gerne zuſtimmen werden. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Gegen die Zuweiſung iſt 
keine Einwendung erhoben worden. Der Antrag geht ſohin an den 
Stadtrath. Zu den Poſten der Gruppe VII iſt auch keine Ein- 
wendung erhoben worden. Angenommen. 

Stadtraths-Neferent (liest): „Sonſtige Approviſionierungs⸗ 
zwecke“. 
Ausgaben 

Damit iſt die Gruppe VII erledigt. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Angenommen. 

Wir kommen zur Gruppe VIII „Sanitätsweſen“. (Rufe: En 
bloc-Annahme!) 

Gem.-Nath Herold: Ich habe nur eine kleine Bemerkung 
zu machen. Beim Durchgange beim Hotel Meißl beſtehen An— 
ſtandsorte, es wäre ſehr gut, wenn der Stadtphyſicus angewieſen 
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würde, dieſe Anſtandsorte einer genauen Controle zu unterziehen. 
Ebenſo erwähne ich noch die Anſtandsorte in der Blutgaſſe und 
andere Anſtandsorte, welche ich, wie andere gleich bewegte Erden— 
ſöhne, im höchſten Grade unrein gefunden haben. Es iſt wirklich ein 


Scandal, welche Unreinlichkeit dort herrſcht; wer weiß, was dort für 


Bacillen ſich entwickeln. Es find Seuchenherde für die dortigen Be— 
wohner, und ich glaube daher, daßs eine ſcharfe Controle in dieſer 
Richtung geübt werden ſoll. Ich ſtelle zwar keinen Antrag, aber 
dafs dieſer Übelſtand möglichſt bald ſaniert wird, iſt gewiss noth— 
wendig. 

Commiſſions-Neferent: Es iſt im vorigen Jahre ſeitens 
des Herrn Dr. Klotzberg ein Antrag geſtellt worden, welcher 
dem Magiſtrate zur Begutachtung und dem Stadtrathe zur Be— 
richterſtatuung übergeben wurde, leider haben wir kein Reſultat 
erhalten, darum erlauben wir uns, den Antrag zu ſtellen (liest): 

„Es ſei in Erwägung zu ziehen, ob es ſich nicht empfehlen 
würde, den ganzen öffentlichen Rettungsdienſt durch die Freiwillige 
Rettungs⸗Geſellſchaft beſorgen zu laſſen und ſeien in dieſer Richtung 
mit derſelben Verhandlungen einzuleiten.“ 

Es iſt jener Antrag, bezüglich deſſen ich bei meinen erſten 
Ausführungen darauf hinwies, dass die Verhandlungen eingeleitet, 
aber ſeitens des Magiſtrats abgebrochen wurden. Ich bitte, heuer 
dem Antrage zuzuſtimmen, vielleicht wird das Reſultat günſtiger ſein. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ich erſuche die Herren, 
welche mit der en bloc-Annahme der Gruppe VIII einverſtanden 
ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Jene Herren, welche mit der Annahme der Poſten der Gruppe VIII 
einverſtanden find, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Die Herren ſind einverſtanden mit der Zuweiſung des Antrages 


der Budget⸗Commiſſion an den Stadtrath. Ich erkläre dieſen Antrag 
für zugewieſen, ebenſo den Antrag des Herrn Collegen Herold: 
„Es ſeien die bezeichneten Anſtalten durch das Stadtphyſikat zu 


unterſuchen.“ Damit iſt die Gruppe VIII erledigt. 


Stadtraths- Referent: Wir kommen nun zur Gruppe IX. 


„Offentliche Armenpflege.“ Aus Mitteln des Wiener Bürgerſpital— 
fonds, Verpflegskoſten⸗Rückvergütungen und Pfründenerſätze 6250 fl. 

Aus dem Überſchuſſe der Einnahmen des Wiener Bürgerſpital⸗ 
fonds über die Ausgaben für die Verwaltung desſelben 379.440 fl. 
Das iſt eine veränderte Poſt. 

Commiſſions-Neferent: Meine Herren! Hier habe ich den 
gleichen Antrag wie im Vorjahre zu ſtellen: 

„Der Magiſtrat hat Anträge zu ſtellen, wie die Wohnungs⸗ 
vermietungen in den dem Bürgerſpitalfond gehörigen Zinshäuſern 
leichter und in zweckentſprechenderer Weiſe bewerkſtelligt werden 
könnten.“ 

Stadtraths-Referent: Weiter kommt der Antrag der Budget; 
Commiſſion und des Stadtrathes zur Ausgabs-Rubrik XXXVII 3: 

„Es ſeien zu ſyſtemiſieren 100 Bürgerpfründen a 15 fl., 600 
à 12 fl., 600 à 10 fl., 600 à 8 fl. monatlich gegen Einziehung 
von 300 Pfründen à 6 fl. monatlich.“ 

Dieſer Antrag bedeutet keine Erhöhung der Pfründenzahl, 
ſondern nur eine Erhöhung der Pfründen, was im Intereſſe der 
Armenverſorgung gelegen iſt. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Eine Einwendung wurde 
nicht erhoben. Angenommen. 

Stadtraths⸗Neferent: Aus Mitteln des Wiener Bürgerlad— 
fonds: Handbetheilung armer Bürger 19.150 fl. 


Verſorgung und Unterſtützung ſonſtiger Armer (früher bei dem 
allgemeinen Verſorgungsfond verrechnet) . 1,183.970 fl. 
Einnahmen des ſtädtiſchen Aſyl- und Werkhauſes 16.520 fl. 


Verpflegskoſten⸗Rückvergütungen. 222.480 fl. 
Verſchiedene andere Rückerſätze 13.610 fl. 
Erträgnis des Balles der Stadt Wien 8800 fl. 


ſtatt der früher eingeſetzten, höheren Poſt. 
nahmen erledigt. 

Verſorgung und Unterſtützung armer Bürger: 
des Wiener Bürgerſpitalfonds 
Dazu kommt jedoch der Betrag von 13.000 fl., 
Pfründen erhöht wurden. 

Aus Mitteln des Wiener Bürgerladfonds . . . 19.150 fl. 
Dazu wird ſeitens der Budget-Commiſſion der Antrag geſtellt: 

„Die Waiſenhausväter und die Verwalter der Verſorgungs— 
häuſer haben jährlich bei Vorlage des Erforderniſſes an Kleidungs— 
und Wäſcheſtücken ein Inventar bezüglich der vorhandenen dies— 
bezüglichen Vorräthe vorzulegen.“ 

Commiſſions-Neferent: Damit nicht unnöthige Sachen ein- 
gekauft und angeſchafft werden. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Die Herren find mit der 
Zuweiſung und mit den Poſitionen einverſtanden. Angenommen. 

Stadtraths-Referent: Verſorgung und Unterſtützung ſonſtiger 
Armer (früher bei dem allgemeinen Verſorgungsfonde verrechnet): 
Auslagen für die Pe Remunerationen der Armen: 
ärzte 8 26.000 fl. 
Die Erhöhung en früher 11 5 ſich aus Aulass. einer Ver⸗ 
fügung der Polizei. 

Medicamente, Bandagen und Bäder 

Aushilfen . 177.350 fl. 

Handbetheilung der Pfründner 1, 190.550 fl. 

Verpflegung von Armen in fremden Humanitätsauſtalten 
92.810 fl. 

Commiſſions-Neferent: Dieſer Betrag erhöht ſich, da das 
Taubſtummen-⸗Inſtitut die Jahresbeiträge für die communalen 
Kinder von 400 fl. auf 500 fl. und in Summe von 11.750 fl. 
auf 14.250 fl. erhöht hat. Dagegen lässt ſich nichts einwenden. 

Vice-ürgermeiſter Dr. Grübl: Der Herr Stadtraths— 
Referent hat dagegen keine Einwendung. Angenommen. 

Stadtraths⸗Neferent: Auslagen ni das ſtädtiſche Afyl- und 
Werkhaus 24.980 fl. 
als erſter Theil der Poſt t und n 63.980 fl. 

Auslagen für das ſtädtiſche Aſyl für verlaſſene Kinder 10.220 fl. 

Auslagen für die ſtädtiſchen Waiſenhäuſer . 205.560 fl. 

Auslagen für Grundſpitäler . 52.200 fl. 

Auslagen für die ſtädtiſchen Verſorgungsanſtalten 656.910 fl. 

Verwendung des Erträgniſſes des Balles der Stadt Wien, 
dieſelbe Poſt wie bei den Einnahmen . 8800 fl. 

Durchgeführte Zinswerte für die der Gemeinde eigenthümlichen 
und zu ſonſtigen Humanitätszwecken verwendeten Localitäten 860 fl. 

Sonſtige humanitäre Zwecke. Beiträge für humanitäre Zwecke: 
Dauernde oder auf eine . von Jahren wiederkehrende Bei— 


Damit find die Ein- 


Aus Mitteln 
372.690 fl. 
um welchen die 


31.430 fl. 


träge b f 13.400 fl. 
Jährlich zu genehmigende it im voraus nicht leſtmmbare Bei⸗ 
träge 60.000 fl. 


Auslagen für di ſtidtichen Kinderbewahr⸗ An falten 5010 fl. 
womit die Gruppe IX erledigt iſt. 


BE A RER TE RR TE TEEN 


DVice-Bürgermeifter Dr. Grübl: Nachdem keine Einwendung 
erhoben wurde, erkläre ich dieſelben als gen eh migt. 
Stadtraths- Referent: Bei Gruppe X iſt nur eine kleine 
Differenz, im übrigen kann die Gruppe en bloc angenommen 
werden. Die Differenz bezieht ſich auf die Erhaltung von Kirchen, 
Kapellen, religiöſen Denkmalen und Pfarrhöfen, wo beantragt wird, 
statt 23.450 fl. nur 4450 fl. einzustellen. Der Abſtrich iſt darum 
erfolgt, weil eine beabſichtigte Reparatur an der Kirche unter den 
Weißgärbern ſich nicht als nothwendig herausgeſtellt hat. 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Gegenüber den Poſten 
der Einnahmen und Ausgaben in der Verwaltungsgruppe X iſt 
eine Einwendung nicht erhoben worden. Dieſelben ſind ange 
nommen. 
Stadtraths-Referent: Gruppe XI. Unterrichtsweſen. Die 
Mittelſchul⸗Einnahmen betragen 5 90.000 fl., 
die Subvention zur Erhaltung des 1 Obergym— 
naſiums in Ober-Döbling 3.750 fl., 
Rückerſatz von an dees gegebenen Beſoldungs⸗ 
vorſchüſſen a un 2.500 fl., 
Verſchiedene Einnahr men iin Rückvergütungen 720 fl. 
Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl: Wenn keine Einwendung 
gegen dieſe Poſten erhoben wird (Zuſtimmung), ſo erkläre ich die— 
ſelben für angenommen. 
Stadtraths-Referent: 
ſchulen 421.350 fl. 
Bei einer Poſt hat die Budget-Commiſſion einen Antrag geſtellt. 
Commiſſions-Aeferent: Bei der Poſt XII „Verſchiedene 
ſonſtige Auslagen für Mittelſchulen“ hat die Budget-Commiſſion 
den Antrag geſtellt, dieſelbe um den unbedeutenden Betrag von 
620 fl. zu ng nämlich um jenen Betrag, den der Gemeinde 
rath ſchon für die Herren Mittelſchulprofeſſoren im I. Bezirke 
bewilligt hat, welche vom Staate übernommen worden ſind und 
die Rückerſtattung der von ihnen zu entrichtenden Dienſttaxen be— 
anſpruchen. Der Gemeinderath hat dieſe Rückerſtattung bewilligt, 
ich bitte daher, dieſen Betrag einzuſtellen. 
Vice Bürgermeifter Dr. Grübl: 
(Zuſtimmung.) Angenommen. 
Stadtraths-Neferent: Beiträge der beſtandenen Gemeinden 
Gaudenzdorf, Unter und Ober⸗Meidling, Rudolfsheim und Sechs⸗ 
haus an das k. k. Unterrichtsminiſterium für das in die Staats⸗ 
verwaltung übernommene Obergymnaſium in Unter- Meidling, 
beziehungsweiſe zum Baue des neuen Gymnaſialgebäudes in Unter- 
Meidling, Radetzkyſtraße 2000 fl. 
Volksſchulen. Einnahmen. Beiträge zu den Schulaus⸗ 
lagen . 5 n 15.360 fl. 
Ausgaben. Gruppe A, Auslagen, welche von der Gemeinde 
als ſolche zu beſtreiten ſind: 
* Sie für Schullocalitäten 922.910 fl. 
2. Inſtandhaltung der nn und deren Ein⸗ 


Keine Einwendung? 


n f 87.230 fl. 
3. Beh 11 der Schullocalititen 176.490 fl. 

1 Beleuchtung der Schullocalitäten . 74.720 fl. 

5. Reinigung der Schullocalitäten 75.450 fl. 

6. Auslagen für Unterrichtserforderniſſe 29.500 fl. 


7. Die Schulgemeinde is En des Lehrperſonales, 
zuſammen f 700.890 fl. 
8. Bezüge der Schuldiener. 75.660 fl. 
9. Wagenpauſchalien der Bezirks-⸗Schulinſpectoren 3.000 fl. 
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10. Penſionen und Gnadengaben für Lehrer, deren Witwen 
und Waiſen. . 5 22.620 fl. 

11. Anſchaffung 11 1 für arme Kinder 75.200 fl. 

Commiſſtons-Neferent: Bei Poſt 11 wird der Antrag 
geſtellt: „Die Vergebung der Lernmittel für arme Schulkinder 
hat in Hinkunft in kleinen Loſen zu erfolgen.“ Da es ſehr leicht 
möglich iſt, dass dies geſchieht, bitte ich Sie, dieſem Antrage zu— 
zuſtimmen. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl: Gegen die Zuweiſung 
dieſes Antrages an den Stadtrath erfolgt keine Einwendung. 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Stadtraths-Neferent: 12. Beitrag zu den Auslagen der 
proteſtantiſchen Schulen. a 7.000 fl. 

13. Remunerationen für den Taulbſtuwmen⸗ unterricht 300 fl. 

14. Verſchiedene ſonſtige Auslagen der Schulgemeinde 7. 200 fl.“ 

Gem.-Nath Dr. Cerch: Ich habe mich zu Poſt 5 zum 
Worte gemeldet. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Es iſt eine Abſtimmung 
noch nicht erfolgt, ich bitte daher das Wort zu ergreifen. 

Gem.-Nath Dr. Lerch: Ich glaube, es liegt hier ein An⸗ 
trag des Stadtrathes vor. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Es liegt nur ein Stadt⸗ 
raths-Beſchlußs vor, der im eigenen Wirkungskreiſe gefaſst war. 

Gem.-Nath Dr. Terch: In dieſem Beſchluſſe des Stadt— 
rathes heißt es, dass der Magiſtrat aufgefordert werde, die nöthigen 
Modalitäten und Verbeſſerungen in Bezug auf die Aufſicht der 
Schulen und die Reinigung der Schulen herbeizuführen und auch 
einen Juſpector dafür in Ausſicht zu nehmen. Ich erlaube mir bei 
dieſer Gelegenheit darauf hinzuweiſen, daſs vor drei Jahren der 
Bezirksſchulrath ein außerordentlich eingehendes Elaborat verfaſst 
hat — ich war Obmann der Commiſſion, welche ſich damit 
befafst hatte — in welchem genau die Regelung des öffentlichen 
Schuldienſtes vorgeführt wird. Zu den Commiſſions-Sitzungen hatte 
auch der Magiſtrat ſeine Experten entſendet. Die Sache liegt 
beinahe ſchon drei Jahre im Magiſtrat und ich möchte bitten, 
daſs der Stadtrat) den Magiſtrat daran erinnere, dass ein ſolches 
Elaborat vorliegt und dafs dieſes Elaborat mit in Berückſichtigung 
gezogen werde. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl: Gegen die Poften bis 15 
wurde keine Einwendung erhoben. — Sie ſind angenommen. 
Wir gelangen nun zu Gruppe B. Auslagen des Bezirksſchulfonds 
der Gemeinde Wien. Hiezu wünſcht Herr Gem.-Rath Dr. Vogler 
das Wort; ich ertheile ihm dasſelbe. 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Ich mus zu dieſer Gruppe 
einige Worte bemerken. Es iſt das eine ziemlich ſtarke Ausgabs⸗ 
poſt unſeres Budgets, ſie beträgt beinahe vier Millionen, und die 
Auslagen dieſer Gruppe repräſentieren, wie die Herren willen, vier⸗ 
einhalb Schulkreuzer. Bei dieſer Gelegenheit wird es nun wohl 
nicht übel genommen werden dürfen, wenn man zur Sprache 
bringt, daſs der Gemeinde Wien eigentlich die Verfügung über 
dieſe enorme Ausgaben vollſtändig aus der Hand genommen worden 
iſt. Wir haben uns bisher immer der Meinung hingegeben, dafs die 
Gemeinde Wien der Verwalter des Bezirksſchulfonds, um welchen 
es ſich hier handelt, jet. Dieſe Meinung iſt uns aber im abge⸗ 
laufenen Jahre benommen worden durch die Neuorganiſation 
unſeres Bezirksſchulrathes und durch die Geſchäftsordnung, welche 
der Bezirksſchulrath ſich gegeben hat. Die Frage iſt im geſetzlichen 
Inſtanzenzug noch anhängig, wie die Rechte der Gemeindever— 
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tretung eigentlich hier liegen und jene des Bezirksſchulrathes; die 
Sache iſt nicht ausgetragen, und ich will mich deshalb auch nicht 
weiter darüber auslaſſen. Aber eines glaube ich doch bei dieſer 
Gelegenheit bemerken zu dürfen. Der Bezirksſchulrath der Stadt 
Wien hat nach dem Geſetze in ſeiner Mehrheit zu beſtehen aus 
von der Gemeindevertretung von Wien gewählten Mitgliedern. 
Die Mehrheit der Mitglieder des Bezirksſchulrathes beſteht alſo 
aus ſolchen Mandataren, welche die Gemeindevertretung in dieſer 
Körperſchaft entſendet. Bei dieſer Sachlage muſs es nun Erſtaunen 
erregen, daſs, wie wir im abgelaufenen Jahre geſehen haben, 
Reibungen ſtattgefunden haben zwiſchen dem Bezirksſchulrathe einer— 
ſeits und dem Stadtrathe andererſeits, Reibungen, welche hie und 
da einen ſehr ernſten und ſpitzigen Charakter angenommen haben. 

Der Bezirksſchulrath hat eine durch 20 Jahre beſtandene 
Übung unterlaffen und hat, darauf aufmerkſam gemacht, dem Stadt— 
rathe in einer ziemlich gereizten Note erwidert. Der Bezirksſchul— 
rath hat ſeine Geſchäftsordnung im eigenen Wirkungskreiſe erlaſſen, 
welches Recht ihm ja gewiss zuſteht; als ſich aber der Stadtrath 
veranlasst ſah, dieſe Geſchäftsordnung zu requirieren, reſp. den 
Bezirksſchulrath zu erſuchen, er möge die Güte haben, feine Geſchüfts— 
ordnung dem Stadtrathe wenigſtens zur Kenntnisnahme mitzu— 
theilen, wurde dieſes Begehren einfach abgeſchlagen. Bei einer 
anderen Gelegenheit wieder, wo der Stadtrath über einen Paſſus 
einer Note des Bezirksſchulrathes ſeine Meinung ausſprechen zu 
dürfen glaubte, aus welchem Paſſus hervorgegangen iſt, daſs die 
Bezirksſchul⸗Inſpectoren nach der neuen Geſchäftsordnung des 
Bezirksſchulrathes mit einer ungeheuren Menge von adminiſtrativen 
Agenden überlaſtet ſind, welche adminiſtratiſchen Agenden früher 
von Beamten beſorgt wurden, bei dieſer Gelegenheit ſage ich, hat 
es der Stadtrath gewagt, ſeine Meinung auszuſprechen und hat 
die Frage aufgeworfen, ob denn nicht die eigentliche Wirkſamkeit 
und Thätigkeit der Bezirksſchulinſpectoren durch dieſe admini— 
ſtrativen Agenden beeinträchtigt werde. Der Bezirksſchulrath hat 
das ſofort aufgegriffen, es als Eingriff in feine Competenz be⸗ 
zeichnet und uns diesfalls beim hochlöblichen Landesſchulrathe ver— 
klagt. Der Landesſchulrath hat aber in dieſem Falle, wie auch in 
anderen Fällen, eigentlich dem Stadtrathe rechtgegeben. 

Der Landesſchulrath hat nämlich in ſeiner Antwortsnole erklärt: 
„dass es wohl außer Frage ſtehe, daßs der Stadtrath ſich der Grenzen 
ſeiner Competenz vollkommen bewuſst iſt, namentlich in einer An— 
gelegenheit, welche ausſchließlich den ſtaatlichen Schulaufſichts⸗ 
behörden vorbehalten iſt; es dürften deshalb die bei dieſem Anlaſſe 
ausgeſprochenen Bedenken des Stadtrathes lediglich in dem natür— 
lichen Intereſſe, an einer gedeihlichen Entwicklung des ſtädtiſchen 
Volksſchulweſens, welches zunächſt allerdings durch eine intenſiv 
betriebene Schulinſpection gefördert wird, ihren Grund haben.“ 
Der Bezirksſchulrath muss ſich alſo durch feine Oberbehörde erſt 
jagen laſſen, was der Stadtrath eigentlich gemeint hat, und dais 
der Stadtrath in ſeinem Rechte iſt, wenn er ein Intereſſe an der 
Schule hat und wenn er hie und da ſeine Meinung in Schul— 
angelegenheiten äußert. 

In einem anderen Falle hat der Bezirksſchulrath zum Beiſpiel 
ohneweiters decretiert, daſs die Koſten für die Gehalte und ſonſtigen 
Bezüge der Lehrer, welche an den Schulabtheilungen für ſchwach— 
ſinnige Kinder, an den Taubſtummen-Abtheilungen in Währing 
und Hernals wirken, von dem Bezirksſchulfonde übernommen werden; 
nun lag bezüglich dieſer beiden Schulabtheilungen ein beſonderes 
Verhältnis vor. Der Landtag hat nämlich nach längeren Verhand— 
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lungen ſeinerzeit — ich glaube im Jahre 1889 oder noch früher 
— beſchloſſen, die Errichtung dieſer Schulabtheilungen zu geneh— 
migen, wenn die Gemeinde die Beiſtellung der Localitäten, dann 
die Koſten der Beheizung und Beleuchtung beſtreite, wogegen 
ſich der Landtag bereit erklärte, aus Landesmitteln die Koſten der 
Gehaltsbezüge der Lehrer zu beſtreiten. 

Der Bezirksſchulrath hat dieſes Verhältnis vollſtändig ignoriert 
und die Koſten für die Gehaltsbezüge der Lehrer einfach zu Laſten 
des Budgets des Bezirksſchulfonds — und das iſt es ja, wozu wir 


ſprechen — auf ſich genommen. Wir waren auch hier wieder ge— 


nöthigt, den Recursweg an den Landesſchulrath zu betreten, bei 
welchem wir unſer Recht bekommen haben. Die bezirksſchulräthliche 
Verfügung wurde in merito aufgehoben und der Bezirksſchulrath 
angewieſen, vorläufig mit dem Stadtrathe namens der Gemeinde 
Wien das Einvernehmen bezüglich der Forterhaltung dieſer Schulen 
zu pflegen und bezüglich deſſen, was weiter zu geſchehen habe. 

Ich will, weil die Stunde ſchon ſo vorgerückt iſt und mir von 
mehreren Seiten nahegelegt wurde, möglichſt kurz zu ſein, mich 
darauf beſchränken, dieſe Fälle anzuführen und auf das weitere 
Materiale, welches mir zugebote ſtände, nicht reflectieren. Aber 
Sie werden aus dem Vorgebrachten ſchon entnehmen, dafs das 
Verhältnis des Bezirksſchulrathes zur Gemeindevertretung von 
Wien, reſpective zu dem Organe, welches am meiſten mit ihm zu 
thun hat, zu dem Stadtrathe kein ſehr erquickliches und gedeih— 
liches iſt. 

Nachdem nun aber von Seite der Gemeindevertretung die 
Mehrzahl der Mitglieder des Bezirksſchulrathes gewählt wird, 
nachdem ein großer Theil aus Ihrer Mitte im Bezirksſchulrathe 
ſitzt, habe ich dieſe Gelegenheit benützt, um Sie auf dieſe Vor— 
gänge aufmerkſam zu machen und zu bitten, doch dahin zu wirken, 
daſs jenes gedeihliche Verhältnis, welches durch mehr als 20 Jahre 
zwiſchen der Gemeindevertretung von Wien und dem Bezirksſchul— 
rathe beſtand, auch in Zukunft wieder eingeführt werde, und dass 
man nicht aus allzu großem Bureaukratismus dazu gedrängt werde, 
in der Weiſe zu verfahren, wie wir es leider in dem letzten Jahre 
wiederholt beklagen mufsten. (Bravo!) 

Gem.-Nath Dr. Terch: Ich bin genöthigt, auf die Aus— 
führungen des geehrten Herrn Stadtrathes und Collegen Dr. Vogler 
zu erwidern, weil ich Mitglied des Bezirksſchulrathes bin und 
weil ich ſeine Ausführungen direct als Angriffe auf die vom Ge— 
meinderathe in den Bezirksſchulrath entſendeten Mitglieder betrachte. 

Ich bin zwar nicht in der Lage, zu jagen, dass ich das Recht 
habe, für alle Mitglieder des Bezirksſchulrathes zu ſprechen, welche 
vom Gemeinderathe hineingeſchickt worden ſind. Aber ich werde 
mein Möglichſtes thun, die Sache objectiv darzuſtellen. 

Der Gemeinderath befindet ſich in der Anzahl ſeiner Mit— 
glieder im Bezirksſchulrath dermalen nicht in der Majorität. 
Theilweiſe trägt der Gemeinderath ſelbſt daran Schuld, weil eine 
Anzahl von Mitgliedern, die vom Gemeinderathe gewählt worden 
ſind, gar nicht ſelbſt Mitglieder des Gemeinderathes ſind, und ich 
kann fünf, ſechs, ſieben ſolcher Mitglieder aufzählen. Dazu kommt, 
daſs der Herr Bürgermeiſter als Vorſitzender nie im Bezirksſchul⸗ 
rath erſcheint, und dafs der erſte Vorſitzende-Stellvertreter und der 
zweite Vorſitzende-Stellvertreter keine Gemeinderäthe find und auch 
keine Inſpectoren, überhaupt dem Verbande nicht weiter angehören. 
(Rufe: Hört!) Sie wurden von uns hineingewählt und ſind die 
Herren. Daßs fie das Verſtändnis für die Intereſſen der Gemeinde 
nicht beſitzen, iſt ganz gewiss. 
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Nun weist das neue Statut des Bezirksſchulrathes, welches 
ſelbſtverſtändlich vom Landesſchulrath genehmigt ſein muſs und an 
welchem er ſelbſt eigenhändig die größten Veränderungen vor— 
genommen hat, den zwei Sectionen, der Adminiſtration oder erſten 
Section, in welcher die Juriſten des Gemeinderathes und des 
Magiſtrates ſitzen, und der zweiten oder pädagogiſchen Section, 
einen ſelbſtändigen Wirkungskreis zu, und die Dinge, über welche 
Herr Dr. Vog ler geſprochen hat, fallen theilweiſe in den ſelbſt— 
ſtändigen Wirkungskreis der erſten Section, in welcher die Juriſten 
des Gemeinderathes ſitzen. 

Die Plenarſitzungen ſelbſt find derart, dass in dieſem großen 
Körper, welcher ſo viele Mitglieder zählt und in welchem die 
Zutheilung raſch verleſen wird, in welchem die Mitglieder, nach— 
dem die Sitzungen oft vier bis fünf Stunden dauern, theils früher, 
theils ſpäter kommen, nicht immer alle Mitglieder anweſend ſind, 
was ja auch bekanntlich in unſeren Sitzungen vorkommt. Es 
geſchieht ja auch hier, daſs wir kaum eine beſchluſsfähige Sitzung 
zuſtande bringen. 

Sie können ſich alſo denken, dafs es auch im Bezirksſchul— 
rathe möglich iſt, daſs die Herren Gemeinderäthe, welche dem 
Bezirksſchulrathe angehören, die Sitzungszeit nicht immer genau 
einhalten. Ich gehöre dem Bezirksſchulrathe beinahe ſeit jener Zeit 
an, ſeit der ich Gemeinderath bin, und kann mir ſchmeicheln, dajs 
ich ſehr fleißig den Sitzungen beiwohne; aber von einem Gemeinde— 
rathe zu verlangen, daſs er von 5 bis 9 oder 10 Uhr abends 
dort ſitzt, das iſt doch zu viel, und es iſt daher möglich, daſs hie 
und da die Zahl der Gemeinderäthe kleiner iſt und ein ſolches 
Referat, welches auch meiſt die Herren Bezirksſchulinſpectoren 
zugetheilt bekommen, überhört wird. 

Die Verhältniſſe im Bezirksſchulrathe haben ſich ſeit der neuen 
Organiſation vollſtändig verändert. Sie ſind unter Umſtänden 
nicht mehr jo angenehm wie früher, aber der Einfluſs des Ge— 
meinderathes im Bezirksſchulrathe iſt vollkommen gebrochen. Ich 
weiſe da direct auf ein Mitglied des Bezirksſchulrathes hin, 
nämlich auf Herrn Gem.-Rath Dr. Friedjung, der wiederholt 
das Wort ergriffen hat, um die Intereſſen der Gemeinde in 
energiſcher Weiſe zu ſchützen. Aber die Gemeinderäthe haben dort 
nicht die Majorität, ſondern die Lehrer, die Inſpectoren und Ver— 
treter der Mittelſchulen und außerdem jene vom Gemeinderathe 
gewählten Mitglieder, welche nicht Gemeinderäthe ſind. Es ſind 
alſo die Ausführungen des Herrn Dr. Vogler theilweiſe nicht 
ganz richtig. (Rufe: Hört! Hört! Sehr intereſſant! Das werden 
wir uns merken!) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte den Herrn 
Referenten, auf die Poſten überzugehen. 

Stadtraths-Neferent (liest): „Einnahme-Poſt 3: Rück⸗— 
erſatz von an das Lehrperſonale an den Volks- und Bürgerſchulen 
gegebenen Beſoldungsvorſchüſſen. . ... 40.000 fl.“ 

Dieſelbe Poſt wird auch in der Ausgabe erſcheinen. (Liest): 
„Poſt 4: Verſchiedene Einnahmen und Rückvergütungen . 70 fl.“ 

Auslagen: Hier ſind ſämmtliche ſyſtemiſierten Gehalte in 
der Geſammthöhe von 3,802.140 fl. 

Gem.⸗Nath Dr. Klotzberg (zur Geſchäftsordnung): Nachdem 
bei dieſer Gruppe nichts Beſonderes zu beanſtänden iſt, nachdem 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Es iſt der Antrag geſtellt 
worden, die Gruppe XI en bloc anzunehmen. Wünſcht zu dieſem 
Antrage jemand das Wort? Wünſcht jemand zu den Poſten das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) N 

Stadtraths-Neferent: Natürlich mit Ausnahme jener An⸗ 
derungen, in welchen ſich die Budget-⸗Commiſſion und Stadtrath 
nicht decken und welche ich zu verleſen mir erlauben werde. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Jene Herren, welche mit 
der en bloc-Annahme der Poſten einverſtanden ſind, worin Stadt— 
rath und Budget⸗Commiſſion übereinſtimmen, bitte ich, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Dieſe Poſten ſind en blos angenommen. 

Bitte jene Poſten anzugeben, wo Differenzen find. 

Stadtraths-Neferent: Unter 37 „Aushilfen“ beantragt der 
Stadtrath 12.600 fl. 

Commiſſions-Neferent: Die Budget⸗Commiſſion beantragt 
nur 10.000 fl. nach dem Autrage des Magiſtrates, der glaubt, 
mit dem Betrage von 10.000 fl. das Auskommen zu finden. 

Stadtraths-Neferent: Ich ſchließe mich dem an. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grüdl: Der Stadtraths-Referent 
ſchließt ſich an, alſo iſt die geänderte Poſt genehmigt. 

Stadtraths-Referent: „Subvention für das technologiſche 
Gewerbemuſeum“, über Beſchluſs des Gemeinderathes, welcher vor 
einigen Tagen gefafst wurde, 3000 fl. . 

Gem.-Rath Dr. Vogler: Dieſe Poſt kann doch nicht in 
dieſe Gruppe gehören. Das Gewerbemuſeum kann nur .... 

Commiſſions⸗Neferent: Nachdem die Werkmeiſterſchule hier 
iſt, paſst es ganz gut. 

Gem.-Rath Dr. Vogler: Es kann nur als beſonderer Abſatz 
irgend wohin kommen, aber nicht unter die Theilgruppe B; dort 
ſind die Schulbezirks-Auslagen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Das iſt längſt vorüber. 

Commiſſions-Referent: Auf Seite 373, Poſt 5 ½ ſteht das. 

Gem.-Rath Dr. Vogler: Dahin gehört es auch. 

Vice Bürgermeifter Dr. Grübl: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Stadtraths-Neferent (liest): „Zubau zur Werkmeiſterſchule 
im X. Bezirke.“ Das haben wir unter den Schulbauten bereits 
erledigt. (Liest:) „Sonſtige Unterrichts- und Bildungszwecke. Ein⸗ 
nahme für ſtädtiſche Kindergärten. 3.870 fl. 
Ausgaben. Effectivauslagen für Kindergärten. 20.300 fl.“ 

Commiſſions-Neferent: Es wird für die Errichtung eines 
Kindergartens im X. Bezirke, Favoriten, die doch ſehr dringend 
nothwendig iſt, wo bereits ein czechiſcher Kindergarten ift, damit ein 
Schutz für die dentſchen Kinder dort geſchaffen werde (Bravo Rufe), 
beantragt, 5000 fl. einzuſtellen; daher wird beantragt, die betref— 
fende Poſt von 20.300 fl. auf 25.300 fl. zu erhöhen. 

Stadtraths-Neferent: Ich conformiere mich dieſem Antrage. 

Commiſſions-Neferent: Dazu kommt noch ein meritoriſcher 
Antrag: „Der Stadtrath wird beauftragt, wegen Gleichſtellung 
der Bezüge ſämmtlicher Kindergärtnerinnen an den ſtädtiſchen 
Kindergärten in den Vororten eheſtens Bericht zu erſtatten.“ Es 
hat ſich nämlich die Thatſache ergeben, daſs in den einzelnen 
Vororten die Kindergärtnerinnen 400, 500, 600, ja ſogar bis 
800 fl. beziehen. Dadurch entſteht eine Concurrenz, welche nicht 
nothwendig iſt, und es wird daher beantragt, der Stadtrath möge 


weder von Seite des Stadtrathes, noch von Seite der Budget- das unterſuchen. 


Commiſſion beſondere Anträge geſtellt ſind, würde ich Ihnen 
empfehlen, dieſe Gruppe en bloc anzunehmen. 


Vice Nürgermeiſter Dr. Grühl: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 
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Stadtraths-Neferent (liest): „Beiträge für Bildungs- und 
wiſſenſchaftliche Zwecke 14.480 fl.“ Die Budget⸗Commiſſion beantragt 
aber die Erhöhung auf 16.480 fl., mit der Motivierung, daſs der 
Beitrag an den Deutſchen Schulverein anläſslich der bekannten 
ſchwierigen Lage des Vereines von 1000 auf 3000 fl. zu erhöhen iſt. 

Sonſt beſtehen keine Differenzen und iſt die Gruppe XI 
erledigt. 

Vice Mürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Skadtraths- Referent: Wir kommen nun zur Gruppe XII. 

Gem.-Nath Markl: Nachdem zu den Gruppen XII und 
XIII von der Budget⸗Commiſſion keine Anderung beantragt iſt, 
ſo glaube ich im Sinne der geehrten Herren zu ſprechen, wenn 
ich den Antrag ſtelle, dieſe beiden Gruppen en bloc anzunehmen. 

Stadtraths-Referent: Bezüglich der Gruppe XII habe ich 
keine Einwendung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: In formeller Beziehung 
wird eine Einwendung nicht erhoben. Wünſcht jemand zu einer 
der Poſten das Wort? 

Gem.⸗Nath Kaſpar: Ich möchte mir erlauben, zu Rubrik 
XLVIII einiges zu erwähnen. Es handelt ſich um die Recrutierung. 
Ich bin gewiss einer, der für Sparjamfeit ſtets eintritt. Aber in 
dieſem Falle habe ich etwas zu verzeichnen, was hier öffentlich 
ausgeſprochen werden muſßs. 

Zur Recrutierung kommen ſtets je zwei Gemeinderäthe als 
Functionäre. Ich habe im Vorjahre auch die Ehre gehabt, Mitglied 
dieſer Recrutierungs-Commiſſion zu ſein. Es hat nun dort auf 
mich einen peinlichen Eindruck gemacht, als ich erfahren muſste, 
daſs der Reſtaurateur zu unſerer Reſtaurierung ein Gabelfrühſtück, 
ein opulentes Mahl, mit 1 fl. beiſtellen muss. Als ich fragte, wie 


das komme, ſagte man: „Na, der hat großen Gewinn durch die 


Stellungspflichtigen, der kann das thun!“ Ich glaube, das iſt 
denn doch der Würde der Groß-Commune nicht entſprechend, wenn 
man einen Gemeinderath mit 1 fl. dotiert, der ſich dort den ganzen 
Tag hinſtellen mufs, um die nackten Figuren anzuſehen. In dieſer 
Richtung möchte ich mir erlauben, den Autrag zu ſtellen: Es ſei 
dem Stadtrathe zur Berathung zu überlaſſen, ob er nicht in 
dieſer Richtung Abhilfe ſchaffen könne. Entweder gar nichts oder 
etwas. Nachdem wir nun einmal ſo weit gekommen find, dass 
wir alle unſere Poſten gut dotieren — es ſind die Stadträthe, es 
iſt das Präſidium gut dotiert — ſo kann mau es nicht zulaſſen, 
dals es heißt, für einen Gemeinderath, der den ganzen Tag einen 
Dienſt verrichtet, wird 1 fl. gezahlt. (Gem.-Rath Frauenberger: 
Das kann nicht ſein!) Das iſt Thatſache, ich habe mich davon 
überzeugt. 

Ich erlaube mir den Antrag zu ſtellen: Man möge es dem 
Stadtrathe zur Berathung und Erwägung anheimſtellen, dass in 
dieſer Sache etwas geſchehe. Entweder gar nichts oder etwas; 
man ſoll in anſtändiger Weiſe den Reſtaurateur bezahlen, damit 
er nicht Schaden habe an der Beiſtellung des Couverts mit J fl. 

Gem.⸗Nath Frauenberger: Ich ſetze voraus, daßs das auf 
einem Miſsverſtändniſſe beruht, was wir gehört haben. Wenn das 
wahr wäre, jo wäre das in der That beſchämend, daſs man dem 
Reſtaurateur zumuthet, ein Mitglied des Gemeinderathes, welches 
bei der Commiſſion ſitzt, oder zwei Mitglieder um 1 fl. per Tag 
zu bewirten. Wie geſagt, ich ſetze voraus, dafs das ein Miſs— 
verſtändnis iſt. Ich weiß nicht, muss der Gemeinderath dort Waſſer 
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Ein opulentes Mahl!) Nun, dann mußs allerdings der Reſtaurateur 
das in irgend einer anderen Weiſe hereinbringen. Das iſt ein 
ganz unwürdiger Vorgang und ich werde mir einen Antrag zu 
ſtellen erlauben, daſs dieſer Fall unterſucht und daſs für die be— 
treffenden Gemeinderäthe, welche dieſer Commiſſion anwohnen, 
ein entſprechend höherer Betrag angeſetzt werde. Wir werden ja 
darüber ſprechen, wenn das Referat hieher kommt. 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Wünſcht noch jemand 


das Wort? 


Gem.-Nath v. Stummer: Ich muſßs auch ſagen, daßs ich 
geglaubt habe, daſs das auf einem Irrthum beruht und ich möchte 
nur um eine Aufklärung bitten. Vielleicht ift der Herr Oberbuchhalter 
ſo freundlich, uns etwas darüber zu ſagen. Das iſt ja unerhört. 
Ich möchte um Aufklärung bitten, wie ſich die Sache verhält. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Die Sache wird erhoben 
werden; ich muss geſtehen, daſs mich das auch überraſcht hat. 
Ein ähnlicher Vorgang wurde mir in anderen Verwaltungszweigen 
nicht bekannt. Vorläufig muſßs ich an der Richtigkeit dieſer Angaben 
zweifeln. Es iſt möglich, daſs ein Irrthum ſeitens des Herrn 
Collegen vorliegt, die Sache wird erhoben und dem Gemeinderathe 
darüber berichtet werden. Eine Auskunft hierüber iſt heute leider 
nicht möglich. 

Gem.-Nath Frauenberger: Ich möchte aber unter allen 


Umſtänden bitten, dieſe Angelegenheit dringlich zu behandeln, weil 


die Stellung vor der Thür iſt, damit wir nicht wieder das be⸗ 
ſchämende Schauſpiel erleben, das entweder der Gemeinderath 
wenig zu effen bekommt oder der Wirt draufzahlen muſs. 

Vice-ürgermeiſter Dr. Grübl: Der Gegenſtand wird 
ſchleunig behandelt werden. Gegen die Zuweiſung der Anregung 
des Herrn Gemeinderathes Kaſpar iſt eine Einwendung nicht 
erhoben worden. 

Wünſcht niemand mehr das Wort? (Niemand meldet ſich.) 


Die Herren, welche mit der en bloc-Annahme der Gruppe XII 


einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 

Gruppe XII iſt angenommen. 

Gem.-Nath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Mit 
Rückſicht auf die vorgerückte Stunde erlaube ich mir, den Schluſs 
der Sitzung zu beantragen. (Rufe: Wir find gleich fertig!) 

Vice Bürgermeiſter Dr. Grübl: Zur Geſchäftsordnung, be; 
ziehungsweiſe zur formellen Behandlung der Gruppe XIII hat der 
Herr Gem.-Rath Markl das Wort. 

Gem.⸗Nath Markl: Ich erlaube mir, den Antrag auf 
en bloc-Annahme der Gruppe XIII zu ſtellen, nachdem die Budget⸗ 
Commiſſion keine Einwendung erhebt. 

Stadtraths-Aeferent: Bei Gruppe XIII ſind Differenzen 
zwiſchen den Anträgen des Stadtrathes und der Budget⸗Com⸗ 
miſſion nicht vorhanden. Gegenüber den Anträgen des Magiſtrates 
liegt nur die Anderung vor, dafs die Reſerve für unvorhergeſehene 
Auslagen mit 500.000 fl. feſtgeſetzt, und daſs der Betrag zur 
Prägung einer Medaille zur Erinnerung an die Vereinigung mit 
Wien mit 1000 fl. eingeſtellt werde. Mit dieſen beiden Abände⸗ 
rungen bitte ich, den Betrag für Gruppe XIII zu genehmigen. 

Gem.-Nath v. Nachofen: Ich möchte das Wort nehmen 
zur Poſt 17, Prägung einer Medaille. Die Herren werden 
ſich erinnern, daſs ſeit ungefähr einem Jahre auf der gedruckten 
Tagesordnung der Antrag auf Prägung einer Medaille mit einem 


trinken, oder was bekommt er eigentlich? (Gem.-Rath Kaſpar: Betrage von 3500 fl. ſtand. Dieſe 3500 fl. find verſchwunden und 
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ſtatt deſſen wurden nur 1000 fl. eingeſetzt. Ich habe ſeinerzeit nur 
den Antrag geſtellt auf Prägung einer Medaille, nicht auf 3500 fl. 

Jetzt Toll eine Medaille um den Betrag von 1000 fl. geprägt 
werden. Ich erlaube mir, die Herren aufmerkſam zu machen, dafs 
es der Stadt Wien nicht würdig wäre, für eine derartige Medaille 
nur 1000 fl. auszugeben. Ich mache darauf aufmerkſam, dafs, wie 
die Medaille anlässlich der Eröffnung des Rathhauſes geprägt 
wurde, für eine 70millimetrige Medaille 3000 fl. bezahlt wurde, und 
zwar für das Schneiden der Aversſeite 1500 fl., der Reversſeite 
ebenfalls 1500 fl. Jetzt ſollen für eine Medaille in der gleichen 
Größe 1000 fl. bezahlt werden, und der Künſtler ſoll die Medaille 


Bronze. 

Ich glaube, dajs es der Stadt Wien nicht würdig iſt, einen 
Künſtler auf dieſe Weiſe zu honorieren. Ich ſtelle daher den Antrag, 
wenn auch nicht 3500 fl., ſo doch wenigſtens 2000 fl. zu bewilligen. 
Denn die Medaille, die geliefert wird, hat allein einen Wert von 


geliefert. Ich glaube, dafs es nicht in der Intention des Gemeinde⸗ 
rathes liegt, die Preiſe fo herabzuſetzen. Und da ich finde, dass 
das der Gemeinde Wien nicht würdig iſt, beantrage ich, einen Be— 
trag von 2000 fl. einzuſtellen. 

Gem.-Rath Dr. v. Villing: Ich bedauere, dajs der Re⸗ 
ferent Herr Gem.⸗Rath Matzenauer nicht hier iſt, nachdem er 
in der Lage geweſen wäre, die nöthigen Auskünfte zu geben. 

Ich bin nur in der Lage, nachdem die Sache im Stadtrathe 
behandelt wurde, eine Aufklärung dahin zu geben, dass die urſprüng— 
liche Forderung, welche ungefähr 3000 fl. ausmachte, dadurch 
herbeigeführt wurde, daſs von Seite des Künſtlers in dem Koſten— 


F 


voranſchlage, der vorlag, ein jo horrender Preis für den Präge⸗ 


ſtempel genannt wurde, dafs man darauf nicht eingehen konnte, 
daſs aber dann ein Künſtler gleichen Ranges ſich bereit erklärte, 
bei einer ganz kleinen Anderung des Maßes des Durchſchnittes 
der Münze dieſen Prägeſtempel ſammt Material um 1000 fl. bei⸗ 
zuſtellen. 

Infolgedeſſen hat ſich der Stadtrath ſelbſtverſtändlich dem 
zweiten Antrage zugewendet, und der Betrag iſt, glaube ich, voll— 


ſtändig ausreichend, das die Medaille in einer der Stadt Wien | 


würdigen Weiſe zur Ausführung gelange. 

Ich glaube, dafs wir mit dem Betrage von 1000 fl. voll⸗ 
kommen auskommen würden, und bitte Sie, dabei zu bleiben. 

Gem.-Nath v. Vachofen (zu einer thatſächlichen Berichtigung): 
Daſs die Medaille würdig werden wird, bezweifle ich nicht im 
mindeſten. Dafür bürgt der Name des Küunſtlers. Ich finde es aber 
der Würde der Stadt Wien nicht angemeſſen, eine derartige 
künſtleriſche Ausführung mit einem ſolchen Preiſe zu honorieren. 

Pice-Bürgermeifter Dr. Grübl: Wünſcht noch jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, wir ſchreiten 
zur Abſtimmung. Bei Poſt 18 find Stadtrath und Budget— 
Commiſſion mit der Einſtellung von 500.000 fl. einverſtanden, 
bei Poſt 17 beantragt der Stadtrath die Einſtellung von 1000 fl., 
der Herr Gem.-Rath v. Bachofen die Einſtellung eines Betrages 
von 2000 fl. 

Die Herren, welche mit der Einſtellung von 2000 fl. einver- 
ſtanden ſind, wollen die Hand erheben. (Nach einer Pauſe:) Es 
iſt die Minorität, der Antrag iſt abgelehnt. 

Ich bitte nun die Herren, welche mit der en bloc-Annahme 
der ſämmtlichen übrigen Poſten, der Einnahmen und Ausgaben, ein⸗ 
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verſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Dieſelben ſind 
angenommen. 

Stadtraths-Neferent: Wir find mit den ſämmtlichen Poſten 
fertig und gelangen zur Bedeckung. Was die Bedeckung betrifft, 
ſo wurde bereits zu Ende des abgelaufenen Jahres der Betrag 
der ſtädtiſchen Umlagen von Seite des Gemeinderathes genehmigt. 
Für uns zu genehmigen erübrigt noch derjenige Betrag, welcher 
aus den Caſſabeſtänden zu entnehmen iſt, und der durch eine 
Creditoperation hereinzubringende Betrag. 

Was den erſten Betrag betrifft, jo iſt derſelbe mit 2,0 17.830 fl. 


eingeſetzt, welcher Betrag ſich durch die im Laufe der Verhandlung 
fertig liefern, und zwar 20 Stück in Silber und 150 Stück in 


geſtellten Anträge um einen kleinen Betrag verändert, den die 
Buchhaltung ausrechnen wird. 

Was den durch eine Creditoperation hereinzubringenden Betrag 
betrifft, ſo können wir über denſelben heute nicht ſchlüſſig werden, 
weil die zu einer ſolchen Beſchluſsfaſſung nothwendige Anzahl von 


. n . Gemeinderäthen nicht vorhanden iſt. 
2000 fl. und es wird alſo die Medaille vom Künſtler rein umſonſt 


Ich ſtelle den Antrag, dajs der durch die Entnahme aus den 
Caſſabeſtänden hereinzubringende Betrag mit 2,017.830 fl. be: 
willigt werde mit Zuziehung desjenigen Betrages, um welchen ſich 
dieſer Betrag infolge der ſeitens des Gemeinderathes erfolgten 
Bewilligungen erhöhen wird, welchen Betrag die Buchhaltung aus— 
rechnen wird. | 

Soeben wurde mir von Seite der Buchhaltung mitgetheilt, 


| daſs dieſer Betrag ſich endgiltig auf 2,038.670 fl. ſtellt, welche 


Summe aus den vorhandenen Caſſabeſtänden zu entnehmen iſt. 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Ich erſuche 
die Herren, welche mit dem Referenten-Antrage in Bezug auf die 
Bedeckung in der erörterten Weiſe einverſtanden ſind, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 
Hinſichtlich der weiteren Bedeckung durch Aufnahme eines 
Anlehens wird die Beſchluſsfaſſung ſeinerzeit erfolgen. 
Beſchluſs: Die Gruppen II, IV, V und VII werden nach den 
Anträgen des Stadtraths-Referenten genehmigt und 
nur bei Gruppe VII, Rubrik XXVIII, die Ausgabs⸗ 
poſten 2 b und h und bei Rubrik XXX die Einnahms⸗ 
poſt 1 a nach den Anträgen des Commiſſions-Referenten 
modificiert; ferner zu Rubrik XXVIII, Ausgabspoſt 2 g 
beſchloſſen: 

Es iſt ein Gutachten der Sachverſtändigen über 
eine andere Art der Desinfection am Central-Viehmarkte 
als der bisherigen einzuholen. 

Die Gruppen VIII und IX werden gleichfalls 
nach den Anträgen des Stadtraths-Referenten au⸗ 
genommen, nur bei Gruppe IX, Rubrik XXXVII, die 
Ausgabspoſt 10 a im Sinne des Commiſſions-Referenten 
geändert. Zu dieſer Gruppe, Ausgabs-Rubrik XXXVIL3, 
wird beſchloſſen: | 

Es Seren zu ſyſtemiſieren: 100 Bürgerpfründen 
a 15 fl., 600 a 12 fl., 600 à 10 fl. und 600 à 8 fl., 
und zwar gegen Einziehung von 300 Bürgerpfründen 
à 6 fl.; ferner zur Einnahms-Rubrik XXXVII: 

Der Magiſtrat hat Anträge zu ſtellen, wie die 
Wohnungsvermietungen in den dem Bürgerſpitalfonde 
gehörigen Zinshäuſern leichter und in zweckentſprechen⸗ 
derer Weiſe bewerkſtelligt werden könnten. 
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Die Gruppen X und XI, mit Ausnahme der 
Ausgabspoſten 12 der Rubrik XIII, 37 der Rubrik 
XLIII, 5½ der Rubrik XLV, 1 a und 2 a der 
Rubrik XLVI, welche nach den Anträgen des Com— 
miſſions⸗Referenten angenommen werden, werden nach 
den Anträgen des Stadtraths-Referenten genehmigt. Des⸗ 
gleichen die Gruppen XII und XIII, ſowie die Bedeckung. 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Die Sitzung iſt 
geſchloſſen 
(Schluss der Sitzung 9 Uhr abends.) 


Sludtrath. 
Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 16. Februar 1893. 
Vorſitzende: 1. Vice-Bürgermeifter Dr. Richter. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


. r VUTNINNNTISNTIITNINITNITINEN 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, v. Neumann, | 
v. Götz, Noske, 
v. Goldſchmidt, Rückauf, 
Dr. Hackenberg, Schlechter, 
Dr. Huber, Schneiderhan, 
Kreindl, Dr. Vogler, 
Matthies, Witzelsberger, 
Matzenauer, Wurm. 
Meißl, | 
Bürgermeiſter Dr. Joh. Nep. Prix. | 
Entſchuldigt: St.⸗R. Dr. Lederer. | 


Beurlaubt: St.⸗R. Vaugoin. | 

Experten: Magiſtratsrath Siegl, Baurath Schiebel, 
Marktdirector Zech a. | 

Schriftführer: Magiſtrats-Concipiſt H. Pfeiffer. | 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl eröffnet die Sitzung. 
St.⸗R. Dr. Lederer entſchuldigt ſein Ausbleiben wegen Un— 
wohlſeins. (Zur Kenntnis.) 
Antrag des St.-R. Matzenauer, der Magiſtrat ſei auf— 
zufordern, binnen acht Tagen dem Stadtrathe zu berichten, welche 
Quellen im Sinne des Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 13. Jänner d. J 
(IV.) gemeſſen wurden und welche Reſultate ſich hiebei ergeben haben. 
(An den Magiſtrat.) 
Interpellation des St.-R. Schlechter, betreffend die 
Beleuchtung der Thurmuhr an der Mariahilferkirche. 
(Wird beantwortet werden.) 
(784.) St.-N. Witzelsberger referiert über die Vorſtellung des 
Adolf Mold auer wegen verweigerter Zulaſſung zum commiſſionsweiſen 
Fleiſchverkaufe in der Großmarkthalle und beantragt die Abweiſung 
der Vorſtellung. (Angenommen.) 
(795.) St.-N. Matzenauer referiert über die Sicherſtellung des 
Betriebes des ſtädtiſchen Freibades an der Donau vom 1. Mai 1893 
bis 1. Mai 1896 und beantragt, die in der vom Magiſtrate vor— 
gelegten Vorſchrift für die Sicherſtellung des Betriebes des ſtädtiſchen 
Freibades an der Donau für obigen Zeitraum mit den beantragten 
Abänderungen zu genehmigen und auf Grund derſelben eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung anzuordnen. (Angenommen.) 
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(838.) Derſelbe referiert über die Vorſtellung des Peter und 
der Francisca Moſer wegen des Anſuchens um Conſens für den 
Bau eines proviſoriſchen Gebäudes Cat.-Parc. 2478/3, Grundb. 
Einl. 2273 im III. Bezirke, Erdbergermais am Mitterweg und 
beantragt die Abweiſung. 

St.⸗R. Ritt. v. Neumann beantragt die Vertagung. 

Der Antrag des SR. Ritt. v. Neumann wird ange 
nommen. ö 

(7479.) Derſelbe referiert über den Recurs der Hotel-Actien⸗ 
geſellſchaft „Metropole“ wegen Aufftellung eines Piſſoirs am Morzin— 
platz und beantragt, es werde vor Vorlage des Actes an die Wiener 
Baudeputation die Beſtätigung der Baubewilligung und Abweiſung 


der nachbarlichen Einwendungen laut des Beſchluſſes vom 7. October 


1892, Einl.⸗Z. 4979 und 5094, aufrecht erhalten, jedoch für den 
Fall, als der Recurs ſeitens der Baudeputation abgewieſen wird, die 
Frage der Herſtellung einer Gartenanlage gegen entsprechende Beitrags— 


leiſtung zur Erörterung vorzubehalten. 


St.⸗N. Ritt. v. Gol dſchmidt beantragt, über die Aufſtellung 
der Bedürfnisanſtalt neuerlich zu berathen, beziehungsweiſe von dem 
Rechte der Kündigung Gebrauch zu machen. 

St.⸗R. Müller beantragt, die Errichtung des Piſſoirs am 
Morzinplatz zurückzuweiſen und das Stadtbauamt zu beauftragen, für 


die Errichtung desſelben an einem geeigneten Platz an der Böſchung 
Vorſorge zu treffen. 


Es wird beſchloſſen, der Magiſtrat wird beauftragt, vorerſt zu 
erheben, ob für die Aufſtellung des Piſſoirs an der Uferböſchung ein 
geeigneter Platz ausfindig gemacht werden könne. 

(758.) St.-N. Dr. Stenzl referiert über die Beilegung der 
Maria Steiner, Tochter des ehemaligen Bürgermeiſters Joſef 
Steiner von Hernals, im Hernalſer Friedhofe und beantragt die 
Abſchreibung der Koſten per 34 fl. 90 kr. (Angenommen.) 

(670.) Derſelbe referiert über den Necurs des Adminiſtrators 
des der Sparcaſſa Krems gehörigen Hauſes X., Dampfgaſſe 13, 
puncto Auftrages wegen ſanitärer Übelſtände m beantragt, dem 
Recurſe ftattzugeben. Ungenommen.) 

(696.) Derſelbe referiert über den Recurs des Emil Heidrich 
puncto ſanitätspolizeilicher Aufträge, XV., Tannengaſſe Nr. 15 und 
beantragt, dem Recurſe ſtattzugeben gegen dem, daſs die Hausmeifter- 
wohnung trocken gelegt und nach dem Antrage des magiſtratiſchen 
Bezirksamtes zu Wohnzwecken benützt werde, daſs jedoch das Locale 
des Bildhauers nur zu Werkſtättenzwecken verwendet werden darf. 

( Angenommen.) 

(636) St.-N. Wurm referiert über das Anſuchen der Ver— 


ſicherungs-Geſellſchaft „Anker“ um Baulinienbeſtimmung für die 


Realität I., Dorotheergaſſe 1 und Spiegelgaſſe 2. 

Referent beantragt, es werden: 

1. Für die Spiegelgaſſe bei einer Straßenbreite von 13˙00 m 
die im vorliegenden Plane B ſchraffierten Linie A B, 0 P. einerſeits 
und EB’ F’ G6“ H andererſeits; 

2. für die Dorotheergaſſe bei einer Straßenbreite von 11˙38 m 
die Linien I K L M einerſeits und N 0 0“ P G andererſeits als 
Baulinien beſtimmt. Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(843.) Derſelbe referiert über das neuerliche Offert der Eheleute 
Schütz wegen Ankaufes eines Theiles der Parcelle 1469/1, IX. Bezirk, 
Fuchsthalergaſſe und beantragt, die käufliche Überlaſſung eines Theiles 
der Parcelle 1469/1, IX. Bezirk, im vorliegenden Plane mit den 
Buchſtaben a bo de fg a bezeichnet, im Ausmaße von 143°56 m? 
an die Eheleute Friedrich und Bertha Schütz gegen dem zu ger 
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nehmigen, daſs dieſelben einen Einheitspreis von 40 fl. per Quadratmeter, 
ſowie die Vertragskoſten und Vermögensübertragungsgebüren bezahlen. 
(Angenommen.) 


(853.) Derſelbe referiert über das neuerliche Offertverhandlungs— 
Ergebnis wegen Vergebung der Steinmetzarbeiten für den Schulhausbau 
in der Kröllgaſſe im XIV. Bezirke und beantragt, obige Arbeiten dem 
k. und k. Hofſteinmetzmeiſter Eduard Hau ſer, IX., Spitalgaſſe 19 
mit einem Zuſchlage von 4¼ Percent zu den Einheitspreiſen des 
Koſtenanſchlages zu übertragen. ( Angenommen.) 

(7976.) St.-N. Ritt. v. Neumann referiert über die Bau 
linienbeſtimmung für die aufzulaſſende Kaſerne in Gumpendorf und 
beantragt, der in der Stadtraths-Sitzung am 1. Februar zum Beſchluſſe 
erhobene Antrag des StR. Müller habe zu lauten: Die Kaſernen— 
gaſſe ſei auf 15 m zu verbreitern, wobei die Einrückung auf der 
Front mit geraden Nummern zu erfolgen hat. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 


(553.) Derſelbe referiert über den Bericht des Magiſtrates über 
die Verwendung von Schulbänken mit eiſernen Geſtellen und beantragt, 
dieſen Bericht zun Kenntnis zu nehmen mit dem Bedeuten, daßs „inſo⸗ 
lange nicht eine Conſtruction vorliegt, wobei die gerügten Übelſtände 
als Erſchwerung der Fußbodenreinigung und Mangel an Stabilität 
beſeitigt find, von derlei Bänken kein Gebrauch zu machen iſt. 

St.⸗R. Dr. Vogler beantragt, von dem Acte der Schulbank— 
Expertiſe Mittheilung zu machen. 


Der Referenten⸗Antrag und der Antrag des St.-R. Dr. Vogler | 


werden angenommen. 

(122.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des I. Joſefſtädter 
Kindergartenvereines um Subvention pro 1893 bis 1895 und bean 
tragt, dieſem Vereine für die Jahre 1893, 1894 und 1895 eine 
Subvention von jährlich 500 fl. unter den diesbezüglich geltenden 
Bedingungen zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
86.) Derſelbe referiert über die Mehrkoſten der Uferſchutz— 
Reparaturen im Wienfluſſe längs des III., IV., V. und VI. Bezirkes. 

Referent beantragt die nachträgliche Genehmigung des Mehr— 
erforderniſſes im Betrage von 309 fl. 80 kr. (An genommen.) 

(709.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Franz Klöpfer 
um Baubewilligung VIII., Neudeggergaſſe 15 und beantragt, den 
Magiſtrats⸗Antrag, daß die nachgeſuchte Bewilligung zu dem Neubau auf 
der Area der Realität Grundb.-Einl. 601, Or.-Nr. 15 Neudegger⸗ 
gaſſe im VIII. Bezirke, ſowie die Bewilligung zur Herſtellung eines 
Thorportales bei demſelben mit einem Vorſprunge von 008, reſpective 
0-24 m über die Baulinie (Straßenbreite 13˙28 m) gegen dem ertheilt 
werde, daſs der zu dem letzteren erforderliche Grund per 0˙85 m? 
von dem zur Straßenverbreiterung abzutretenden Grunde in Abzug 
gebracht werde, zu beſtätigen. (Angenommen.) 

(767.) Derſelbe referiert über den Bericht des magiſtratiſchen 
Bezirksamtes für den XII. Bezirk wegen Herſtellung eines Abortes 
auf dem Bürgerſpitalfondsgrund 12 an der Marx-Meidlingerſtraße 3 
und beantragt, dieſen Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 

(Angenommen.) 

(7605.) Derſelbe referiert über die Petition der Genoſſenſchaft 
der Zimmermeiſter um Wiedereinführung von Tramdecken bei ſtädtiſchen 
Bauten. 

Es wurde beſchloſſen, die Beſchluſsfaſſung zu vertagen und Gem. 
Rath Djörup als Experten einzuladen. 
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(867.) St.-R. Dr. v. Billing referiert über das Anſuchen 
des Albert Stiller, Portiers des deutſchen Ritterordens, um Ver— 
leihung der Zuſtändigkeit und beantragt die Geſuchsgewährung. 

(Angenommen.) 

717.) Derſelbe referiert über die Graberhaltungswidmung nach 
Juliane Südy für den Friedhof in Gerſthof und beantragt die 
Genehmigung der Graberhaltungs⸗, Ausſchmückungs- und Beleuchtungs- 
widmung per 200 fl. mit den im Protokolle vom 19. September 
1892 ſpecificierten Leiſtungen (Beleuchtung bloß am Allerheiligen- und 
Allerſeelentage). (Angenommen.) 

(753.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Marie Stotz, 
geb. Liſthuber, in Veszprim um Einlöſung verjährter Anlehens— 
Coupons und beantragt die gnadenweiſe Bewilligung der Auszahlung 
der verjährten Coupons im Geſammtbetrage von 72 fl. 50 kr. 

(Angenommen.) 

(841.) St.-N. Ritt. v. Goldſchmidt referiert über Geſuche um 
Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband aus dem IX. Bezirke und 
beantragt die Verleihung der Zuſtändigkeit an: 

Kargl Johann, Steinmetzgehilfe; 

Springer Johann, Schneidergehilfe; 

Scheck Johann, Schneider; 

Pelikan Franz, Schneidergehilſe; 

Ritſchel Anton, Lageriſt in einer Fabriksniederlage; 

Rajnoha Barbara, Dienſtmagd; 

Kütreiber Katharina, Bedienerin; 

Dick Franz, Taglöhner; 

Sommer Joſef, Beſtandwirt; 

Hyka Karl, Schuhmacher; 

Slaba Johann, Geſchäftsdiener; 

Langenſteiner Magdalena, Vorhangputzerin. 

(Angenommen.) 

(723, 791, 792.) St.-R. Dr. Huber referiert über Er⸗ 
gänzungswahlen in den 3 des IX., XIII. und XIX. Bezirkes. 

Referent beantragt die Wahl des Franz Vogler, Haus— 
beſitzer, IX., Garniſonsgaſſe 14; Chriſtian Winter, fürſtl. Liechten— 


ſtein'ſcher Schloſsverwalter, IX., Alſerbachſtraße 14; Johann M a 


Kaufmann und Hausbefiger, Ober-St. Veit, Maria Thereſienſtraße 9 
Heinrich May, Volksſchullehrer, Breitenſee, Parkgaſſe 1; Johann 
Pöhn, Kaufmann und Hausbeſitzer, Hacking, Auhoffraße 21; 
Wilhelm Ergert, k. k. Rechnungsaſſiſtent, Baumgarten, Hüttel⸗ 
dorferſtraße 99 und Franz Biegler, Borſtenviehhändler, Nufs— 
dorferſtraße 79, zu beſtätigen. (Angenommen.) 
(3796.) St.-N. Noslke referiert über die Verhandlungen bezüg- 
lich Ankaufes der Realität der aufgelaſſenen n.⸗ö. Zwangsarbeitsanſtalt 
in Weinhaus und beantragt, zur Kenntnis zu nehmen, dass von 
mündlichen Verhandlungen Umgang genommen und der Bürgermeiſter 
erſucht werde, ſich wegen Bekanntgabe des Preiſes an den n.⸗ö. Landes⸗ 
ausſchuſs zu wenden. (Angenommen.) 
(666.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Holly, 
Schneider aus dem VI. Bezirke, um Verleihung der Zuſtändigkeit und 
beantragt die Geſuchsgewährung. (An genommen.) 
(731.) Derſelbe referiert über den Rechenſchaftsbericht und den 
Rechnungsabſchluſs pro 1892 der k. k. priv. wechſelſeitigen Brand⸗ 
ſchaden-Verſicherungsanſtalt in Wien und beantragt die Kenntnisnahme. 
(An genommen.) 
(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 
4* 
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(765.) Derſelbe referiert über die Auswechslung ſchadhafter Dippel- 
bäume im Gemeindehauſe VIII., Schmidgaſſe Nr. 18 und beantragt, die 
Adaptierung der Localitäten im obigen Gemeindehauſe, inſoferne ſie 
durch die Auswechslung alter Decken bedingt iſt, ſowie die Decken— 
auswechslung ſelbſt, mit dem Betrage von 3016 fl. 87 kr. durch die 
ſtädtiſchen Contrahenten zu bewilligen und dieſen Betrag auf den 
Reſervefond zu verweiſen. Weiters iſt dem Magiſtrate zu bemerken, 
dafs bei ſofortiger Unterſuchung der Dippelbäume in allen Räumen 
der Geſammtbedarf im voraus hätte beſtimmt werden können, wodurch 
die Einholung der competenzmäßigen Genehmigung vor Ausführung 
der Arbeit ermöglicht worden wäre. (Angenommen.) 

In Beantwortung der vom St.-R. Schlechter zu Beginn der 
Sitzung geſtellten Interpellation erklärt der Vorſitzende, dafs an der 
mangelhaften Beleuchtung der Uhr an der Mariahilfer Kirche die 
unrationelle Anlage der Gaszuleitung ſchuld ſei. Das Stadtbauamt 
bereitet einen Antrag auf elektriſche Beleuchtung der Uhr vor, welcher 
demnächſt vorgelegt werden wird. (Zur Kenntnis.) 

(431.) St.-R. Nos ſie referiert über die Beſtimmungen be— 
treffend die Straßenſäuberung im J. Bezirke. (Regulativ-Fortſetzung 
der Debatte.) 

II. Straßenſäuberung. 
Art der Leiſtung. 


8 12. 

Die Säuberung hat ſich auf alle Straßen, Plätze, Gehwege, 
Trottoirs, Alleen, Reitſteige, öffentliche Stiegen ꝛc. des I. Bezirkes zu 
erſtrecken. 

Die Säuberung hat ordentlich zu geſchehen, und iſt darauf zu 
ſehen, daſs nicht ſchleuderiſch gearbeitet werde. 

Die Pflaſterfugen, zwiſchen welchen ſich Pferdemiſt und ſonſtiger 
Unrath befindet, ſind rein auszuputzen, und das ſich anſetzende Gras, 
beſonders an dem oberen Talus am Donaucanale, iſt zu beſeitigen. 
— Es iſt darauf zu achten, daſs, um die Entwicklung von Staub 
beim Kehren hintanzuhalten, die zu ſäubernde Fläche entſprechend be— 
ſpritzt werde und iſt dem Vorſpritzen bei der Säuberung mit Kehr— 
maſchinen eine beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 

Der Kehricht darf nicht in Haufen (Depotplätze) geſammelt werden, 
ſondern iſt ſogleich zu verführen. 

Übrigens hat die Abfuhr des Kehrichtes ꝛc. nach den folgenden 
Beſtimmungen mit größter Beſchleunigung zu geſchehen. 

Angenommen.) 
Ordnung der Säuberung. 


813. 

Bei der Straßenſäuberung iſt folgende Ordnung einzuhalten: 

Zuerſt find die Hauptſtraßen und die frequenteften Gaſſen zu 
ſäubern, damit zur Zeit, wo die ſtärkere Frequenz beginnt, die gründ— 
liche Reinigung vollzogen iſt. Dann erſt werden die anderen Gaſſen 
der Reinigung unterzogen. 

Die Hauptſäuberung iſt täglich vorzunehmen, wobei die in dem 
beiliegenden Plane und Verzeichniſſe erſichtlich gemachten gepflaſterten 


Straßen ausſchließlich mittelſt Kehrmaſchinen, die übrigen Pflaſterſtraßen 


durch Handarbeit während der Nacht, und zwar im Sommer von 
11 Uhr nachts bis 6 Uhr, im Winter bis 7 Uhr früh, zu ſäubern 
ſind, während die Hauptſäuberung der macadamiſierten Straßen ſowie 
das Häufeln der durch die Kehrmaſchinen erzeugten ſogenannten Mahden 
in den frühen Morgenſtunden zu beginnen hat und im Sommer (1. April 
bis Ende September) bis 8 Uhr früh, im Winter (1. October bis 
Ende März) bis 9 Uhr früh beendet fein muss. 
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Die Marktplätze find hievon ausgenommen, und iſt deren Haupt: 
reinigung unmittelbar nach der Marktzeit zu bewirken. 

Die während der Vertragsdauer zur Pflaſterung gelangenden 
Schotterſtraßen find ſogleich nach ihrer Herſtellung in die Nacht⸗ 
ſäuberung einzubeziehen. 

Nach Beendigung der Hauptſäuberung find in allen Gaſſen und 
Plätzen ſtationäre Arbeiter in genügender Anzahl zu vertheilen, welche 
die entſtehenden Verunreinigungen ſofort zu beſeitigen und für die ſtete 
Reinhaltung aller Straßen Sorge zu tragen haben, und dieſe Arbeiter 
mit geeigneten Requiſiten zum Sammeln und Beſeitigen des Pferde⸗ 
miſtes ꝛc. auszurüſten. 

Die e ſtationären Arbeiter haben in den Monaten April, Mai, 
Juni, Juli, Auguſt und September bis 7 Uhr abends, während der 
übrigen Mongte des Jahres bis 6 Uhr abends auf den angewieſenen 
Plätzen zu verbleiben und vor Schluſs der Arbeit nochmals die Wagen— 
ſtandplätze und Piſſoirs zu desinficieren und zu reinigen. 

An Sonn- und Feiertagen iſt die Hauptſäuberung und die weitere 
Reinhaltung durch vertheilte Arbeiter wie an Wochentagen zu bewirken. 

Am Frohnleichnamstage iſt wegen des ftattfindenden Grasaufſtreuens 
eine totale Säuberung der betreffenden Straßen nach beendigter Feier⸗ 
lichkeit vorzunehmen. (Angenommen.) 

Weiters ſtellt Referent zu § 13 folgenden Antrag: 

Der Magiſtrat wird aufgefordert, die Vorſchriften über das 
Verbot der Verunreinigung der Straßen durch den Spllicht und 
Kehricht der Gewölbe und Häuſer zu republicieren, die k. k. Polizei 
behörde dringend um eine ſtrenge Beaufſichtigung der genauen Beob— 
achtung dieſer Vorſchriften zu erſuchen und über vorkommende Be— 
ſchwerden ſtrenge und unnachſichtlich amtszuhandeln. Es wird empfohlen, 
die bezügliche Kundmachung allen Gewölbebeſitzern direct zuzuſtellen. 

(Angenommen.) 

Abfuhr des Kehrichtes und des Hausmiſtes. 

8 14. 

Der Unternehmer iſt verpflichtet, allen Schutt, Hausmiſt, Kehricht 
und Koth, welcher auf der Straße vorgefunden wird, wegzuführen, 
und bleibt es dem Unternehmer überlaſſen, ſich bei dem allgemein 
beſtehenden Verbote ſolcher Ableerungen vor Benachtheiligungen zu 
wahren. Zur Abfuhr des durch die Straßenſäuberung ſich ergebenden 
Miſtes find die nöthigen Wägen für jede Säuberungs⸗Section recht⸗ 
zeitig beizuſtellen, und iſt der in kleinere Haufen zuſammengekehrte 
Miſt vollſtändig von der Straße aufzuladen. 

Der Straßenkehricht iſt direct mit den Sammelwägen oder mit 
zweirädrigen Karren zu ſammeln. 

Dieſe Karren haben zwei Kiſten als Einſätze zu bekommen, welche 
von den Arbeitern in den Miſtwägen entleert werden. 

Die Aufſtellung dieſer Miſtwägen auf beſtimmte Plätze iſt im 
allgemeinen nicht geſtattet und iſt der Straßenkehricht aus den Karren 
in den Miſtſammelwagen, welcher die Section zu befahren hat, zu 
geben. 

Die Abfuhr des Straßenkehrichtes bei der Hauptſäuberung muss 
vormittags, und zwar im Sommer um 9 Uhr, im Winter um 11 Uhr 
beendet ſein. 

Zur Einſammlung des bei der weiteren Nachſäuberung durch 
ſtationäre Arbeiter geſammelten Straßenkehrichtes ꝛc. dürfen nur aus: 
nahmsweiſe auf nach dem Ermeſſen der Gemeinde beſtimmten Plätzen 
in vollkommen gutem Zuſtande befindliche Wägen aufgeſtellt werden, 
welche jedoch über Nacht auf dieſen Plätzen nicht ſtehen bleiben 
dürfen. 
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Der Hausmiſt iſt täglich, nachdem in den Häuſern das Glocken⸗ 
zeichen gegeben wurde, auf den Patent⸗Wägen aufzunehmen. 

Dieſe Arbeit hat in den Monaten April, Mai, Juni, Juli, 
Auguſt und September um 6 Uhr, in den übrigen Monaten des 
Jahres um 7 Uhr zu beginnen und muſs um 9 Uhr, reſpective 
11 Uhr beendet ſein. (Angenommen.) 

Beſeitigung des Straßenkothes. 
8 15. 

Der bei naſſer Witterung entſtehende Straßenkoth iſt mit eiſernen 
Krücken ſorgfältig abzuziehen und in geeigneten Wägen ſofort zu ver— 
führen. 

Wenn der Straßenkoth ſo zäh iſt, daſs er mit dem Beſen nicht 
leicht befeitigt werden kann, oder auch für das Abziehen mit Krücken 
zu dünnflüſſig iſt, fo iſt er von den gepflaſterten Straßen abzuwaſchen. 

Der Unternehmer hat dann die nöthige Menge Waſſer ſelbſt 
beizuſchaffen, und iſt mit Anwendung von Beſen die Straßenfläche 
reinzuwaſchen. 

Bei dem Einkehren des dünnflüſſigen Kothes dürfen die Waſſer⸗ 
laufgitter nicht geöffnet werden, und es darf überhaupt der Koth nur 
in ganz dünnflüſſigem Zuſtande, nicht aber breiartig in die Schachte 
gekehrt werden. 

Bei ungepflaſterten Straßen iſt das Einkehren des Straßenkothes 
in die Waſſerläufe gänzlich verboten. (Angenommen.) 
Straßenübergänge und öffentliche Stiegen. 

8 16. 

Bei naſſer Witterung und Schneefällen ſind alle Straßenübergänge 
durch eigene Arbeiter permanent zu ſäubern und reinzuhalten. Dasſelbe 
gilt bei Schneefällen von den öffentlichen Stiegen. 

Außerdem ſoll die Gemeinde berechtigt ſein, bei eintretender 
Nothwendigkeit jene Hauptſtraßenübergänge zu bezeichnen, welche bis 
nach Beendigung der Theatervorſtellungen permanent zu reinigen ſind. 

Angenommen.) 
Waſſerlaufcanäle. 


§ 17. 

Die Gitter der Waſſerlaufcanäle find bei der täglichen Hauptſäuberung 
gehörig zu reinigen, und es iſt daher dafür zu ſorgen, dafs alle Löcher 
der Gitter vollkommen frei ſind. 

Wenn nach ſtarken Regengüſſen Waſſerläufe verſtopft ſind, ſo 
find dieſelben mit Anwendung von geeigneten Eiſenſtangen freizu— 
machen. 

Es iſt aber auch immer ein aufmerkſames Augenmerk auf die 
Waſſerabläufe zu richten und ſtets zu unterſuchen, ob ſie frei ſind, 
damit Hemmungen im Waſſerabzuge nach Möglichkeit hintangehalten 
werden. Bei den aus Rohren hergeſtellten Waſſerläufen ſind die 
vertieften Einfallſchächte (Schlammſäcke) nach Bedarf zu reinigen, 
indem der darin angeſammelte Schlamm ausgehoben und abgeführt 
wird. 

Bei heftigen Regengüſſen iſt nachzuſehen, ob nicht trotzdem 
Abläufe verlegt ſeien, und iſt, wenn dies der Fall wäre, ſofort abzu⸗ 
helfen. Angenommen.) 
enheit der Wägen. 

8 18. 

Die Wägen, welche zur Verführung von Schutt, Staub und 
Straßenkehricht verwendet werden, müſſen nach allen Seiten gut ge- 
ſchloſſen, nach oben mit feſt ſchließbaren Deckeln in Charnieren, mit 
aufrechtſtehenden, in einen Falz einfallenden Seitenwänden und mit 
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einem Olanſtriche verſehen ſein. Dieſelben ſind ſets in gutem Stand 


zu erhalten, fo dafs ſelbſt die feinſten Beſtandtheile der Ladung während 
der Fahrt weder vom Wagen abfallen, noch vom Winde fortgeweht 
werden können. 3 

Die Wägen dürfen nicht breiter fein, als in den betreffenden 
polizeilichen Verordnungen (über Streifwägen c.) vorgeſchrieben wird. 
Zum Verführen des Hauskehrichtes ſind Wägen zu verwenden, welche 
nach Art der bereits in Wien benützten ſogenannten Patentwägen eine 
möglichſt ſtaubfreie Beladung des Wagens geſtatten. 

- Diefe Wägen dürfen nur nach vorher eingeholter Bewilligung 
der Gemeinde Wien in Gebrauch geſetzt werden. 

Zur Verführung des mit Faſsſchaufeln verladbaren Straßenkothes 
oder Unrathes müſſen Truhenwagen verwendet werden, welche gut ge⸗ 
ſchloſſen find, fo dass die Flüſſigkeiten nicht ausrinnen können. 

Die Wägen ſind mit der Firma des Unternehmers zu verſehen 
und zu numerieren. (Angenommen.) 

Weiters ſtellt Referent zu § 18 folgenden Antrag: 

Der Magiſtrat wird aufgefordert, an die magiſtratiſchen Bezirks⸗ 
ämter die Weiſung zu erlaſſen, dieſelben mögen dem ſchlechten Zustande 
der Kehrichtwägen, welche in den Bezirken II bis XIX verkehren, ihr 
Augenmerk zuwenden und wegen der Beſeitigung dieſes Zuſtandes das 
Erforderliche baldigſt veranlaſſen. (Angenommen.) 

Kehrichtabladeplatz. 
8 19. 

Die Beſchaffung des Kehrichtabladeplatzes geſchieht durch die 
Gemeinde, jedoch hat der Unternehmer die Koſten der Miete bis zu 
dem Maximalbetrage von jährlich 5000 fl. zurückzuvergüten und dafür 
zu ſorgen, dafs die Zufahrtsſtraße zum Abladeplatz in fahrbarem Zu— 
ſtande erhalten bleibt. 

Die Einfriedung des Platzes, inſoweit ſelbe gefordert wird, iſt 
vom Unternehmer zu beſorgen, und iſt von demſelben, wenn kein 
anderes Übereinkommen zuſtande kommt, nach Ablauf der Vertrags- 


dauer wieder zu beſeitigen. Der Miſt darf nur auf Abladeplätze Hinter- 


legt werden. Auf den von der Gemeinde Wien gepachteten Abladeplatz 
am Bruckhaufen hat die Deponierung des Kehrichtes in der Weiſe 
zu geſchehen, dafs die in einer Vertiefung gelegene Beſtandfläche nur. 
bis in die Niveauhöhe des umgebenden Augrundes angeſchüttet und 
die Oberfläche planiert wird. Alle nicht verwesbaren Abfälle, wie 
Thon⸗ und Porzellanſcherben, Blech, Glas ꝛc., dürfen nicht in Maſſen 
auf die Planie abgelagert werden, ſondern ſind in Gruben einzuwerfen 
und mit anderem culturfähigen Materiale zu überdecken. Zur Zeit einer 
Epidemie oder, wenn es aus ſanitären Rückſichten überhaupt geboten 
erſcheint, iſt die Desinfection des abgelagerten Miſtes in der vorzu⸗ 
ſchreibenden Weiſe, ohne daſs die Gemeinde Wien irgend eine Ent- 
ſchädigung hiefür zu leiſten hätte, vorzunehmen. 
Schweine dürfen auf dem Abladeplatze nicht gehalten werden. 
Der Unternehmer iſt Eigenthümer des Kehrichtes und iſt für die 
Überlaſſung des Miſtes keine Zahlung an die Gemeinde zu leiſten. 
Weiters beantragt Referent nachſtehenden Zuſatz zu § 19: 
„Die Gemeinde behält ſich vor, die im § 19 des Regulativs für 
die Stadtſäuberung im I. Bezirke erwähnte Zufahrtsſtraße zu pflaſtern 
und über die Auftheilung der Koſten dieſer Pflaſterung und die Er- 
haltung dieſer Straße mit allen Contrahenten, welche für Zwecke der 
Gemeinde Wien auf dieſer Straße zu verkehren haben, ein Überein⸗ 
kommen zu treffen. In dieſem Übereinkommen wäre feſtzuſtellen, dass, 
ſobald die Pflaſterung der Straße vollzogen und die Erhaltung der⸗ 
ſelben von der Gemeinde übernommen iſt, der Unternehmer für die 
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Stadtſäuberung im I. Bezirke verpflichtet wäre, den auf ihn ent- 
fallenden Antheil an den Koſten der Pflaſterung und Erhaltung der 
Gemeinde Wien während der ganzen Dauer des Vertrages zu bezahlen 
und jenen Betrag, den die anderen Contrahenten der Gemeinde Wien 
aus dem gleichen Anlaſſe bezahlen, von dem, durch den Unternehmer 
für den I. Bezirk zu entrichtenden Pauſchale in Abzug bringen zu 
laſſen. Der Magiſtrat wird erſucht, über dieſe Angelegenheit baldigſt 
Bericht zu erſtatten und Anträge zu ſtellen.“ 

StR. Ritt. v. Goldſchmidt beantragt Streichung des Zuſatzes. 

St.⸗R. Schlechter beantragt, den Zuſatz des Referenten 
als ſpeciellen Antrag zu betrachten und hierüber einen Bericht des 
Magiſtrates einzuholen. 

Der Referent accommodiert ſich dieſem Antrage, welcher zum 
Beſchluſſe erhoben wird. 

III. Schneeſänberung. 
Art der Leiſtung. 
8 20. 

Die Schneeſäuberung und Abfuhr des Schnees erſtreckt ſich auf 
alle Straßen und Plätze des I. Bezirkes, ferner auf die Alleen, Reit⸗ 
fteige, öffentlichen Stiegen (ſiehe $ 16) und Trottoirs vor den 
ſtädtiſchen Gebäuden, mit Ausnahme der ſtädtiſchen Zinshäuſer, im 
I. Bezirke, ſowie auf das Trottoir um die Stephanskirche. 

Der Schnee iſt aus den Höfen aller ſtädtiſchen Gebäude des 
I. Bezirkes abzuführen, wenn auch das Zuſammenſchaufeln desselben 
durch die betreffenden Bedienſteten der Gemeinde geſchieht. 

Der Unternehmer hat auch den Schnee, das Eis ꝛc. abzuführen, 
welche von der Reinigung der Privat-Trottoirs herrühren, und iſt bei 
dieſen Trottoirs die Reinigung in der von der Gemeinde beſtimmten 
Breite zu beſorgen. 

Die Schneefäuberung ſoll, wenn der Schneefall in der Zeit von 
4 Uhr früh bis 5 Uhr abends eintritt, binnen längſtens zwei Stunden 
nach Beginn des Schneefalles in Angriff genommen werden. 

Tritt ein Schneefall zwiſchen 5 Uhr abends und 4 Uhr früh ein, 
ſo hat die Säuberung längſtens um 6 Uhr morgens zu beginnen. 

Die Säuberung hat ſelbſtverſtändlich in den mehr frequentierten 
(vom Bauamte bei vorkommenden Zweifeln näher zu beſtimmenden) 
Straßen und Plätzen zu beginnen. 

Die Abfuhr des Schnees iſt ſofort nach Beginn der Säuberung 
ins Werk zu ſetzen, damit zuſammen geſchaufelte Schneemaſſen eheſtens 
aus der Stadt beſeitigt werden. 

Die Schneeſäuberung iſt nach Bedarf fortzuſetzen; die Schnee— 
abfuhr iſt mit der möglichſten Beſchleunigung zu veranlaſſen. Bei be- 
ſonders ſtarken Schneefällen ſteht es der Gemeinde frei, vom Unter- 
nehmer die Abfuhr des Schnees auch in den Nachtſtunden und an 
Sonn⸗ und Feiertagen zu verlangen. 

Um die in Rede ſtehende Leiſtung mit der erforderlichen Schnelligkeit 
bewirken zu können, ſind die Arbeitskräfte und Fuhrwerke in ent⸗ 
ſprechender Weiſe zu vermehren. 

Referent ſtellt zu § 20 folgenden Antrag: 

„Der Magiſtrat wird aufgefordert, an die Verwaltungen der in der 
Inneren Stadt beſtehenden öffentlichen Gebäude und Kirchen eine Zu— 
ſchrift des Inhaltes zu richten, doſs es ihnen obliege, für die Rein⸗ 
haltung der Trottoirs von Schnee und Eis, ſowie für die Beſtreuung 
derſelben Sorge zu tragen, und dafs fie deshalb im Falle der Nicht⸗ 
beachtung der betreffenden Vorſchriften die in dieſen Vorſchriften vor⸗ 
geſehene Ahndung gleich jedem anderen Hausbeſitzer zu gewärtigen haben.“ 

(Angenommen.) 
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Wägen, Schneepflüge und Werkzeuge. 
8 21. 

Die Einrichtung der zur Schneeabfuhr verwendeten Wägen bleibt 
dem freien Ermeſſen des Unternehmers überlaſſen, jedoch müſſen ſelbe 
den polizeilichen Verordnungen gemäß und ſo conſtruiert fein, dass 
beim Fahren kein Schnee abfällt und die Straßen neuerdings ver— 
unreinigt. 

Zur raſchen Freimachung der Fahrbahnen, Alleen, Neitfteige ꝛc. 
vom Schnee ſind Schneepflüge beizuſtellen, mit welchen in den früheſten 
Morgenſtunden die Paſſagen zu befahren ſind. 

Wird in der Folge vom Unternehmer die Einführung von noch 
anderen Maſchinen bei der Schneeſäuberung beabſichtigt, ſo iſt die 
Beſtimmung des § 8 dieſes Regulativs zu beachten. Der Unternehmer 
hat auch bei der Schneeſäuberung alle nothwendigen Werkzeuge bei— 
zuſtellen und zur Nachtſäuberung auch die erforderliche Beleuchtung 
beizuſchaffen. 

Abladeplätze für Schnee. 
8 22. 

Die gegenwärtig zur Ablagerung von Schnee zu verwendenden 
Plätze erſcheinen im § 3 bezeichnet und werden nach Bedarf bei ſehr 
ſtarken Schneefällen weitere Plätze von Seite des Magiſtrates zu: 
gewieſen. 

Die Aufſtellung von Hütten zur Controle des Fuhrwerkes am 
Schneeabladeplatze hat der Unternehmer zu beſorgen, jedoch ſind die 
Standorte ſo zu wählen, daſs die Paſſage nicht geſtört werde, und iſt 
ſich diesfalls mit dem Bauamte ins Einvernehmen zu ſetzen. 

Die Ordnung der Zu- und Abfahrt iſt ſtrenge einzuhalten und 
hat der Unternehmer nöthigenfalls auf eigene Koſten Sicherheitswach— 
mannſchaft zu requirieren. 

Es iſt vom Unternehmer Sorge zu tragen, dafs die Paſſage auf 
ſämmtlichen Schneeabladeplätzen im I. Bezirke ſtets freigehalten und 
nöthigenfalls der Schnee nachgeſchaufelt werde. 

Bezüglich der am Wiener Donaucanal gelegenen Abladeplätze 
ſind von dem Unternehmer folgende Bedingungen zu erfüllen: 

1. Es darf nur Schnee, durchaus aber kein Unrath, Miſt, 
Schutt ꝛc. abgelagert werden. 

2. Die Hufſchläge ſind möglichſt freizuhalten, daher der von den 
Contrahenten und von Privaten zugeführte Schnee auf den Ufer— 
böſchungen abzuladen und von hier durch entſprechende, von den 
Contrahenten beizuftellende Arbeitskräfte möglichſt raſch in den Donau⸗ 
canal zu ſchaffen iſt. 

3. Vor dem Beginne der Schiffahrt ſind von den Contrahenten 
auf eigene Koſten die Hufſchläge und Uferböſchungen vollſtändig zu 
reinigen und alle durch die Zufuhr und Ablagerung des Schnees ent— 
ſtandenen Beſchädigungen an den Hufſchlags- und Uferbauten, ſowie 
an den Geländern, Barrieren und Haftpflöcken zu beheben, ferner die 
ausgefahrenen Treppelwege durch entſprechende Beſchotterung in guten 
Zuſtand zu verſetzen. 

Bezüglich der am Wienfluſſe gelegenen Schnerabladeplätze find 
folgende Bedingungen zu erfüllen: 

I. Der Unternehmer iſt verpflichtet, das Abtragen, Deponieren 
und Wiederaufſtellen der Wienfluſsgitter längs der Abladeplätze auf 
ſeine Koſten zu beſorgen. Zu dieſem Behufe wird alljährlich im Monate 
October eine commiſſionelle Übernahme der Gitter vorgenommen, bei 
welcher Gelegenheit auch der Zuſtand der Gitter zu conſtatieren iſt. 
Hierauf hat der Contrahent bei einkretendem Bedarfe und mit Zus 
ſtimmung der Bezirksvorſteher und des Stadtbauamtes die Wienfluſs— 
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gitter abzutragen, auf ſeine eigenen Depotplätze zu hinterlegen, nach 
Ablauf des Winters und nach erfolgter Reinigung der Abladeplätze 
und Uferböſchungen dieſe Gitter wieder aufzuſtellen und in dem bei 
der vorausgegangenen Übergabe conſtatierten Zustande an die Gemeinde 
Wien zurückzugeben; auch hat der Contrahent die Bäume längs der 
Abladeplätze entſprechend zu verſichern. 

2. Es darf nur Schnee, durchaus aber kein Unrath, Miſt, 
Schutt ꝛc. abgelagert werden. 

3. Der vom Contrahenten und von Privatparteien zugeführte 


Schnee iſt auf den Uferböſchungen, und zwar in der ganzen Länge 
der Schneeabladeplätze gleichförmig vertheilt und mit Vermeidung von | 


partiellen kegelförmig in das Fluſsbett hineinragenden Anſchüttungen 
abzulagern und von hier durch eine entſprechende Zahl von Arbeitern, 
welche der Contrahent auf feine Koſten beizuftellen hat, möglichſt ſchnell 
in den Wienfluſs zu befördern. Die Ablagerung darf nicht höher 
ftattfinden, als die Uferkante gelegen iſt, und es iſt die Oberfläche 
der Ablagerung während der Schneezufuhr fortwährend zu planieren. 

4. Die Schneeabladeplätze find nach Erfordernis vom Contrahenten 
mittelſt proviſoriſcher Abſchrankungen zu verſichern und nöthigenfalls 
zur Nachtzeit auch zu bewachen. 

5. Nach Ablauf des Winters hat der Contrahent auf ſeine Koſten 
den ſämmtlichen Schnee von den Uferböſchungen vollkommen abzu⸗ 
räumen, letztere, ſowie die Abladeplätze überhaupt zu reinigen und die 
zurückgebliebenen feſten Rückſtände, als: Miſt, Erde, Koth ꝛc. zu ver— 
führen, welche Arbeiten, wenn nicht abnorme Witterungsverhältniſſe 
es unmöglich machen, bis 1. April beendet ſein müſſen. Über Anord- 
nung des Stadtbauamtes oder des Bezirksvorſtehers hat der Contrahent 
auch während des Winters die Abräumung des Schnees von den 
Böſchungen in das Fluſsbett auf feine Koſten zu veranlaſſen. 


Beſtreuung der Straßen. 
8 23. 
a) Asphalt⸗, Holzſtöckel- und Metallieſtraßen. 


Im Falle bei Regen- oder Schneewetter ein Glattwerden der 
beſtehenden oder noch zuwachſenden diesbezüglichen Straßen eintreten 
ſollte, hat der Unternehmer fofort eine Beſtreuung derſelben vorzu— 
nehmen, und iſt hiezu der Aufſtreuſand zu verwenden, welcher für die 
Beſtreuung des Trottoirs ꝛc. beizuſtellen iſt. 

Bei Abhaltung von Feſtlichkeiten, bei welchen ein ausgiebigeres 
Überziehen der Straßenoberflächen vorgenommen werden muſs, hat der 
Unternehmer gleichfalls ohne Entgelt die Beiſtellung des Sandes von 
den im I. Bezirke vorhandenen Depotplägen zu beſorgen und den 
Sand nach Angabe des Stadtbauamtes auszubreiten. Nach den Feſt— 
lichkeiten iſt der Sand ebenfalls ohne Entſchädigung zuſammenzuſchaufeln 
und auf die anzugebenden Depotplätze im I. Bezirke zu verführen. 

Die Beiſchaffung des Sandes ſelbſt geſchieht für dieſe Zwecke auf 
Koſten der Unternehmung. 

Die Berathung wird abgebrochen. 

(539.) Rürgermeiſter Dr. Prir referiert über die Einreihung 
der Beamten des Marktamtes nach dem genehmigten Rangclaſſenſchema 
(Fortſetzung der Berathung, 18 Anweſende). 

Referent beantragt, als Thierärzte II. Claſſe (X. Nangelaffe b) 
einzureihen: 

Lauritz Julius, 

Schmucker Karl, 

Freundorfer Joſef, 

Grobauer Wilhelm, 
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Liebl Karl, 

Würzl Joſef, 
Himmelbauer Anton, 
Poſtolka Auguſt, 
Drexler Eduard, 
Kulovits Michael, 
Nemeczek Albin, 
Pohl Alois, 
Prilliſauer Heinrich, 
Mader Guſtav, 


Spinka Johann. Angenommen.) 


Weiters beantragt Neferent, als thierärztliche Aſſiſtenten 
Nangelaffe) einzureihen: 
Stuſek Johann, 
Ortner Auguſt, 
Zenker Auguſt, 
Graſchopf Johann, 
Foltin Rudolf, 
Beyer Matthias, 
Stefan Rudolf, 
Vogt Joſef, 

Biskup Rupert, 
Bauſenwein Ludwig, 
Hammerſchmid Theodor, 
Dexler Guſtav, 
Schätz Heinrich, 
Büttner Alexander, 
Spindler Franz, 
Lederer Moriz, 
Kohl Karl, 
Boswald Karl, 
Plant Alois, 

Jobſt Karl. 


Die Thierärzte I. Claſſe: Kleperlik, Löſchner und Richter; 

die Thierärzte II. Claſſe: Lauritz, Freundorfer, Liebl, 
Pohl und Mader; 

die thierärztlichen Aſſiſtenten: Zenker, Stefan, Biskup, 
Bauſenwein, Dexler, Schätz, Büttner, Spindler, 
Lederer, Kohl, Boswald, Plant und Jobſt, welche die 
nach der Miniſterialverordnung vom 21. März 1873 vorgeſchriebene 
Prüfung noch nicht abgelegt haben, werden proviſoriſch gegen dem 
eingereiht, dafs fi dieſelben bis längſtens 1. Juni 1894 über die 
mit Erfolg abgelegte, nach § 32 des Gemeindeſtatutes erforderliche 
Prüfung ausweiſen. 

Die nach § 12 der Vorſchrift über die Syſtemiſierung der 
Beamtenſtellen des Wiener Magiſtrates nach dem genehmigten Rang⸗ 
claſſenſchema den Beamten des Marktamtes zukommende jährliche 
Dienſteszulage per 250 fl. iſt in die Bezüge einzurechnen und hiernach 
eine eventuelle Perſonalzulage zu beſtimmen. (An genommen.) 

Weiters beantragt Referent, in die XI. Rangclaſſe Marktamt I 


Marktcommiſſariat einzureihen: Georg Sakelario. 
(Angenommen.) 


(XI. 


(Angenommen.) 


Schluſs der Sitzung. 
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Allgemeine Aadjrichten. 


(übergabe der Linienwallgründe in das Eigenthum der 
Gemein de Wien.) 


Punctationen, 
welche 
zwiſchen dem k. k. Finanzminiſterium namens des k. k. Arars unter 
Vorbehalt der geſetzlichen Ermüchtigung einerſeits und dem Bürger⸗ 
meiſter der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien in Ver⸗ 
tretung der Gemeinde Wien unter Vorbehalt der Genehmigung 
des Gemeinderathes anderſeits abgeſchloſſen wurden. 


Artikel J. 
Das k. k. Arar übergibt der Gemeinde Wien das Eigenthum der ihm 
gehörigen, im Folgenden mit der grundbücherlichen Bezeichnung aufgeführten 
Linienwallgründe in Wien: 


1. Einl.⸗Zahl 52 des Grundb. der Cataſtralgemeinde Wien, Alſergrund, IX. Bez. 
„ MM 5 5 „ Joſefſtadt, VIII. „ 
3. „ 430 „ „ 5 A „ Neubau, VI „ 
4. „ 431 „ „ 6 1 „ Neubau, VII. „ 
5. „ 1050 „ „ 5 n „ Mariahilf, VI. „ 
6. „ W a; a „ Margarethen, V. „ 
Le, ga ee, 1 4 ’ „ Wieden, IV. „ 
8 % 132 5 7 1 „ Favoriten, X. „ 
9. „ 1963 „ 1 5 „ Landſtraße, III. „ 


Die Gemeinde Wien nimmt zur Kenntnis, dass Grundtheile aus dieſen 
Grundbuchs⸗Einlagen vom Arar veräußert, jedoch bis jetzt bücherlich nicht 
abgetrennt wurden. 

Die Gemeinde Wien wird hieraus keinerlei Erſatzanſpruch ableiten; es 
iſt vielmehr ſelbſtverſtändlich, dafs fie die betreffenden Veräußerungsverträge 
anerkennt. 

Dagegen erklärt das k. k. Arar, daßs dieſe Verkäufe ſämmtlich vor dem 
15. März 1890 ſtattgefunden haben und dajs nach dieſem Zeitpunkte kein 
Linienwallgrund mehr verkauft wurde. 


Artikel U. 
Ausgenommen von der Beſtimmung des erſten Abſatzes des Artikels I 
find jene Theile der Linienwallgründe, welche zufolge der im Artikel VIII der 


gegenwärtigen Punctationen vorgeſehenen Grundtransactionen im Eigenthum 
des k. k. Arars zu verbleiben haben. 
Artikel III. 

Die Gemeinde Wien verpflichtet ſich, dem k. k. Arar zu den durch die 
Hinausrückung der Verzehrungsſteuerlinie Wiens verurſachten baulichen Aus⸗ 
lagen einen Pauſchalbeitrag in der Höhe von dreimalhunderttauſend (300.000) 
Gulden in zehn unverzinslichen Jahresraten zu leiſten, deren erſte am 15. Jänner 
1894 fällig wird. 

ö Artikel IV. 

Das k. k. Arar leiſtet keine Gewähr für das Ausmaß oder eine ſonſtige 

Eigenſchaft des Vertragsobjectes. | 
Artikel V. 

Die Gemeinde Wien verpflichtet ſich, in Gemäßheit der Beſtimmungen 
des Punktes XIII, Zahl 3 des Programmes für die Ausführung von öffent— 
lichen Verkehrsanlagen in Wien, jene Grundflächen der Linienwälle, welche 
zum Zwecke der erſten Herſtellung und der Erhaltung der Theilſtrecke Heiligen— 
ſtadt—Weſtbahuhof der Wiener Stadtbahn und der von derſelben ausgehenden 
Auſchluſsſtrecken benöthigt werden, der Commiſſion für Verkehrsanlagen in 
Wien in dem von ihr bezeichneten, in einem Begrenzungsplaue, welcher der 
Gemeinde bis längſtens 31. December 1893 zu übergeben ift, darzuſtellenden 
Ausmaße unentgeltlich abzutreten. 

Rückſichtlic der Theilſtrecke Weſtbahnhof—Matzleinsdorf der Gürtellinie 
werden im Sinne des Punktes III, ſechster Abſatz des Programmes, die für 
den ſeinerzeitigen Bahnbau erforderlichen Grundſtücke in der dort vorgeſehenen 
Weiſe für die Bauausführung in dem Falle reſerviert werden, wenn die 
Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien der Gemeinde Wien den dem aufs 
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zuftellenden Detailprojecte entſprechenden Begrenzungsplan bis längſtens Ende 
1894 bekanntgibt. 

Ferner verpflichtet ſich die Gemeinde Wien, von den ihr gehörigen 
ſogenannten Hagengründen in der Cataſtralgemeinde Heiligenſtadt die für die 
Anlage der Station Heiligenſtadt der Wiener Stadtbahn erforderlichen Theil⸗ 
flächen der Parcellen 577/1, 578, 579, 5777/3, 5774, 575, 568 und 1010/1 
im beiläufigen Ausmaße von 16.779 m? um den Preis von ſieben (7) Gulden 
per Quadratmeter der Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien käuflich zu 
überlaſſen. Die Gemeinde Wien behält ſich jedoch das Recht vor, von den 
abverkauften ſogenannten Hagengründen die Gartenerde in einer Schichte von 
durchſchnittlich zwanzig Centimeter Tiefe wegzuführen, verpflichtet ſich aber, 
dieſes Recht derart auszuüben, daſs daraus keinerlei Verzögerung für die Erd— 
arbeiten entſteht, ſich alſo in dieſer Beziehung mit der Bauleitung ins Ein⸗ 
vernehmen zu ſetzen und deren Aufforderungen nachzukommen. 

Artikel VI. 

Die Gemeinde Wien verpflichtet ſich, den Anregungen des Miniſteriums 
des Junern und des Miniſteriums für Cultus und Unterricht entſprechend, 
nach Thunlichkeit den ſanitären und pädagogiſchen Bedürfniſſen der Bevölkerung 
bei Verbauung der Linienwallgründe und der denſelben benachbarten Grund— 
ſtücke, insbeſondere auch durch Schaffung von geeigneten Jugendſpiel- und 
Turnplätzen, Rechnung zu tragen. 

Artikel VII. 

Die Gemeinde Wien verpflichtet ſich, der Erzherzogin Sophie-Spital⸗ 
ftiftung einen von dieſer Stiftung zu bezeichnenden, dem Beſitze derſelben be⸗ 
nachbarten und zur Arrondierung dieſes Beſitzes nothwendigen Grund aus 


der Parcelle Nr. 1306/1 des VII. Wiener Bezirkes im Ausmaße von höchſtens 


1500 m? um den Preis von 10 fl. per Quadratmeter zu überlaſſen. 


Artikel VIII. 


Mit dem Artikel VI des Vertrages, welcher auf Grund des Geſetzes vom 
21. Mai 1874, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 78, und der dieſem Geſetze beigedruckten Punc⸗ 
tationen am 17. Juli 1875 zwiſchen dem k. k. Arar, der Gemeinde Wien und 
dem Stadterweiterungsfonde abgeſchloſſen wurde, hat das k. k. Arar die Zu⸗ 
ſicherung ertheilt, dafs von den noch in feinem Eigenthum verbleibenden Linien— 
amtsplätzen diejenigen Grundtheile, welche zur Regulierung der öffentlichen 
Straßen oder zu einem derlei communalen Zwecke benöthigt werden ſollten, 
an die Gemeinde Wien werden abgetreten werden. 

In Ausführung dieſer Beſtimmung, ſowie um die Straßenregulierung 
in der Umgebung der früheren ärariſchen Linienämter und die Arrondierung 
des Beſitzes des k. k. Arars und der Gemeinde Wien zu erleichtern, treffen 
das k. k. Arar und die Gemeinde Wien über die nachſtehend aufgezählten 
Linienamtsgebäude ſammt dazu gehörigen Grundſtücken folgende Verein— 
barungen: 

a) Die Linienämter Lerchenfeld, Gumpendorf, Sophienlinie (Südbahn) 
und Belvedere, deren Situationspläue ſammt zugehörigen Erläuterungen unter 
Nr. 1, 2, 3 und 4 beigeheftet ſind, werden der Gemeinde Wien mit allem 
Zugehör in das Eigenthum übergeben; 

b) bezüglich der Linienämter Nussdorf (Döbling), Währing, Hernals, 
Mariahilf, Schönbrunn, Matzleinsdorf, Favoriten und St. Marx einigen ſich 
beide Theile auf die gegenſeitigen Grundabtretungen, welche in den angehefteten 
Erläuterungen Nr. 5, 6, 7, 8 a, 8b, 9, 10, 11 und 12 ſammt zugehörigen 
Situationsplänen über den Umfang, die Art und den Zeitpunkt der Traus— 
actionen zum Ausdrucke gebracht ſind. 

Die Erläuterungen ſammt Situationsplänen bilden integrierende Beſtand— 
theile der gegenwärtigen Punctationen. 

Dieſe Grundtransactionen erfolgen ohne gegenſeitige Eutſchädigung. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daſs jeder Vertragstheil nur ſolche Grundflächen 
abzutreten hat, welche ſich in feinem Eigenthum befinden. 

Die Plauierung und Nivellierung der Grundſtücke, ſowie die Demolierung 
der auf denſelben etwa befindlichen Gebäude beſorgt der Erwerber derſelben 
auf ſeine Koſten, ihm fällt auch das Abbruchmateriale zu. 

Die Gemeinde Wien behält ſich das Recht vor, das Pflaſterungsmateriale 
des durch dieſe Grundtrausactionen dem k. k. Arar abgetretenen Straßen⸗ 
grundes zu entfernen und für ſich zu behalten. 

Beide Theile erklären, dafs die im gegenwärtigen Artikel VIII enthaltenen 
Transactionen vorbehaltlich der genauen Vermeſſung der Vertragsobjecte und 
vorbehaltlich der rechtskräftigen Baulinienbeſtimmung geſchloſſen, und dass an 
Stelle derſelben auf Grund der rechtskräftig feſtgeſtellten Baulinien und der 
Detailvermeſſung der Objecte detaillierte Verträge zu treten haben werden. 
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Hiebei wird das Arar beſtrebt ſein, der Gemeinde die baldige Regulierung 
der Umgebung der hier aufgezählten Linienämter und die Erwerbung des für 
öffentliche Straßen nöthigen Grundes zu erleichtern, die Gemeinde hingegen 
wird trachten, dem Arar zur Herftellung arrondierter, verwertbarer Bauplätze 
behilflich zu ſein. 

Beide Theile werden ſich hiebei von Grundſätzen der Billigkeit leiten laſſen. 

Die Gemeinde erklärt überdies, daſs durch den gegenwärtigen Artikel VIII, 
beziehungsweiſe durch die auf Grund des Geſetzes vom 21. Mai 1874, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 78, abgeſchloſſenen Vertrages vom 17. Juli 1875 fließenden 
Rechtspflicht bezüglich der Linienämter Nußsdorf (Döbling), Währing, Hernals, 
Lerchenfeld, Mariahilf, Gumpendorf, Schönbrunn, Matzleinsdorf, Favoriten, 
Sophienlinie (Südbahn), Belvedere und St. Marx vollſtändig nachgekommen 
iſt und dafs die Gemeinde aus dem Artikel VI des citierten Vertrages bezüglich 
dieſer Linienämter einen Anſpruch nicht mehr ableiten wird. 


Artikel IX. 


Das k. k. Arar wird der Gemeinde Wien die rückſichtlich der Linienwälle 


und der den Gegenſtand dieſer Punctationen bildenden Linienamtsgebäude 
abgeſchloſſenen Beſtandverträge eheſtens bekanntgeben und die Gemeinde Wien 
tritt in die hiedurch begründeten Rechtsverhältniſſe, inſoweit dieſelben nicht bis 
zum Zeitpunkte der phyſiſchen Übergabe zu beſtehen aufgehört haben 
werden, ein. 
Artikel X. 
Beide Theile verzichten darauf, dieſe Punctationen uach § 934 a. b. G. B- 
wegen Verkürzung über die Hälfte anzufechten. 
Artikel XI. 
Der Gemeinde Wien wird die Befreiung von den Stempel- und Über- 


tragungsgebüren, welche auf Grund dieſer Punctationen, beziehungsweiſe der 


da rauf fußenden Verträge zu entrichten kämen, zugeſichert. 
Artikel XII. 


Urkund deffen wurden die vorſtehenden Punctationen in zwei Parien, je 


eines für jeden der beiden Vertragstheile beſtimmt, ausgefertigt. 


für Verkehrsanlagen in Wien hat in der Vollverſammlung vom 
23. Februar 1893 beſchloſſen, im Hinblicke auf die Punctationen 
zwiſchen dem Herrn k. k. Finanzminiſter und dem Bürgermeiſter 
von Wien, welche die Überlaſſung der ärariſchen Linienwallgründe 
an die Gemeinde Wien zum Gegenſtande haben, der Gemeinde die 
zur Anlage des Heiligenſtädter Bahnhofes benöthigten 
Theilflächen der ſogenannten Hagen-Gründe in Heiligenſtadt 
um den Preis von 7 fl. per Ouadratmeter abzukaufen. 


Sollten die erwähnten Punctationen die beiderſeits vorbe— 
haltene Genehmigung nicht erhalten, ſo würde die Commiſſion 
außerdem zur Bezahlung des Reſtes des von der Gemeinde Wien 
urſprünglich beanſpruchten Kaufpreiſes von 8 fl. 33 kr., alſo von 
1 fl. 33 kr. per Quadratmeter, an die Gemeinde Wien verpflichtet 
ſein. Dagegen wird die Gemeinde Wien erſucht, die ſofortige Beſitz 
ergreifung an den in Rede ſtehenden Grundflächen zu geſtatten. 


Die Commiſſion hat in derſelben Verſammlung auch dem 
generellen Projecte der Dampftramway-Geſellſchaft, vormals Krauß 
K Co., für die Umgeftaltung der Strecke Gaudenzd orf-Hietzing 
ihrer Dampftramwaylinie Gaudenzdorf-Mödling zuge 
ſtimmt; wegen der Beziehungen zu den in dieſer Strecke vor— 
kommenden zwei Nothausläſſen aus dem rechtsſeitigen Sammel— 
canal in den Wienflußs wird ſich die Unternehmung ſeinerzeit mit 
der Gemeinde Wien ins Einvernehmen zu ſetzen haben. 
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Bezirksausſchüſſe. 
III. Bezirk (Landstraße). 

(Michael Endres'ſche Armenſtiftung.) Von Seite 
der Vorſtehung des III. Wiener Gemeindebezirkes Landſtraße wird 
zur öffentlichen Kenntnis gebracht, dajs die Intereſſen der Michael 
Endres'ſchen Stiftung am 15. März 1893 an zwei ſittliche arme 
Witwen von geweſenen Gewerbsmännern in dem Grundbezirke 
Landſtraße zur Vertheilung gelangen. 

Bewerberinnen um die obige Stiftung, deren Gatten ein 
Gewerbe in der Vorſtadt Landſtraße (d. i. Bezirkstheil Landſtraße) 
ausgeübt haben, und die daſelbſt wohnen, haben ihre mit dem 
Armuts⸗ und Sittenzeugniſſe, dann dem Todtenſcheine des Gatten 
und den Taufſcheinen der lebenden unverſorgten Kinder belegten 
Geſuche bis längſtens 10. März 1893 in der hierortigen Amts— 


kanzlei zu übergeben; ſpäter einlangende Geſuche bleiben un— 


berückſichtigt. 
Approviſtonierung. 
(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 
In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch— 


a Kalbfleiſch. 
(Commiſſidu für Verkehrsanlagen in Wien.) Die Commiſſion 


waren vom 19. bis 25. Februar 1893.) 


1. Fleiſchſendungen: 
a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. 

201.512 Kg. (Davon aus Nieder-Oſterreich — 123.420; 
aus Ober-Oſterreich — 3211; aus Mähren 
— 8577; aus Galizien — 53.384; aus 
Ungarn — 11.234; aus der Bukowina — 
1589; aus Bosnien — 97 Kg.) 

(Davon aus Nieder-Oſterreich — 5494; 
aus Ungarn 10; — aus Ober-Oſterreich — 
17; aus Mähren — 99; aus Galizien — 
19.364; aus der Bukowina — — Kg.) 
(Davon aus Nieder-⸗Oſterreich — 68; aus 
Mähren — —; aus Galizien — 280; 
aus Ungarn — 280; aus der Bukowina 
— 242 Kg.) 

(Davon aus Nieder-Oſterreich — 25.599; 
aus Ober-Oſterreich — —; aus Böhmen 
913; aus Mähren — 151; aus Galizien 
7643; aus Ungarn — 1253; aus Croatien 
— 59 Kg.) | 
1.149 Stück (Davon aus Nieder-Ofterreihh — 19; aus 
Ober⸗Oſterreich — 11; aus Mähren — 33; 
aus Galizien — 1067; aus Ungarn — 6; 
aus der Bukowina — 8; aus Schleſien 
— 5 St.) 

(Davon aus Nieder-Oſterreich — 251; 
aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren 
Maus Galizien — 2; aus der 
Bukowina — —; aus Ungarn — 14 St.) 
(Davon aus Nieder-Oſterreich — 76; 
aus Mähren — 6; aus Galizien — 1490; 
aus Ungarn — 1; aus der Bukowina 
— — &t) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 5; aus 
Galizien — 4; aus Ungarn — 156 St.) 
b) Für den Approviſionierungsverein. 


Rindfleiſch 


24.984 5 


Schaffleiſch . 870 


m 


Schweinfleiſch 35.618 


n 


Kälber . 


Schafen. 267 


Schweine 


Lämmer. 165 


77 


Rindfleiſch . 8.764 Kg. Kälber 65 Stück 
Kalbfleiſch.. 351, Schafe. Der 
Schaffleiſch 38 „ Schweine . . 12 „ 
Schweinfleiſch . 633 „ Lämmer — „ 
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2. Preisbewegung: 


We Roſtbraten u. Rieden „ 54 
Kalbfleiſch h. en 32 
Schaffleiſchchſ ee 1 2 
Schweinfleiſchchchchchhe .. „ 46 
Roller 5 & 5: 20-4 a. ir AU 
Schafe „ 30 
Schweine e 40 
Lame a 


Siedfleiſch . . . . von 24 bis 70 kr. per Kg. 


77 90 n n "n 
„ e e 
II 70 1 n n 
58 „ „ „ 
40 „ „ „ 
de 2 


„6 fl. per Stück. 


Die Zufuhr an Fleiſchwaren war gegen die Vorwoche beinahe 
gleich, die Nachfrage verhältnismäßig nicht beſonders lebhaft. Die 
Preiſe des Rindfleiſches minderer Qualität beſſerten ſich um 2 kr. 
per Kg., während jene des galiziſchen Kalbfeiſches beſſerer Qualität 
einen Rückgang vom 2 bis 4 kr. per Kg. erlitten. 

Bei den übrigen Fleiſch waren kommt eine weſentliche Preis- 


änderung nicht zu verzeichnen. 


25 


(Schlachtviehmarkt vom 27. Februar 1893.) 
1. Auftrieb. 


Maſt vieh — 3462, Weidevieh — —, Beinlvieh — 418 


Summa. 3880. 


Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere .. 


Galiziſche 
Deutſche 
Büffel 


n 


n 


Davon — nach Gattungen: 


chen 
Stiereet . 
rr 


1459 
841 
1561 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht mit Percentabzug. 


Ungar. Schlachtthiere von 53 
(extrem „ — 
Galiz. Schlachtthiere „ 51 
(extrem „ — 
DeutſcheSchlachtthiere „ 55 
(extrem „ — 
Weidevieh. . . . „ — 


Stiere. „ — 
Kühe 8 
Büffel! „ — 
Beinlvieh „— 


bis 64½ñ fl. 
no 100 
„ 64 „ 
7 66 0 
„66 „ 
nn 10 


b) preis p per 100 5 Lebendgewicht o 
Ochſen . . von 24 


Stiere .. „ 
Kühe. . „ 
Büffel. „ 
Beinlvieh . 


23 
22 
19 


— 


bis 32 


ol 
28 
25 


19 


Dieſe Preiſe ermäßigen ſich um 
den beim Handel vereinbarten 
Percentabzug (auf dem heuti⸗ 
gen Markte 37 bis 47 ), 
welchen der Verkäufer dem 
Käufer als Entſchädigung: 
a) für den Gewichtsverluſt in⸗ 
folge der Schlachtung; 
b) für die minderwertigen 
Stoffe, wie: Haut, Horn, 
Blut, Unſchlitt ꝛc.; 
) für die wertloſen Stoffe, 
wie: Magen⸗ und Darm⸗ 
inhalt ꝛc., zugeſteht. 


hue Percentabzug: 


c) Preis per Stück: 


Beinlvieh. 


thiere angekauft. 


von 29 bis 113 fl. 
Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurden keine Schlacht— 


7 N. NN Y T —— . , W,. 


PA . 


Un verkauft blieben: 


Ochſen. .. 38 

Beinlvieh . 8 

Gegen den letzten Montagsmarkt 
Schlachtthiere weniger aufgetrieben. Die 


Stück 
wurden um 397 Stück 
Kaufluſt war infolge des 


Beginnes der Ankäufe für die Conſervenerzeugung ziemlich lebhaft, 
daher die Preiſe um 1 bis 2 fl. per 100 Kilo geſtiegen find. 


+ ** 
*. 


(Pferdemarkt vom 24. Februar 1893.) 


Zum Verkaufe wurden gebr 


Preis: für Gebrauchs pferde 
„ Schlacht pferde. 


acht: 452 Pferde. 


100-300 fl. per Stück. 
2054 fl. „ „ 


Der Markt war ſehr lebhaft. 
Detailpreiſe in der Woche vom 19. Februar bis 25. Februar 


1893: 


(Geſchlachtet wurden 326 Pferde.) 


Vorderes Pferdefleiſch. . ... 
Hinteres „ 9 5 e 
Lungen: und Roſtbraten .. 
Selchfleiſc hh... 
Extrawürſtee. 
Dürre Würſte 
Rohes Fete 
Geſchmolzenes Fett = 
Schmeifhaare . . 2.2... 
Knochen 


Dale an. yo 


+ 


O 


Produete in Wien vom 25. 
a) Getreide. 


1 Kg. 20—36 kr. 
24—44 
24—44 
30—50 
„ 30—48 „ 
" 32—56 U 
„ 36—60 „ 
1 40—80 „ 
a Schweif2d—80 


— — — — — 


100 Kg. fl. 2—3 30 


per St. „3-650. 


Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche 


Februar 1893. 


Weizen (Qualitätsgewicht 74— 80 Kg.) .. von 7 fl. 75 kr. bis 8 fl. 60 kr. 
Roggen a CCC _ 
T ar a „ „ 
Ff!!! ee er C 
C/ ( ee ee G „ e , re , 
b) Mahlprodncte 
GTC ͤ ³˙¹·ꝛ⁴ von 14 fl. 65 kr. bis 16 fl. 15 kr. & 
DDEIZEIIEHL: u a Sa ee ar „ 6 „ 40 „ „ 16 „ 15 , 
Roggenmehl »ͥtr Te ee 
Wie a a „ ee 
NRoggenkleie » 2... . CCC 
Bierpreiſe im Monate Februar 1893. 
En gros. 

Abzug, Wiener ll. 10 bis 11½ fl. 9.— bis fl. 9.70 

„ böhmiſches, oberöſterr. II. 9 „ 10 „ 8.80 „ „ 9.— 
Lager; Wine 12 „ẽ 18 „ 13.— „ „ 14.— 
Märzen, Wiener (Export). . 13 „ Ur „ 14.— „ „ 15.— 
Böhmiſches nach Pilsner Art .. 11 „ 120 „ 15.— „ „ 16.— 
BISHER 52. 5 oe Be 11 „ 12 „ 16.50 „ „ 17.50 


(Dieſe Preiſe verſtehen ſich franco Zuſtellung, 


incl. Verzehrungsſteuer, netto 


Caſſa, ohne jeden Sconto.) 


En detail. 


e 12 bis 14 kr. per Liter über die Gaſſe, 


e 12 


77 75 F700 Re 


„ 16 „ „ „ im Locale, 
Lager und Märzen 18 „ 24, „ „ über die Gaſſe, 
| 20 „ 30 „ „ „ im Locale, 


Böhmiſches, Pilsner A 
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Flaſchenbier⸗Preiſe. 


Abzug in Flaſchen zu ½ Liter. per Liter 11 bis 14 kr. 
Lager , „ „75 . e e e 
Pilsner, ＋ nn 7 1 77 24 77 3⁰ 7 


Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 16. Februar bis 23. Februar 1893. 
Waren eingelagert. 27.599 Meter⸗Centner 
ausgelagert 36.269 5 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
10.645 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 23. Februar 1893: 242.411 Meter⸗Centner, und zwar: 
42.352 Meter⸗Ceutner Weizen, 23.238 Meter-Centner Roggen, 
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37.850 A Gerſte, 21.833 2 Hafer, 

42.990 5 Mais, 5.862 n Olſaaten, 
12.756 "N Mehl u. Kleie, 7.455 5 Wein, 

1.534 5 Zucker, 5.209 Hektoliter a 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 2,328.130 fl. öſt. Währ. 


Annbewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen find die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 


Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts— 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Baubewilligungen wurden überreicht: 
vom 23. Februar bis 27. Februar 1893; 


Für Neubauten: 


IV. 
Ribak, Baumeiſter, Bauführer derſelbe (926). 
ee 
Arbeitergaſſe, von Lorenz Waldmann, Bauführer Th. 
Bauer (934). 
Fuchsthalergaſſe 12, von Emma Spitzer, Bauführer B. 
Gettwert (900). 


e 


J. Bezirk: Brunnwegſtraße (Einl.-Z. 216 Inzersdorf) von Anton 
idek und Joſef Stolle, Bauführer Joſef Zeitlinger 
5825). 
1 „ Jagdgaſſe 37, von Joſef und Joſefa Zeitlinger, Bauführer 
Joſef Zeitlinger (5826). 
IIII. Bezirk: Wohnhaus, Penzing, Cat.⸗Parc. 607 1, Einlage 552, von 
Reſch Joſef und Auna, Bauführer Karl Ziegelwanger, 
Baumeiſter (4970). 
Für Umbauten: 
XVIII. Bezirk: Wohnhaus, Währing, Feldgaſſe 17, von Ferdinand und 


Aloiſia Schindler, Bauführer Franz Horak, Baumeiſter 
(5279). 


Für Zubauten: 
Petrusgaſſe 9, von Georg Marſchall, Bauführer L. Witz— 
mann (909). 


III. 


Bezirk: 


IV. Bezirk: 

& Berghof (92). 

VII. 

| und Michael Ratſch, Bauführer G. Berger (897). 

J. Bezirk: Laxenburgerſtraße 372, von Chriſtiana Breden, Bauführer? 
6281). 


„ „ 


Bauführer Matth. Taſchner (6455). 


II. Bezirk: Ebenerdiger Zubau, Simmering, Fuchsröhre C.-Nr. 566, 


von Michael und Marie Hörmann, Bauführer Ferdinand 


Kaindl, Baumeiſter (3006). 


III. Bezirk: Abort und Senkgrube, Hetzendorf, Neugaſſe 3, von Martin 
Linſenmayer, Bauführer Joſef Schäufler (5427). 
1 „ Piſwoir, Unter-Meidling, Neuwallgaſſe 11, von Maria Pikeſch, 
Bauführer Johann Neuwirth (5635). 
XVIII. Bezirk: Waſchküche, Währing, Gürtelſtraße 53, von Joſef und Anna 


Pellinka, Bauführer J. Bauer, Baumeiſter (5460). 


Haus, Grundb.⸗Einl. 1869 Reinprechtsdorferſtraße, Ecke der 


Laxenburgerſtraße 10 (Rudolfshügel), von Joſef Ottmann, | 


N. AAN NK KANAL LN NN NN NIN TY HY YYY 


Bezirk: 
Bezirk: 
Bezirk: 
Bezirk: 
Bezirk: 


Bezirk: 


Bezirk: Haus, Hechtengaſſe 24, Ecke der kleinen Neugaſſe, von Auguſt | 


Bezirk: Hoftract und Stockwerk, Apollogaſſe 9, von Maria Hörmer | 


1 
N 


„Bez ik 


Bezirk: 
Bezirk: 
. Bezirk: 
Bezirk: 
„Bezirk; 


v 


Bezirk: 
Bezirk: 


| 
eee 
„ 


XVIII. Bezirk: 


XIII. Bezirk: 
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Für Adaptierungen: 


Bezirk: Rothenthurmſtraße 14, von Baron Friedrich v. Haan, Bau— 


führer Rudolf Jäger (882). 

Petrusgaſſe 9, von Georg Marſchall, Bauführer L. Witz— 
mann (908). 

Wiedener Gürtel 8, von Joſef Joſtal, Banmeiſter, Bau— 
führer derſelbe (911). 5 

Garbergaſſe 16, von Katharina Heinſchwang, Bauführer 
Theodor Weninger, Maurermeiſter (932). 

Sechsſchimmelgaſſe 16, von Jakob Klein, Bauführer L. 
Klima (935). 

Futter-Depot, Simmeringerſtraße, von der Vienna 
General Omnibus Company, Bauführer Donat 
Zifferer (632. 

Unter⸗Meidling, Schulgaſſe 18, von Katharina Moos, Bau— 
führer Joſef Rucker (5428). 

Haus, Ottakring, Lorenz Mandlgaſſe 6, von Ferdinand L. 
Baldia, Bauführer derſelbe (7901). 


Für diverſe (geringere) Bauten: 


Schupfe, Prager Reichsſtraße 12, von A. Beywaſſer & 
Comp., Bauführer F. Djörup (907). 

Schupfe, Dietrichgaſſe 25, von Alois Niko witz, Bauführer 
F. Gutmann (928). 

Rohrcanal, Floragaſſe 2, von Betti Spur, Bauführer J. 
Binder (902). 

Werkſtätte, Bürgerſpitalgaſſe 20, von Joſef Oberherber, 
Bauführer C. Langer (927). 

Rohrcanal, Piariſtengaſſe 20, von Anna Sch lhoſſer, Bau— 
führer C. Schlimp (916). 

Maſchinenhaus, Albertgaſſe 6, von Franz Haas & Sohn, 
Bauführer F. Prokeſch (937). 

Himbergerſtraße 53, von Joſef Fuchs, Bauführer? (6292). 

Zwei Aborte, Simmering, Felbergaſſe 9, C.-Nr. 41, von 
Joſef Bezprska, Bauführer Ferdinand Kaindl, Bau— 
meiſter (3005). 

Senkgrube und Abort, Kaiſer-Ebersdorf, Hauptſtraße 12 a, 
von Ferdinand Kaupe, Bauführer Franz Rubens, 
Maurermeiſter (3020). 

Senk- und Düungergrube, ſowie Demolierung zweier Hütten, 
Simmering, Rinnböckſtraße 23, von Antonie Tandl, Bau— 
führer Ferd. Kaindl, Banmeiſter (3101). 

Abortbau, Rudolfsheim, Reindorfgaſſe 25, von Michael und 
Katharina Tham, Bauführer ? (4297). 

Bau im Hoftracte, Fünfhaus, Pelzgaſſe 10, von Ludwig Clara 
Kiffé, Bauführer ? (3152). 

Abort und Canalanlage, Pötzleinsdorf, Hauptſtraße 89, von 
Thereſia Kauderer, Bauführer Auton Wimmer (4851). 


Für Stockwerksaufſetzungen: 


Haus, einſtöckig, Penzing, Ameisgaſſe 5, von Robert und 
Maria Kleyhonz, Bauführer Stättermayer, Bau— 
meiſter (5068). 


Geſuche um Varcellierung wurden überreicht: 


XIII. Bezirk: 


I. Bezirk: 
II. Bezirk: 
VII. Bezirk: 
VIII. Bezirk: 
X. Bezirk: 


Remiſe, Weyringerſtraße 30, von Victor, Alfred und Theodor 
Schmidt durch Heiurich Adam, Bauführer Frauenfeld 


XII. Bezirk: 
XVIII. Bezirk: 
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XIX. Bezirk: 


Grundb.⸗Einl. 270 u. 283, Speiſing, von Auton Mayer (898). 


Geſuche um Vaulinienbeſtimmung wurden überreicht: 


Kärnthnerſtraße 19, von Leo Freiherrn v. Gudenus (868). 

Kleine Stadtgutgaſſe 12—24, von Karl Hörandner (886). 

Mariahilferſtraße 5, von Wilhelm Pohl (892). 

Lammgaſſe 3, von Anton Honus, Baumeiſter (917). 

Herzgaſſe, Einl. -Z. 588, von Joſef Pollke (5822). 

Waldgaſſe 30, Quellengaſſe 40, Einl.-Z. 1346, von Eduard 
Hanke (5911). 

Simmeringerſtraße 171, von Albine Dinter (6287). 

e Cat.⸗Parc. 840, von Max u. Rudolf Eibuſchitz 
6320). 

Einl.-Z. 1246, Unter⸗Meidling, von Franz und Maria 
Hanzal (5424). 

Bauparcelle 296,5, Einl.⸗Z. 719, Währing, Schulgaſſe 64, 
von Siegmund J. Stern und Eduard Berger (4758). 

Bauplatz, Gerſthof, Feldgaſſe, Einl.-Z. 303, von Michael und 
Margaretha Haberfellmer (4850). 

—50 49 Währing, Feldgaſſe 5, von Wilhelmine Urbanek 
5045). 

Parcelle 304/1, Grundb. Nussdorf, Einl.⸗Z. 34, Nussdorf, 
Färbergaſſe 11, von der Nuſsdorfer Vierbrauerei von 
Bachofen und Medinger (439). 
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Gewerbeaumeldungen vom 24. Februar 1893. 


Swoboda Johann — Ausführung von Gasrohrleitungen und Waſſer— 
leitungen — II., Caſtellezgaſſe 12. 

Januſchka Karl — Bäckergewerbe — XIII., Breitenſee, Kendlerſtr. 14. 

Szily Adolf — Bildhauergewerbe — IV., Weyringergafie 24. 

Schneider Magdalena — Brantwein- und Theeſchank — XIII., Penzing, 
Poſtſtraße 94. 

Balban Iſak Mayer — Commiſſions⸗Verſchleiß in Rohproducten — II., 
Obere Donauſtraße 63. 

Sachs Fritz — Commiſſions⸗Verſchleiß — II., Praterſtraße 13. 

Lambrechter Karl — Dachdeckerei — XII., Hetzendorf, Hauptſtraße 87. 

Georgiewitſch Marie — Damenkleidermacherin — IX., Moſergaſſe 3. 

Grünfeld Gabriel — Fiſch-Verſchleiß — II., Karmelitermarkt und am 
Schanzl. 

0 Steden Johann — Fleiſchhauergewerbe — IV., Belvederegaſſe 18. 
Jelinek Siegmund — Fleiſch-Verſchleiß — X., Laxenburgerſtraße 83. 
Lawiéka Marie — Fragnergewerbe — XVI., Neulerchenfeld, Burgg. 26. 
Rabl Thereſia — Gaſt- und Schankgewerde — XVIII., Währing, 

Döblingerſtraße 9. 3 
Baumgartner Marie — Gaſtwirtsgewerbe — XVIII., Währing, Herren— 
aſſe 70. 
2 Eichberger Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Unt. Amtshausg. 1. 
Födemeſy Siegmund — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Wallenſtein⸗ 
ſtraße 19. ne 
Klausner Ignaz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Wallenſteinſtraße 5. 
Köpl Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Magdalenenſtraße 5. 
Mazel Ladislaus — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, 
Gablenzſtraße 7. | | 
Polacek Moriz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Quellenplatz 5. | 
Schratter Chane — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Wallenſteinſtr. 5. | 
Steiner Benediet — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Gellertplatz 10. 
Walliſch Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Anaſtaſius⸗Grüngaſſe 31. | 
Wawxinek Francisca — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIII., Penzing, 
Tegetthoffgaſſe 35. N | 
Wenzel Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Eisner— 
traße 15. 
m Brunner Otto — Geſchäftsreiſender — XIII., Ober-St. Veit, Garteng. 3. 
Auerbach Henriette — Gewerbsmäßiger Betrieb von Gelddarlehens— 
geſchäften — II., Praterſtraße 56. 
Gartner Joſef — Handelsagentie — XVI., Ottakring, Payergaſſe 1. 
Katz Franz — Handelsagentie — II., Fiſchergaſſe 1. 
Sachs Fritz — Handelsagentie — II., Praterſtraße 13. 
Schreiber Max — Handelsagent — II., Lilienbrunngaſſe 10. 
Tomasek Joſef — Handelsgärtnerei — XVIII., Weinhaus, Hauptſtr. 34. 
Nitſch Karl — Handel mit Bau- und Tiſchlerholz — II., Gerhadusg. 9. 
Kinsky Oskar — Handel mit Bergwerksproducten, deren Verſchleiß au 
keine Conceſſion gebunden iſt — IX., Alſerbachſtraße 11. 
Pagocs Georg — Handel mit Obſt und Grünwaren im Umherziehen — 
XVIII., Währing, Gürtelſtraße 8. 
Waller Adolf — Handel mit Wäſche, Leinen- und Manufacturwaren — 
XVI., Ottakring, Gablenzgaſſe 12. 
| 


Brandſtätter Thereſe — Kleinfuhrwerk — XV., Fünfhaus, Felberſtraße 
bei Hotel Iſchl. 

Lill Ludwig — Kleinfuhrwerksgewerbe — X., Hanſengaſſe 6. 

Friedel Pauline — Mauufacturwaren-Verſchleiß — XVIII., Neu-Gerft- 
hof, Bergſteiggaſſe 21. DR 

Kary Franz — Milchmeiergewerbe — XVIII., Währing, Eduardgaſſe 1. 

Glück Johann — Pfaidlergewerbe — XVIII., Währing, Hauptſtraße 74. 

Fuchs Joſef — Schuhmachergewerbe — XV., Fünfhaus, Krantzgaſſe 8. 

Tuma Adalbert — Schuhmachergewerbe — II., Neſtroygaſſe 9. 

Gebert Martin — Selchwaren-Verſchleiß — XVIII., Weinhaus, Herren— 
aſſe 7. 
al Gödel Konftantin — Selchwaren-Verſchleiß — II., Wallenſteinſtraße 13. 

Schedy Franz — Selchwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, Gürtel— 

ſtraße 57. 

Mraß Johann — Spundblech-Erzeugung — XII., Unter Meidling, 
Lainzerſtraße 70. 

Fingerlos Franz — Tapezierergewerbe — VI., Magdalenenſtraße 61. 

Tineſch Karl — Taſchner — VIII., Joſefſtädterſtraße 9. 

Simon Johann — Tiſchler — XIV., Rudolfsheim, Buchgaſſe 44. 

Fiſcher Marie — Verkauf von Schul- und Gebetbüchern, Kalendern — 
XVIII., Währing, Joſefigaſſe 30. | 

Warkany Samuel — Verſchleiß von Herren- und Knabenkleidern — VI., 
Gumpendorferſtraße 116. | 

Ebi Antonia — Verſchleiß von Leinen- und Baumwollwaren — II., 
Odeongaſſe 9. N 4 

Huber Leopold — Victualienhandel im Umherziehen — XVI., Ottakring, | 
Panikengaſſe 17. | . | 

Wagner Marie — Victualienhandel — V., Grohgaſſe 1. | 

Hrabee Johann — Zuckerbäckerei — XVI., Neulerchenfeld, Neumayer⸗ 
gaſſe 34. 


Herausgeber: Die Gemeinde Wien. — Verantwortlicher Reda eteur: Dr. Friedrich Edler v. Radler, Secretär des Wiener Magiſtrates. 
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Gewerbeanmeldungen vom 25. Februar 1893. 


Puchberger Guſtav — Behötrdlich autoriſierter Bau-Ingenieur — III., 
Beatrixgaſſe 4 2. 

Schindler Johanna — Canditen-Verſchleiß — II., Karajangaſſe 12. 

Semel Berl — Damenkleidermacher — II., Novaragaſſe 8. 

Weisz Cäcilie — Damenkleidermacherin — J., Dreifaltigkeitshof. 

Smolka Veronica — Feilbieten von Reibſand im Umherziehen — X., 
Gellertgaſſe 15. 

Rojka Maria — Fragnerei — VII., Kirchberggaſſe 12. 

Feuermann Iſrael — Friſeurgewerbe — II., Wallenſteinſtraße 61. 

Hula Joſef und Neumeiſter Johann — Gemiſchtwarenhandel — VII., 
Mariahilferſtraße 92. 

Ronai Jakob — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Hetzgaſſe 40. 
h a Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Obere Donan— 
traße 6. 
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